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ROBERT Nowak: 
| Von der Karpatenukraine zum Karpatenland 


it der Besetzung der Karpatenukraine durch Ungarn wurde ein Zustand 

beseitigt, der, schon während der kurzen Lebensdauer der Zweiten Republik 
mit Hochspannung geladen !), nach der Unabhängigkeitserklärung der Slowakei und 
der Besetzung Böhmens und Mährens völlig unhaltbar geworden war. Damit hatte 
ja der bisher immer noch gemeinsame Staat zu bestehen aufgehört — allein 
konnte aber die Karpatenukraine nicht leben. Diese Ansicht war allgemein; manche 
ukrainischen Politiker behaupteten zwar das Gegenteil, scheinen aber selbst nicht 
davon überzeugt gewesen zu sein. 

Es trat nun das ein, was auf Grund der naturgegebenen (geographischen) Tat- 
sachen kommen mußte: Ungarn besetzte die Karpatenukraine; deren Gebiet, das 
durch tausend Jahre einen integrierenden Bestandteil des Stefansreiches gebildet 
hatte, wurde wieder mit diesem vereinigt. Diese Ereignisse spielten sich in ähnlich 
atemberaubendem Tempo ab wie die im Westen des Staates. Die näheren Umstände, 
vor allem die vorbereitenden Aktionen, die der militärischen Besetzung vorangingen, 
wurden erst etwas später bekannt. 

Schon lange vor der Unabhängigkeitserklärung der Slowakei hatte sich das Ver- 
hältnis Ungarn—Karpatenukraine zusehends verschärft. Die Lage war mehr als 
gespannt — seit Monaten war es wiederholt zu ernsten Grenzzwischenfällen gekom- 
men, bei denen es Tote und Verwundete gab. Es wäre ein Ding der Unmöglichkeit, 
feststellen zu wollen, wer in jedem einzelnen Fall „angefangen“ hat. Ungarn machte 
kein Hehl aus seiner Forderung nach gänzlicher Einverleibung der Karpatenukraine 
und Herstellung einer gemeinsamen Grenze mit Polen, die Karpatenukrainer wieder 
gaben die Forderung nach Rückgabe der in Wien Ungarn zugesprochenen Städte 
Ungvar und Munkacs nicht auf. Ungarn forderte die Karpatengrenze nicht bloß aus 
strategischen, sondern auch aus lebenswichtigen wirtschaftlichen Gründen (Wasser- 
wirtschaft!); vor allem aber sah es in einem selbständigen karpatenukrainischen 
Staat, der eingestandenermaßen nur die Keimzelle, das Piemont einer künftigen 
Großukraine sein wollte, eine Bedrohung seiner Existenz. An sich hätte man in 
Ungarn wohl kaum etwas gegen eine Großukraine, von einem Herübergreifen dieser 
Großmacht (die Ukraine hätte etwa 45 Millionen Einwohner) über den Karpaten- 
kamm bis in die ungarische Tiefebene hinein will man aber in Budapest nichts 
wissen. Das ist begreiflich. Die Karpaten sind in diesem Raum, trotz aller modernen 
Waffen, heute noch eine natürliche Festung ersten Ranges, die auch mit verhältnis- 
mäßig schwachen Kräften verteidigt werden kann. — Für die zahlreichen aus der 
Sowjetukraine und Galizien in die Karpatenukraine geflüchteten Patrioten wiederum 
bedeutete dieses kleine Bergland die letzte Hoffnung. Zwanzig Jahre nach dem 
Untergang des selbständigen ukrainischen Staates endlich wieder ein Lichtblick! 
Man hoffte, daß von dort, aus diesem ethnisch längst aufgegebenen Gebiet, die Er- 
neuerung des ukrainischen Staates ihren Ausgang nehmen werde. 

Auf eine radikale Lösung dieser Fragen konnte bei der ersten sich bietenden Ge- 
legenheit gerechnet werden. Diese Gelegenheit bot die Loslösung der Slowakei. 


1) Ztschr. £. Geop. 1938, 8. 889 ff. 
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In den Vormittagsstunden des ı/. März wurde in Preßburg der unabhängige 
slowakische Staat ausgerufen. Bereits um ı5 Uhr desselben Tages überreichte der 
Stellvertreter des ungarischen Außenministers dem tschecho-slowakischen Gesandten 
in Budapest ein mit ı2 Stunden befristetes Ultimatum der ungarischen Regierung. 
Darin wurde die Freilassung der Internierten ungarischer Nationalität gefordert; die 
Räumung des Gebietes Russinskos (= der Karpatenukraine) durch die tschechisch- 
mährischen Truppen sollte binnen 24 Stunden beginnen. Eine weitere wichtige For- 
derung war die nach Auslieferung von Waffen an die ungarischen Selbstschutz- 
formationen. Das war nicht unbegründet. Die Spannung zwischen tschechischer 
Gendarmerie und tschechischen Truppen einerseits und der karpatenukrainischen 
Sitschorganisation andererseits war schon seit Monaten derart, daß Kämpfe und 
Überfälle an der Tagesordnung waren. Die Sicherheit im Lande ließ also sehr zu 
wünschen übrig. Es war zu befürchten, daß es bei der äußerst erregten ‚Stimmung 
zu größeren Ausschreitungen kommen würde. — Das trat auch ein. Noch im Lauf 
des ı4. März wurden verschiedene Feuerüberfälle gemeldet, Ungarn wurden ver- 
haftet, verschleppt und mißhandelt, an der Grenze kam es zu ernsten Zwischen- 


fällen und Schießereien und in Huszt zu einem Zusammenstoß zwischen Sitsch- | 


gardisten und tschechischen Truppen, wobei es ı/, Tote und eine große Zahl Ver- 
wundeter gab. Kurzum, es zeigten sich zahlreiche eindeutige Symptome einer Auf- 
lösung der staatlichen Macht. 

Die Ereignisse überstürzten sich! Am Nachmittag des ı4. März trat der karpaten- 
ukrainische Landtag zusammen und beschloß die Unabhängigkeit des Landes. 
Ministerpräsident Woloschyn sandte an den tschecho-slowakischen Außenminister 
Chvalkovsky ein Telegramm, in dem er ihm diesen Beschluß des Landtages mit- 


teilte; mit Rücksicht auf die Unabhängigkeitserklärung der Slowakei sei es der Kar- 
patenukraine unmöglich gemacht worden, weiter im Staatsverband der Tschecho- 


Slowakei zu bleiben. 


Unter dem Eindruck des ungarischen Ultimatums gab die tschechische Regierung | 


dem General Prchala!) in Huszt den Auftrag, die Zurückziehung der tschechischen 
Truppen aus der Karpatenukraine durchzuführen; der General wurde angewiesen, 
sich mit den zuständigen Faktoren über die notwendigen Maßnahmen zu einigen. — 
Am ı4. März abends, um 23 Uhr, traf die Antwort Prags auf die befristete Note 
der ungarischen Regierung ein. Es wurde alles angenommen, nur das Recht, be- 
waffnete Selbstschutzformationen zu bilden, wurde den Ungarn der Karpaten- 
ukraine verweigert. Die tschechischen Truppen begannen sofort mit der Räumung 


des Landes. Dabei sollen an zahlreichen Stellen Gewaltakte gegen die Bevölkerung 


und Plünderungen vorgekommen sein. Das klingt sehr wahrscheinlich. Die Nach- 
richt von der Unabhängigkeit der Slowakei und der Befehl zur Räumung der Kar- 
patenukraine bedeuteten die Auflösung des Staates; die Wirkung auf die Disziplin 
der Truppe kann man sich vorstellen. Die Soldaten begannen in großer Zahl auf 
eigene Faust, unter Hinterlassung ihrer Waffen, in die Heimat zurückzukehren. 
Noch am Abend des ı/. März überschritten ungarische Abteilungen in der Ab- 
wehr einiger Bandenüberfälle an drei Stellen die Demarkationslinie. Von einer 
1) Der tschechische General Prchala war im Januar von der Prager Regierung der Kar- 


patenukraine als Innenminister aufoktroyiert worden. Er wurde in Huszt zuerst abgelehnt, von 
Prag zurückberufen, kehrte wieder nach Huszt zurück und wurde schließlich doch Minister. 
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genau festgelegten Grenze zwischen Ungarn und der Karpatenukraine konnte eigent- 
lich noch nicht gesprochen werden, da die gemischte Grenzkommission zwar schon 
den Verlauf der Grenze zwischen der Slowakei und Ungarn bestimmt hatte, nicht 
aber zwischen Ungarn und der Karpatenukraine. Hier galt noch die durch den 
Wiener Schiedsspruch bestimmte Demarkationslinie, deren Einzelheiten erst geregelt 
werden sollten. Der Vormarsch der ungarischen Truppen erfolgte in drei Gruppen, 
und zwar aus dem Raum von Beregszasz nach Osten in der Richtung auf Nagy- 
Szöllös (Sevljus) und Huszt, von Munkacz im Latoricatal entlang der über den 
Verecskypaß nach Polen führenden Bahn und von Ungvar im Tal des Ung nach 
Norden, entlang der bisherigen slowakisch-karpatenukrainischen Grenze. — Der 


ZZ neue Grenze 


een olte Grenze 
——— Bahn : 


Bepedszasz N,Szötös Huszt 
ei oTecsö 


—- 


= rmarass2>—- 
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Vormarsch wurde am ı5. März planmäßig fortgesetzt. Der wichtigste Erfolg dieses 
Tages war die Besetzung von Szolyva (Svalava) durch die Munkacser Gruppe. Damit 
geriet ein äußerst wichtiger Verkehrsknotenpunkt in die Hand der Ungarn, die nun 
die einzige nach Westen führende Straße des Landes beherrschten. Praktisch war 
mit diesem Geländegewinn von 25 km Tiefe (von der Demarkationslinie vor Mun- 
kacs gerechnet) die ganze Angelegenheit schon am ersten Tag entschieden. — Es ist 
zu erwähnen, daß die ungarischen Truppen nicht bloß mit den Schwierigkeiten des 
Geländes und der Witterung zu kämpfen hatten (schlechte Straßen, meterhoher 
Schnee, Schneesturm, Kälte), sondern auch den stellenweise recht hartnäckigen 
Widerstand der Sitschorganisation brechen mußten. — Die Sitsch war keine regu- 
läre militärische Truppe, sondern eine politische; sie war außerdem nur zum gering- 
sten Teil uniformiert. Eine von den Ungarn erlassene Amnestie sicherte allen ehe- 
maligen Sitschgardisten Straflosigkeit zu, sofern sie sich dem Einmarsch der ungari- 
schen Truppen nicht bewaffnet widersetzten. Nach Kriegsrecht wurden die mit der 
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Waffe in der Hand angetroffenen Sitschleute als Franktireure behandelt und er- 


schossen. — In der Sitsch befanden sich einige Hundert von politischen Flücht- 
lingen aus Galizien, die nicht nach Polen zurückkehren konnten. Von den Ungarn 
hatten sie aber die Ausweisung zu erwarten — eine Überstellung an die polnische 
Grenze bedeutete sicheren Tod. Es dürften wohl hauptsächlich diese gewesen 
sein, die sich so tapfer, mit dem Mut der Verzweiflung, wehrten und den aus- 
sichtslosen Kampf gegen die ungarischen Truppen führten. 

Von der karpatenukrainischen Regierung wurde am ı5. März die Mobilisierung 
von drei Jahrgängen angeordnet — am gleichen Tag gingen 2000 Sitschleute aus 
Huszt an die Front. Von den tschechischen Truppen, die ja hier eigentlich nichts 
mehr zu suchen hatten, konnte man eine Verteidigung des Landes weder erwarten 
noch verlangen. Die karpatenukrainische Regierung mußte also, um nicht ganz 
schutzlos dazustehen, zu diesem Mittel greifen. „Wir wollten unsere Ehre retten“, 
wie Ministerpräsident Woloschyn sagte, „wenn wir auch wußten, daß wir gegen die 
Überzahl machtlos sind.“ Man muß anerkennen, daß die Männer der Sitsch dieses 
Ziel erreichten. Sie retteten die Ehre und erwiesen sich der ukrainischen Legion, 
deren Traditionsträger sie waren, würdig. 

Die eingeborene Bevölkerung der Karpatenukraine (man kann sie nun wieder 
Ruthenen oder Russinen nennen) reagierte auf .die neue Lage vielfach mit der For- 
derung des Anschlusses an Ungarn. Auch das ist nicht zu verwundern. Bekanntlich 
hatte die Regierung Woloschyn nie eine Volksabstimmung durchgeführt und eine 
solche immer abgelehnt. Einem italienischen Pressevertreter gegenüber hatte Wolo- 
schyn einmal selbst geäußert, man könne jetzt (im Spätherbst 1938) noch keine 
Volksabstimmung veranstalten, denn diese würde für die Regierung ungünstig (d.h. 
für Ungarn) ausfallen. — In dem Zustand, wie er seit Oktober 1938 herrschte, sah 


niemand etwas Dauerndes. Das ganze Volk, mochte es dieser oder jener Richtung 
angehören, lebte in einem Gefühl der Unsicherheit; man wußte nicht, was kom- | 
men würde — aber daß es so nicht bleiben könne, war gewiß. Die Großukraine 


war eine Hoffnung, aber keine Realität. Der Anschluß an Ungarn dagegen versprach 


der breiten Masse Sicherheit, Verdienst und — Ruhe. Eine geregelte, beständige | 


Ordnung an Stelle der Experimente der letzten Monate, die man schon satt hatte. 
Glaubwürdige Zeugen versicherten schon im Februar, daß, trotz dem glänzenden 


98%%igen Wahlsieg der Regierung, diese in Wahrheit nicht mehr als höchstens 20% 


der Bevölkerung hinter sich habe. 


Inzwischen ging es im Lande drunter und drüber. Die Regierung wollte den | 


tschechischen Truppen die Waffen abnehmen und damit die mobilisierten hei- 
mischen Jahrgänge ausrüsten. Der tschechische Militärkommandant des Kreises 
Huszt weigerte sich, die Waffen abzuliefern. Inzwischen hatten sich, auf das Ge- 
rücht von dem Anrücken ungarischer Truppen, viele Ungarn der Karpatenukraine 
zu Selbstschutzformationen zusammengeschlossen; zum Teil erhielten sie Waffen 
von tschechischen Militärabteilungen, zum Teil überfielen und entwaffneten sie 
tschechische Gendarmerieposten. Das Konzentrationslager bei Rachow (Rahö) wurde 
überfallen und seine Insassen befreit. 
General Prchala erbat für den Abzug der tschechischen Truppen eine Frist von 
5 Tagen; die Ungarn forderten aber sofortige Waffenstreckung. Ungarns Außen- 
minister Graf Csaky richtete an die Regierung Woloschyn die befristete Auffor- 
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derung, die Regierungsgewalt dem Kommandanten der einmarschierenden unga- 
rischen Truppen zu übergeben. Woloschyn antwortete sofort, er werde eine 
dreigliedrige Abordnung zu Verhandlungen nach Budapest entsenden und ersuchte 
um Einstellung der militärischen Operationen, was aber abgelehnt wurde. In der Nacht 
vom 15. auf den 16. März flüchtete Woloschyn bei Bo&kov auf rumänisches Gebiet. 

Im Lauf dieses schicksalschweren Tages war es auch vielfach zu Unruhen inner- 
halb der karpatenukrainischen (ruthenischen) Bevölkerung gekommen, und zwar 
zu Zusammenstößen zwischen der Sitsch und den ungarnfreundlich eingestellten 
„Russophilen“. Die bisher herrschende großukrainische Richtung hatte ja ihre 
politischen Gegner nicht gerade sanft behandelt und war mit Massenverhaftungen, 
Internierungen und auch Mißhandlungen vorgegangen. Schon lange vor diesen 

bewegten Märztagen gab es vereinzelt ernste Schlägereien zwischen beiden Gruppen. 
Jetzt, bei Auflösung aller Ordnung, erhoben sich die bisher Unterdrückten — an 
verschiedenen Orten kam es zu bewaffneten Auseinandersetzungen. 

Am ı6. März um 13.25 Uhr hatte die Vorhut der ungarischen Honved bei 
Verecsky die polnische Grenze erreicht. Die im Theißtal vormarschierende Gruppe 
besetzte die bisherige Landeshauptstadt Huszt und drang in den späten Abendstunden 
in das 30 km südöstlich davon gelegene Te&csö (T’atovo) ein. Die Ungvarer Gruppe 
gelangte unter Kämpfen bis Perecseny (Pereiin). Bereits am nächsten Tag erreichte 
die Spitze der Theißgruppe über Aknaszlatina den Paß von Körösmezö (Tataren- 
paß) und damit auch an dieser Stelle die polnische Grenze. Bei diesem überraschend 
schnell durchgeführten Vormarsch hatte sich besonders ein Radfahrerbataillon aus- 
gezeichnet, das in 21/, Tagen, in ununterbrochenem Marsch, nach Zurücklegen einer 
Strecke von 270 km in stark ansteigendem Gebirgsterrain unter den schwierigsten 
Witterungsverhältnissen Körösmezö (Jasina) besetzte. Dabei waren stellenweise 
Kämpfe mit ukrainischen Abteilungen zu bestehen. — Ein Teil der Munkacser 
Gruppe säuberte die wichtige Straße von Szolyva nach Dolha, diesen Ort in Besitz 
nehmend. Die im Ungtal vordringende Gruppe erreichte am Abend des ı7. März 
den Uzsoker Paß. Damit waren die wichtigsten Straßen und Orte des Landes und 
dieses selbst in ungarischen Händen. Die ganze Aktion hatte drei Tage gedauert — 
eine sehr anerkennenswerte Leistung, wenn man neben den schon erwähnten natür- 
lichen Schwierigkeiten auch noch den Umstand in Betracht zieht, daß die unga- 
rischen Truppen zum großen Teil aus Rekruten bestanden, die erst vor 6 Wochen 
eingerückt waren. Die amtlich bekanntgegebenen Verluste betrugen 37 Tote und ıı4 
Verwundete. Die Säuberung des Landes von versprengten Sitschabteilungen und 
Banden sowie die Besetzung der abseits der Straßen gelegenen Seitentäler wurde 
planmäßig fortgesetzt und am 19. März beendet. 

Die Kämpfe waren zum Teil ernsterer Natur. Das gebirgige Gelände, die stellen- 
weise tief eingeschnittenen Täler boten dem Verteidiger große Vorteile, die von der 
Sitsch allerdings nur sehr unvollkommen ausgenützt wurden. Vor Perecseny waren 
Verteidigungsstellungen ausgebaut worden; anscheinend gelang es dort auch, den 
Vormarsch der Ungarn einige Zeit aufzuhalten. Perecseny wurde von einer Abtei- 
lung der Munkacser Gruppe besetzt, die, über Szolyva kommend, von Osten her in 
die Stadt eindrang. Vor Huszt kam es zu einem Gefecht, ebenso bei Kis-Berezna im 
oberen Ungtal. Vor dem Vereczkypaß leistete eine Sitschabteilung Widerstand, der 
aber bald gebrochen wurde. 


* 
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Mit der Besetzung des Karpatenlandes (diese Bezeichnung ist jetzt für die ehe- 
malige Karpatenukraine allgemein üblich) hat Ungarn einen großen Erfolg errun- 
gen, dessen Schwergewicht vielleicht weniger in dem Zuwachs an Fläche und Ein- 
wohnerzahl,' sondern in seiner moralischen Bedeutung liegen dürfte. Zum erstenmal 
seit ıgı8 haben ungarische Truppen den Kamm der Karpaten und damit ein Stück 
der „geheiligten tausendjährigen Grenze“ Ungarns erreicht. Dieses Ereignis löste in 
ganz Ungarn größte Freude und Begeisterung aus. Um das richtig zu würdigen, 
muß man sich vergegenwärtigen, daß die tausendjährigen Grenzen Ungarns im 
Leben der Nation eine geradezu mystische Rolle spielen. Besondere Genugtuung 
empfand man auch darüber, daß die Rückgliederung des Karpatenlandes zwar mit 
Wissen und moralischer Unterstützung Deutschlands und Italiens erfolgte, aber 
doch nur durch die mit eigener Kraft rasch und mutig unternommene Aktion 
durchgeführt wurde. Das war, wie aus dem von Außenminister Graf Csaky am 
23. März vor den Auswärtigen Ausschüssen des Reichstages gehaltenen Expose her- 
vorging, durchaus nicht so einfach. Es waren rasche Entschlüsse, umsichtige diplo- 
matische Vorbereitung in allerkürzester Zeit und ebenso schnelle, kühne Durch- 
führung nötig. 

Die geographische (besonders wehrgeographische) und politische Lage Ungarns 
erforderte zunächst eine Sondierung bei den Nachbarn. Vorbedingung der Aktion 
war das freundschaftliche Verhältnis Ungarns zum Deutschen Reich, für das Graf 
Csaky Worte wärmsten Dankes fand. Er erinnerte an das Wort des Führers, daß 
Deutschland ein starkes, unabhängiges Ungarn brauche, das als selbständiger Faktor 
im politischen Leben der mitteleuropäischen Völker von großem Gewicht sei. — 
Eine schwierige Aufgabe war es, bei den südlichen Nachbarn Jugoslawien und Ru- 
mänien „eine Atmosphäre zu schaffen, die es den Regierungen dieser beiden Staaten 
ermöglichen konnte, eine etwaige Aktion der ungarischen Staatsmacht im Karpaten- 
land mit verhältnismäßiger Ruhe hinzunehmen“. In Jugoslawien war man, wenn | 
verschiedenen Pressestimmen Glauben geschenkt werden kann, am Anfang der Ak- 
tion freilich nicht gerade erbaut, die Haltung der Regierung war jedoch durchaus 
korrekt, was in Ungarn mit Genugtuung und Dankbarkeit vermerkt wurde. Schwie- 
riger gestaltete sich das Verhältnis zu Rumänien, was allerdings durch die geogra- 
phische Lage zu erklären ist. Diese brachte es mit sich, daß ein erheblicher Teil der 
ungarischen Truppen auf einer Strecke von mehr als 100 km entlang der ehemals 
tschechoslowakisch(karpatenukrainisch)-rumänischen Grenze (etwa von N.-szöllös 
bis Trebusa) aufmarschieren mußte — und zwar in unmittelbarster Nähe der Grenze, 
auf weite Strecken nur durch die dort verhältnismäßig schmale Theiß von rumä- 
nischem Boden getrennt. — Ungarn ließ in Bukarest mitteilen, es sei entschlossen, 
„das Russinenland mit allen Mitteln, gegen wen immer, in Besitz zu nehmen“, 
Gleichzeitig wurde die beruhigende Versicherung abgegeben, daß sich die ungarische 
Aktion „nicht gegen Rumänien richte, wofern sich die rumänische Armee nicht zu 
feindseligen Maßnahmen gegen die ungarische Armee hinreißen lasse“. Ein unprovi- 
zierter Angriff auf ungarische Truppen würde aber den Krieg bedeuten. — Trotz 
der bedrohlichen Nähe der Grenze in diesem empfindlichen Raum kam es tatsäch- 
lich nirgends zu Zusammenstößen. Rumänien mobilisierte zwar an seinen West- 
grenzen, was in Ungarn sehr übel aufgenommen wurde, ernste Folgen blieben aber aus. 
— Der Wunsch Rumäniens, Ungarn solle den östlich der Linie Huszt—Volove—Felsö 


a 
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Bystra—polnische Grenze gelegenen Teil des Landes (die größere Hälfte!) nicht be- 
setzen, wurde nicht berücksichtigt. Die Ankündigung Rumäniens, es würde an der 
rumänisch-karpatenukrainischen Grenze zum Schutz seiner Interessen Truppen 
konzentrieren, die die Grenze nicht überschreiten würden, solange es seine Inter- 
essen nicht gefährdet sähe, wurde als ‚„‚verhüllte Drohung“ aufgefaßt und von Ungarn 
zurückgewiesen. Rumänien erklärte sich hierauf bereit, sich mit der Überlassung der 
Eisenbahnlinie Lonka-Körösmezö (die im äußersten Osten des Karpatenlandes in 
nördlicher Richtung verlaufende Bahn über den Körösmezö- [Tataren-]Paß) und 
einiger nördlich von Maramarossziget liegender rumänischer Gemeinden zu be- 
gnügen. Über diesen Wunsch Rumäniens (der den Ungarn befreundeten Staaten 
sowie den mit Rumänien befreundeten von Budapest mitgeteilt wurde) ging die 
ungarische Regierung „zur Tagesordnung über“. 

Damit waren die diplomatischen Vorbereitungen nicht erschöpft. Polen mußte 
überzeugt werden, daß Ungarn niemals den Gedanken aufgegeben hatte, das kar- 
patenukrainische Gebiet dem ungarischen Reich wieder anzugliedern — und die 
Slowaken mußten beruhigt werden, ‚daß die Aktion der ungarischen Regierung sich 
in bestimmten Grenzen halten würde“. — Mit der Slowakei kam es einige Tage 
später zu ernsteren Differenzen. 

Ungarn hatte im Zuge der oben kurz skizzierten Aktion die bisherige slowakisch- 
karpätenukrainische Grenze, die durch den Fluß Ung gebildet wurde, besetzt. In 
diesem Tal verläuft auch eine wichtige Straße und die von Ungvar über Perecseny 
und den Uzsoker Paß nach Polen (Turka—Stary Sambor) führende Bahn. Bei Be- 
lassung der alten Grenze (die bisher nur eine Verwaltungsgrenze innerhalb eines 
Staates gewesen war) wäre diese Bahn, ebenso wie die Straße, für Ungarn nur von 
minderer Bedeutung gewesen. Der Verkehr hätte sich in unmittelbarster Nähe der 
Staatsgrenze abwickeln müssen. Man wollte daher ungarischerseits die Grenze zur 
Sicherung von Bahn und Straße um einige Kilometer nach Westen, auf bisher slo- 
wakisches Gebiet verlegen. In den frühen Morgenstunden des 23. März begannen 
ungarische Truppenteile an drei Stellen der nunmehrigen slowakisch-ungarischen 
Grenze mit der Besetzung eines Gebietsstreifens westlich des Ungtales. Die Slowaken 
wehrten sich tapfer, es kam zu einigen kleineren Gefechten, bei denen die Slowaken 
auch die Luftwaffe einsetzten und der ungarischen Infanterie ziemliche Verluste 
beibrachten. Diese betrugen nach amtlicher Meldung 23 Tote und 55 Verwundete, 
die Opfer der Zivilbevölkerung eingerechnet. Die ungarische Flakartillerie schoß 
mehrere slowakische Flieger ab, einige ungarische Jagdflieger vernichteten, unga- 
rischen Meldungen zufolge, ein slowakisches Bombengeschwader in der Nähe der Grenze 
westlich von Ungvar. Die ungarischen Flieger belegten hierauf den slowakischen 
Flugplatz von Spisska Nova Ves (Zips Neudorf, ungar. Iglö) mit Bomben; die Han- 
gars und etliche dort befindliche Flugzeuge wurden zerstört. Die Verluste der Slo- 
'waken betrugen 12 Tote (davon 6 von der Zivilbevölkerung) und 26 Verwundete. 

Die Besetzung slowakischen Gebietes durch ungarische Truppen löste in der Slo- 
wakei große Erbitterung aus. Trotz der beiderseitigen Verluste an Toten und Ver- 
wundeten gelang es, diesen Zwischenfall beizulegen. Bei den in Budapest geführten 
Verhandlungen wurde von der Slowakei ein Gebietsstreifen von durchschnittlich 
20 km Breite westlich des Ungtales an Ungarn abgetreten. — Die Slowakei war nur 
schwer zu diesem Opfer zu bewegen. Von ungarischer Seite wurde angeführt, daß 
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die Grenze zwischen der Slowakei und der Karpatenukraine seinerzeit (1919) will- | 
kürlich festgelegt worden und niemals endgültig gewesen sei. Tatsächlich hat die 


karpatenukrainische Regierung im Oktober 1938, unmittelbar nach Erreichung der 


Autonomie, in Preßburg sofort eine Grenzberichtigung zugunsten der Karpaten- 
ukraine verlangt und zu den diesbezüglichen Verhandlungen einen bevollmächtigten 


Minister entsendet. Es kam allerdings nicht zu der geforderten Grenzberichtigung, 


die Karpatenukrainer haben jedoch den Anspruch auf die Angliederung des von 


Ruthenen bewohnten Gebietes der Ostslowakei niemals aufgegeben. Dieses erstreckt 
sich vom Ungtal nach Westen entlang des die Staatsgrenze bildenden Karpatenhaupt- 
kamms in einer Längenausdehnung von fast ı50o km (noch über den Duklapaß 
hinaus), die Breite beträgt anfangs etwa jo km und verjüngt sich nach Westen bis 
auf zirka ı0 km. Ungarn war es aber nicht um die Angliederung des gesamten von 
Ruthenen besiedelten Raumes der Slowakei zu tun, sondern nur um die Sicherung 
der Bahn im Ungtal. 


* 


Ungarn hat im Lauf weniger Tage mit verhältnismäßig geringen Blutopfern ein 


Gebiet von zusammen 12 ı/4r qkm mit 592 goı Einwohnern (laut Volkszählung von 
1930) zurückerworben. Davon entfallen auf das Gebiet der ehemaligen Karpaten- 


ukraine: 11074 qkm und 552 ı24 Einwohner, das von der Slowakei am 4. April 


193g abgetretene Gebiet: 1067 qkm und 40605 Einwohner. Von den letzteren sind 
nahezu die Hälfte Ruthenen (18,9%) und 44,1% Slowaken. Der Volkszugehörig- 
keit nach sind von den rund 600000 Einwohnern des Karpatenlandes über 70% 
Ruthenen. — Die Bevölkerung befindet sich in einer argen wirtschaftlichen Not- 
lage — es sind zum größten Teil ausgesprochene Notstandsgebiete, die jetzt zu Ungarn 
kamen. Es wurden sofort großzügige Hilfsaktionen eingeleitet, über 100 Waggon 
Mais, 50 Waggon Kartoffeln und 20 Waggon Weizenmehl wurden schon in den 


ersten Tagen nach der Besetzung an die arme Bevölkerung verteilt, außerdem über 
100000 Liebesgabenpakete. — Die Arbeitslosigkeit dürfte durch die beabsichtigten | 
Meliorationsarbeiten, vor allem die Flußregulierungen, die Ungarn im eigenen Inter- 
esse durchführen will, erfolgreich bekämpft werden. Vor allem aber eröffnen sich 
den Ruthenen nun wieder die Arbeitsmöglichkeiten der ungarischen Tiefebene, wo 


die Bevölkerung des Berglandes seit Generationen bei Erntearbeiten Verdienst und 
Brot fand). Es wurden auch bereits zahlreiche Schnitterverträge abgeschlossen. 
Die Rückgliederung des Karpatenlandes stellt Ungarn zwar vor schwere soziale 
und wirtschaftliche Aufgaben, beeinflußt aber andererseits auch die Gesamtwirt- 
schaftslage Ungarns in sehr günstigem Sinne. — Die Waldfläche Ungarns stieg durch 
die Angliederung des Karpatenlandes und des sogenannten Oberlandes (das durch 
den Schiedsspruch von Wien an Ungarn kam) um 68%. Ungefähr die Hälfte des 
bisherigen Werkholzimports Rumpfungarns fällt nun weg, den Brennholzbedarf des. 
Landes deckt die eigene Erzeugung zur Gänze. Das bedeutet eine Entlastung der 
Handelsbilanz um etwa 25—30 Millionen Pengö. Der gesamte Salzbedarf wird nun 
ebenfalls im Inland gedeckt; die zurückgewonnenen Erzvorkommen liefern etwa 


1) Die Entlohnung der Schnitter besteht in einem Anteil (meist 10%) an der Fechsung in: 


natura; das bedeutet die Deckung des Brotbedarfs für die ganze Familie auf die Dauer eines. 
Jahres. 
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300% des heimischen Bedarfs. — Der Anschluß des Karpatenlandes war, wie u. a. 
auch vom Reichsverweser Horthy erklärt wurde, für Ungarn eine Lebensfrage. Die 
Wälder der Karpaten haben mit ihrer wasserhaltenden Kraft für die Flüsse der Tief- 
ebene, vor allem für den „magyarischsten“, die Theiß, die größte Bedeutung. 
„Wenn diese Wälder ausgeholzt werden, wird diese Gegend natürlich zum Karst und 
fällt in einem Jahre viel Schnee, so strömt der geschmolzene Schnee statt innerhalb 
6 Wochen in 3 Tagen in die Ebene, überschwemmt das Tiefland und läßt es wieder 
versumpfen. — Wird Karpatenrußland zum Karst, so trocknen die Flüsse und die 
Theiß aus und aus dem Tiefland wird eine Wüste.“ — Die wirtschaftliche Bedeu- 
tung dieser Erwerbung ist also sehr hoch anzuschlagen — vielleicht noch höher, wie 
schon erwähnt, der Prestigegewinn und die moralische Bedeutung. Freilich haben 
diese großen außenpolitischen Erfolge auch neue, innen- wie außenpolitische Pro- 
bleme gestellt. Von ersteren ist das wichtigste die Autonomie der Ruthenen. Diese 
wurde der „gens fidelissima‘“ Räkoczi’s!) von den maßgebendsten Stellen, von Mini- 
stern, dem Ministerpräsidenten und dem Staatsoberhaupt, in aller Form zugesagt — 
und dieses Versprechen wird auch eingelöst werden. Es bleibt nur abzuwarten, in. 
welcher Form dies geschehen wird. Die Lösung dieses Problems ist auch für die 
andern nichtmagyarischen Volksgruppen Ungarns von größter Bedeutung. Daß die 
Erwartungen des ruthenischen Volkes recht hoch gespannt sind, geht aus den Äuße- 
rungen verschiedener ruthenischer Politiker, u. a. auch des ehemaligen Minister- 
präsidenten von Karpatenrußland (damals war das noch die offizielle Bezeichnung) 
Andreas Brody hervor. Brody war im Oktober des Vorjahres wegen seiner ungarn- 
freundlichen Gesinnung abgesetzt und eingekerkert worden; er bekennt sich nach 
wie vor zur „Einheit des heiligen Stefansreiches“. Kürzlich erklärte er öffentlich in 
Budapest, es sei wichtig, daß der Umfang der Autonomie „nicht bloßen Schein, 
sondern wirklichen Inhalt“ darstelle. Im zurückgekehrten Karpatenrußland ist wäh- 
rend der vergangenen 20 Jahre „eine neue kampftüchtige, für ihr Vaterland zum 
Sterben bereite, im völkischen Selbstbewußtsein erzogene Generation herangewach- 
sen‘ — mit diesem Umstand muß gerechnet werden. Die zurückkehrenden Natio- 
nen im Rahmen Ungarns ‚in die alten Formen“ drängen zu wollen, wäre „ein nie 
wieder gutzumachender Fehler“. — Diese Worte sprechen eine deutliche Sprache. 

Was die außenpolitischen Probleme Ungarns anlangt, die durch die Rückgliede- 
rung des Karpatenlandes beeinflußt oder neu gestellt werden, so ist hier vor allem 
die nun endlich erreichte gemeinsame Grenze mit Polen zu erwähnen. Die Grenz- 
länge Ungarns hat gegenüber dem Stand vom November 1938 (Schiedsspruch von 
Wien) um rund 400 km zugenommen. An Stelle der früheren 180 km langen, sehr 
ungünstigen Grenze gegen Karpatenrußland tritt nun die ungarisch-polnische am 
Kamm der Karpaten in einer Ausdehnung von rund 350 km. Wehrpolitisch be- 
deutet die neue Grenze für Ungarn, trotz ihrer größeren Länge, einen großen Vor- 
teil gegenüber der offenen, gänzlich ungeschützten früheren; außerdem ist Ungarn 
mit Polen befreundet, zwischen beiden Staaten gibt es keine territorialen Forde- 
rungen oder Unklarheiten. Ein Umstand ist bei der ungarisch-polnischen Grenze 
bemerkenswert: sie geht durch ruthenisches (ukrainisches) Sprachgebiet. War auch 
die kulturelle und zum Teil die sprachliche Entwicklung südlich der Karpaten durch 

1) Fürst Franz II. Räkoczi stützte sich in seinem Freiheitskampf hauptsächlich auf die 
Ruthenen, die ihm die besten Soldaten stellten. 
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Jahrhunderte eine nl — eine klug vorausschauende Politik wird diese Tatsache 


des Grenzverlaufs in Rechnung stellen müssen. 

Die Grenze Ungarns mit der Slowakei wurde um rund 70 km verlängert (die neue 
Grenze westlich des Ungtals); jene Grenze, die Rumänien mit der ehemaligen 
Tschechoslowakei gemeinsam hatte und die für die Kleine Entente so wichtig war, 
fiel nun zur Gänze an Ungarn. Für Rumänien gewiß eine peinliche Veränderung. 

Manches in der verwirrenden Fülle der Ereignisse, die zur Angliederung des Kar- 
patenlandes führten, bedarf noch der Klärung (so z. B. die verschiedenen Angebote 
und Anfragen Woloschyns in den letzten Stunden seiner Ministerschaft), doch das 
sind schon Aufgaben für den Historiker. Manches in den Beziehungen der durch die 
letzten Ereignisse mittel- und unmittelbar betroffenen Staaten dürfte sich in naher 
Zukunft klären; „die internationale Politik ist ein flüssiges Element“, — dieser 
Ausspruch Bismarcks gilt jetzt besonders im nahen Osten Europas. 


ZBIGNIEW DOMANIEWSKI: 
Die Hauptstadt in der Geopolitik Polens 


T: der Geopolitik hat der Begriff ‚Hauptstadt‘ dreifachen Sinn. Geschichtlich 
und logisch stellt sie zunächst ein politisches Wesen dar, die Verkörperung der 
Zentralstaatsgewalt mit der Gesamtheit der in ihr verwachsenen Institutionen und 
Organisationen. Später erscheint sie als ein bestimmter geographischer Ort, von dem 
aus die Zentralstaatsgewalt ausgeübt wird und weiter als Stadtgebilde; dann erst 
wird die Hauptstadt zur letzten Vollendung einer geschichtlichen bzw. begriffs- 
mäßigen Entwicklung. Aber vorerst und vor allem trägt sie in sich den Begriff 
des politischen Wesens, und zwar eines im Lauf der Geschichte £fortlebenden We- 
sens, eine Auffassung, die sich in dem Ausdruck sinnbildlich offenbart, daß eine 
Hauptstadt ‚von da nach dort verlegt‘ worden ist. 

Für die Geopolitik ist von besonderer Bedeutung die Frage der wechselseitigen 
Beeinflussung, der die Hauptstadt als Stadt, als politisches Wesen und als Staats- 
raum unterliegt. Mit de Lapradelle können wir sagen, „eine Hauptstadt sei 
unvorstellbar, ohne daß auf die Formung des Staatsgedankens jene lebendigen 


Kräfte völkischer Auslese Einfluß nehmen, die sich vornehmlich in den gro-' 


ßen Städten ansammeln, mit Vorliebe wieder in jenen, die dank ihrer Lage an 
Kreuzungen von Fluß-, Eisenbahn- oder sogar Seewegen bequemen Zugang bieten“. 
Als Ergebnis dieser Verbindungen kann aber die Hauptstadt als städtisches Gebilde 
wiederum der unmittelbare Ausdruck der lebendigen Kräfte einer oder mehrerer 
Landschaften sein und in diesem Sinne auf die Staatsführung in ihrem Schoße 
einwirken. Träger dieser Einwirkung werden natürlich letzten Endes Menschen 
sein, die gemäß ihrer Artung und politischen Auffassung der Hauptstadt den Stem- 
pel ihrer eigenen Umwelt aufdrücken. Die breiten Volksschichten und oft sogar die 
Auslese unterliegen einer vorwiegend lokalen Einstellung, sie sind damit Träger 
der Raumwirkung einzelner Städte und Landschaften als Staatszellen. Die Staats- 
führung hingegen, besonders eine solche autoritären Ursprungs, denkt zumeist 
überlokal, sie ist Trägerin der Raumwirkung des Staatsraumes als Ganzen. Jede 
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Forschung also nach den Raumeinflüssen auf das politische Wesen der Hauptstadt 
muß zunächst unbedingt die Frage beantworten, wie Staatsführung und Landschaft 
als politische Kräfte im Staate sich zueinander verhalten. Die Hauptstadt muß als 
Gehirn des politischen und sozialen Staatsorganismus erkannt sein, dann erst rücken 
ihre geographische Lage und ihre Bedeutung als Stadt in den Vordergrund. 


Das politische Wesen der Hauptstadt eines Staates verbindet sich im Laufe der Geschichte 
mit verschiedenen Stadtgebilden. Bevor in Polen Warschau zur Hauptstadt wurde, gab es drei 
Städte bzw. Burgen, die für längere Zeit Sitz der Staatsgewalt waren: Gnesen, Posen und 
'Krakau. Auch in anderen Ländern treffen wir in der Vergangenheit auf den Vorgang der ein- 
und mehrmaligen Verlegung der Hauptstadt; in jüngster Zeit beweisen die Wiedererhebung 
Moskaus zur Hauptstadt durch. die Sowjets, die Schaffung Canberras und Ankaras, daß das 
Problem der Hauptstadtlage auch heutzutage nicht rein statischer Natur ist. Wie man die Ver- 
änderungen, denen der Staat als Reich im Laufe seiner Geschichte unterliegt, als Erscheinungen 
‘seines völkischen Lebens, seiner Entwicklung betrachtet, so darf man auch von der Ent- 
wicklung der Hauptstadtlage sprechen, von der man nicht weiß, ob sie ihr Endstadium 
schon gefunden hat. Die vergangenen Tatsachen und Begleiterscheinungen dieser Entwick- 
lung haben für die Geopolitik — die nach Maull „ein praktisch wertender, geradezu auswerten- 
der Wissenschaftszweig ist, der im Ausmaß seiner Erkenntnisse der Politik dienen will und 
soll“ — einen viel weiteren als lediglich geschichtlich-systematischen Sinn. Wenn die Haupt- 
stadt, der Inbegriff der Zentralstaatsgewalt und der ihr angegliederten Institutionen im Lauf 
der Geschichte innerhalb des Staatsraumes wandert, so ist es nicht zu vermeiden, daß sie nach- 
einander in den Bereich vorherrschender Einflüsse von verschiedenen, bei jeder 
einzelnen Lage im Verhältnis zu ihr anders gelegenen und mit ihr ungleich eng verbundenen 
Landschaften gerät, 


Sie wird dabei von den besonderen, allemal verschiedenen geopolitischen. 
Gegebenheiten des geographischen Ortes und städtischen Milieus befruchtet und 
prägt ihrerseits wieder aus der Fülle dieses Reichtums dem Staatsgedanken gewisse 
individuelle Tendenzen auf. Unter diesem Gesichtswinkel betrachtet gewinnt offen- 
bar die Entwicklung der Lage einer Hauptstadt an unmittelbarer wissenschaftlicher 
Bedeutung. Es ergeben sich nämlich folgende drei Fragen: 

1. Sind diese Tendenzen, wie im allgemeinen jede Überlieferung, beständig oder 
nur vorübergehend? 

2. Gibt es in der Hauptstadt als Lebensform eine Anhäufung von politischen 
Kräften der Idee, die nur aus den Gegebenheiten früherer Lagen vollkommen zu 
verstehen sind? 

3. Ist die Hauptstadt lediglich Kollektor oder nicht auch Transformator, 
der in seiner geschichtlichen Bewegung mit den wechselnden geopolitischen Ver- 
hältnissen die besonderen geopolitischen Ideen der verschiedenen Landschaften ab- 
wechselnd empfängt, so die verschiedenen geopolitischen Lagegegebenheiten unmittel- 
bar auswertet und sie in überlokale staatliche Traditionskräfte umformt? 

Die Antwort auf diese Fragen wird lehren, wieweit das geschichtliche Ideengut 
eines Staates Stütze zu einheitlicher und konzentrierter Raumpolitik werden 
kann, und noch mehr: welche Rückschläge solche Politik zu erleben vermag! 

Wir müssen also in der Folge die Lageentwicklung der Hauptstadt Polens ein- 
gehend betrachten. 


Die Entwicklung der Hauptstadtlage 


In den Anfängen der polnischen Staatsgeschichte, also im 10. bis 12. J ahrhundert, 
findet sich noch keine Burg als alleiniger Sitz der Zentralstaatsgewalt, doch die 
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vom Fürsten, bzw. dem König getragene Gewalt wirkt aus einem eindeutig abge- 


grenzten Zentralraum. Dieser umschließt die trockenen, leicht erhöhten Ebenen um 
die mittlere Warthe und mittlere Weichsel, also die Kerngebiete Großpolens und 


Masoviens mit den Burgen Posen, Gnesen und Plock. Von hier aus wurde die Politik 


geführt. | 


Polen war damals absolutistisch regiert. Aber bei dem beschränkten geographi- 


schen Horizont muß der Einfluß der verschiedenen Landschaftszentren auf die 
überlokale Staatsidee stark gewesen sein. Von entscheidender Bedeutung für die 
damalige polnische Raumpolitik war die Tatsache, daß der Machtmittelpunkt zwi- 
schen Posen an der Warthe und Plock an der Weichsel hin und her pendelte. Sie 
stellten die zwei Strahlungskerne dar, die den polnischen Expansionsdrang nach 
Westen — Pommern und Böhmen — und nach Osten — Podlachien und Kiew — 
längs den Flußwegen beseelten. Der Drang nach Osten entwickelte sich wesentlich 
unter dem Einfluß des vorwiegend ostwärts entwickelten Stromsystems der Weich- 
sel. Die Stoßwirkung nach Westen hingegen, sowohl von Posen wie von Plock aus, 
war gelenkt von dem Drange nach der Mündung des Flusses in die See. Das be- 
deutete aber im Nord- wie im Südwesten noch viel mehr: Anschluß der vom vor- 
dringenden Deutschland bedrohten Westslawen. Die Triebkraft war der elementare 


Wille der Piastendynastie zur Aufrichtung ihrer Herrschaft an der Ostsee. Und 


dieser Drang nach der Ostsee verblieb als schlummernde Kraft in der pol- 
nischen Überlieferung, besonders in Großpolen. 
Mit der Thronbesteigung des letzten Piasten Kasimir des Großen (1333) verankert sich 


der Machtmittelpunkt Polens in Krakau, Es beginnt gleichzeitig auch die erste geopolitische 
Krise in der polnischen Geschichte, die u, a. durch die Verlegung der Hauptstadt aus ıdem 


Ostseeraum in die unmittelbare Nähe der großen Wasserscheide zwischen Ostsee und Schwar- | 
zem Meer ausgelöst wurde, Diese Krise offenbart sich zuerst in den geopolitischen Tatsachen 
der Außenpolitik Kasimirs: er verzichtet auf Pommern und Schlesien, gewinnt aber das unter | 


seinen Vorgängern verlorene Gebiet von Halicz, hinter der Przemysler Pforte, für Polen 


wieder zurück, Polen steht am geschichtlich-geographischen Scheideweg: wird es auf seine | 


einstige, west- und ostwärts gerichtete Expansionspolitik verzichten und sich aus- 
schließlich gen Osten wenden? Als Kasimir den polnischen Königsthron bestieg, war 
Polen durch zweihundertjährigen Zerfall in Teilfürstentümer (1r38—ı320) innerlich sehr 
geschwächt, es mußte gerade auf jener Machtlinie, wo die ersten Piasten sich mit Erfolg be- 
hauptet hatten, also im Westen, zurückweichen, Aber die geopolitischen Überlieferungen aus 
der ersten Piastenzeit bleiben in Kasimir lebendig, Er besetzt die Furten der Netze, ıer gibt 
seine Tochter Elisabeth dem Stettiner Fürsten Boleslaw V, zur Ehe und adoptiert deren Sohn 
in der Hoffnung, auf diesem Wiege Pommern doch noch für Polen zu gewinnen, Der König 
wirkte also strategisch wie politisch auf der traditionellen Linie der Piasten; die Ent- 
fernung vom ÖOstseeraum hatte auf sein überlokales Denken keinen Einfluß. Vollkommen 
verschieden jedoch wird die staatliche Situation, als nach seinem Tode, unter Ludwig 
von Ungarn, Ladislau II. und Ladislau III. Jagiello die Kleinpolnischen Herren zur Macht 
gelangen und die Staatshauptstadt politisch beherrschen. In ihnen verkörpert sich vor 
wiegend das lokale Denken der politischen Schicht einer Teillandschaft des Staates: „viri 
sibi et patriae studios“, wie sie der zeitgenössische Historiker Diugosz charak- 
terisiert. Nun, diesem vorwiegend lokal denkenden Adel, dessen Güter sich im Raum zwi- 
schen dem Kleinpolnischen Hochland und dem San befinden, stellt sich die Entwicklungs- 
möglichkeit Polens ganz anders dar als den Piasten in Großpolen, Die Westwirkung ‘der 
Warthe existiert hier nicht mehr, die Weichsel selber behält zwar ihre Kraftrichtung auf 
Danzig, ebenso aber wirkt sie über den San mit dem Ziel der Dnjestr- und der Pruthmündung; 
besonders der Blickrichtung vom Becken von Sandomir eröffnet sich geradeaus der Weg über 
den San und weiter über Dnjestr zum Schwarzen Meer, Über Kleinpolen führten zudem die 
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Großraumverbindungen der Hauptstadt und des zentralen Industriebezirks Polens 


ahlenbündel bedeuten die Straßenzüge der Haupteisenbahnverbindungen. Die abweichenden Abstände zwischen den Strahlen 

bildlichen nicht etwa unterschiedliche Bedeutung der Straßenzüge, sondern sollen nur die einzelnen Straßenzüge deutlicher 

eben. Einige Teilstrecken der folgenden Bahnenwege sind noch nicht fertiggestellt: Kattowitz—Sandomir, Sandomir— 

Sandomir—Rzeszöw, Lublin—Brzesc n.B. Doppelstrich hebt die ‚„Intermaritime Flußachse“ hervor. Kanäle 1—4 stammen 
aus früherer Zeit, bei 5—9 sind die Vorarbeiten begonnen, Kanal 10 ist Bauprojekt noch in Diskussion. 


großen Handelsstraßen aus Norddeutschland, Großpolen und Böhmen nach Kiew und zu den 
Städten Akkerman an der Dnjestr- und Kilia an der Donaumündung, Gerade dieser Handels- 
verkehr hat zur wirtschaftlichen Blüte Polens im ı4, bis ı5. Jahrhundert, besonders zur 
Entwicklung Krakaus, Sandomirs und Lembergs beigetragen, Wienn also von Posen aus der 
Drang nach den Handelsstädten am Ostseestrand etwas Natürliches war, so lockten am Krakauer 
lokalgeopolitischen Horizont die Städte am Schwarzen Meer, In dem raumweiten Denken 
des letzten Piasten mußte schon damals die Idee eines Polen von der Ostsee bis zum Schwarzen 
Meer auftauchen, Aber die Kleinpolnischen Machthaber, die Herren der landwirtschaftlichen 
Großgüter, wußten nur zu gut, daß in der Richtung zum Schwarzen Meere die beste und 
fruchtbarste Scholle Osteuropas liege, Es ging ihnen also darum, den Südosten zur Schick- 
salsseite Polens zu machen, unter Mißachtung der Staatsinteressen im Norden — Pommern 
— und Westen — Schlesien —, also in Gebieten, die ihnen persönlich fremd waren. Dazu 
gesellte sich ein zweiter, entscheidender politischer Faktor — der Krakauer Bischof und Staats- 
kanzler Olesnicki, Kanzler der beiden Ladislau I. und II. Unter dem Einfluß katholischer 
Mystik hatte dieser sich das Ziel gesetzt, den Halbmond im Süden zu bekämpfen, unter Aus- 
nützung der Florentiner Union der beiden Kirchen eine Union Polens mit den christlichen 
Balkanvölkern zu verwirklichen und auf diese Weise die 1386 geschlossene polnisch-litauische 
Personalunion zu ergänzen. Darum bahnte er ı443 dem jungen Polenkönig Ladislau II. den 
Weg zum ungarischen Thron und schuf damit die Feindschaft zwischen der Türkei und Polen. 
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Die Verlegung der Hauptstadt aus Großpolen in die unmittelbare Nähe der großen Wasser- 
scheide ist also nicht ohne schwerwiegende Folgen geblieben. Die Lage auf der Wasserscheide 
bedingte sofort auch einen geschichtlich-geographischen Scheideweg! 

Die geopolitischen Spannungen aus der Hauptstadtlage während der Krakauer Epoche 


erreichen ihren Höhepunkt und erscheinen in ihrer vollen Klarheit während der Regierungszeit | 


Kasimirs des Jagiellonen (1447—ı492). Mit ihm bekommt Polen einen König großen For 
mats, einen typischen Herrscher der Renaissancezeit, der die Vorherrschaft des unbotmäßigen 


Großadels und der Kirche bricht, ein völlig überlokaler staatsmännischer Geist. Er kehrtsich ab 


von kirchlicher Mystik, er gestaltet seine Raumpolitik sozusagen aus der Vogelschau, nicht aber 
von dem Blickpunkt einer engen Landschaft aus, wie es die kleinpolnischen Herren zu tun 
pflegten, Unter seiner kraftvollen Regierung kommt Großpolen wieder zu seiner vollen poli- 
tischen Geltung und wird zum Gegengewicht gegen das Lokalmilieu Kleinpolens, Der groß- 
polnische Adel, der getreu seiner alten piastischen Überlieferung stets auf das Ostseeufer als 
Eckstein des geopolitischen Systems von Polen hinwies, war als mittlerer Adel die Hauptstütze 
des Königs in seinem Kampfe gegen den Großadel Kleinpolens, und zwar in der Innen- wie in 
der Außenpolitik, Gestützt auf Großpolen, gedachte der König die kritische Lage in Preußen 
und Pommerellen, wo ı454 ein Aufstand gegen den Deutschen Orden ausgebrochen war, 
auszunützen und rüstete zum entscheidenden Waffengang mit dem Orden um Pommerellen. Die 
kleinpolnischen Herren jedoch forderten von Kasimir, der als Großfürst von Litauen auf den 
polnischen Königsthron gekommen war, die Eingliederung von Wolhynien und Podolien, die 
Litauen als zugehörig beanspruchte, während Krakau solchen Anspruch für ungerechtfertigt 
hielt. Und das war die Politik einer Landschaft, deren politische Schicht 68 Jahre früher (1386) 
die erste polnisch-litauische Personalunion durchgesetzt hatte, um einen siegreichen Widerstand 
gegen den Orden zu ermöglichen! Darin klafft aber nur ein scheinbarer Gegensatz, Der Kampf 
Polens gegen den Deutschen Orden war in der Zeit bis Tannenberg (1410) der Abwehrkampt 
gegen eine Macht, die auf ihiren Feldzügen oft bis nach Großpolen und Masowien, 'ja, bis 
zur Nordgrenze Kleinpolens (Fluß Pilica) vorgestoßen war, Es war auch der Kampf gegen 
eine deutsche Macht, die im Falle der Niederwerfung Litauens nach dem historischen Vorbild 
der Waräger und Litauer den ganzen Dnjeprraum, der damals zu Litauen gehörte, in der 
Folge beherrscht hätte, Dadurch wäre Polen im Norden und Osten vom Deutschen Orden, 
im Westen und Süden von der deutschen Kaisermacht — letzten Endes also von Deutschland 


vollkommen umklammert worden, Tannenberg bedeutete für Polen als Ostsseestaat die Schick- 


salswende, für Großpolen sicher einen Kampf um die Ostsee, aber der kleinpolnische Adel 
focht nicht so sehr für den Zugang zur Ostsee, als für die Selbstbehauptung Polens und im 
besonderen für die angestrebte Herrschaft über den Dnjeprraum, Darum wurde auch 


der Feldzug des Königs Ladislau II. Jagiello gegen den Orden ı410 nicht bis zur letzten 
möglichen Konsequenz, der Beherrschung Danzigs, durchgeführt, Wenn also 1454, als der 


Deutsche Orden schon keine unmittelbare Bedrohung der Existenz Polens mehr bedeutete, 


die kleinpolnischen Herren dem Jagiellonen in seinem Entscheidungskampf um die Weichsel- 


mündung den Beistand größtenteils versagten, dagegen die Einverleibung Wolhyniens und 
Padoliens forderten, so blieben sie ihrer traditionellen Raumpolitik vollkommen treu, 


Der dreizehnjährige Krieg, der mit der endgültigen Brechung der Macht des Ordens | 
endete, war in der Hauptsache das Werk des großpolnischen Adels und der polnischen Städte, 
die in klarer Erkenntnis der Bedeutung der Weichselmündung die Gelder für den Feldzug || 


gaben, Hier muß aber die Bemerkung eingeflochten werden, daß im ganzen Zeitraum bis zu 
den Teilungen Polens das Bürgertum in Polen keine direkte politische Rolle spielte, Die 
städtische Residenz des Hofes gewinnt nur so weit politische Bedeutung, als sie Sammelpunkt 
des Adels der benachbarten Landschaft oder anderer Landesteile ist, Unter Kasimir dem J agiel- 
lonen wird aus innenpolitischen Gründen der hauptstädtische Einfluß Kleinpolens auf die 
Richtung der Außenpolitik durch den Einfluß Großpolens kompensiert, Anderseits beginnt 
nach dem Fall Konstantinopels (1453), der Eroberung der Städte Akkerman und Kilia (1484) 
durch die Türken das Stromgebiet der Weichsel auch auf Kleinpolen als Weg zur Ostsee 
zu wirken, Der lokale politische Horizont gerät in Bewegung, es verändern sich von selbst die 
geopolitischen Gegebenheiten der Hauptstadtlage, und all dies schafft eine Wendung selbst 
en Staatsdenken Krakaus, Die Ostsee rückt endgültig in den Vordergrund polnischer 
olıtık, 
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1569 verwandelt sich die bisherige polnisch-litauische Personalunion in eine Staatsunion. 
Polen und Litauen bilden von jetzt an die Republik Polen mit einem vom Adel gewählten 
König an der Spitze. Die Ostgrenze Polens verschiebt sich hinter den Dnjepr, Polen erreicht 
das Schwarze Meer und im Nordosten erhält es die Dünamündung. Da Krakau sich nun als 
Hauptstadt an der Peripherie des Reiches in unmöglicher Lage befindet, wird 1595 die Haupt- 
stadt nach Warschau verlegt. 


Die die Hauptstadt unmittelbar umgebende Landschaft und das Stadtgebilde spie- 
len also als Lokalmilieu anfänglich keine politische Rolle. Die neue Hauptstadt 
war aber damals im Gegensatz zu Krakau ein unbedeutendes Städtchen ohne Tra- 
dition, und Masowien spielte selbst in der Epoche der Jagiellonen nur eine beschei- 
dene politische Rolle als Stammland des Kleinadels, der sich kaum vom Bauerntum 
abhob. Es war nur das Streugebiet, von dem aus die polnische Siedlung sich auf 
den fruchtbaren Bodenstreifen und längs der Flüsse des Weichsel- und Njemen- 
systems nach Nordosten ausbreitete. 


Warschau wurde Hauptstadt nur dank seiner günstigen Lage: näher dem dicht- 
bevölkerten Westen als dem dünnbevölkerten Osten, mehr dem polnischen Westen 
als dem litauisch-ruthenischen Osten zugewandt. Schon vor 1595 war es als Ort der 
Königswahl zeitweise Sammelpunkt des polnischen und litauischen Adels gewesen. 
Nach Verlegung des Königshofes nach Warschau läßt sich der Hoch- und Mitteladel 
dort ständig nieder. Hiermit formt sich auch das Antlitz der neuen Hauptstadt Po- 
lens allmählich als einer Synthese aller politischen Elemente des gan- 
zen Staates. Warschau ist dabei das Gehirn eines Staates, in dem der Adel den 
Vorrang vor dem König als gesetzgebender und vollziehender Gewalt errungen hat. 
So wird Warschau im 17. Jahrhundert zum Brennpunkt der politischen Bestre- 
bungen der verschiedenen Landschaften Polens. 

Diese Eigenart der Hauptstadt führte zunächst dazu, die Entwicklung der Ostsee- 
politik weiterzufördern. Als Folge der Staatsunion wird Kernlitauen zur polnischen 
Landschaft, sein Adel erscheint in Warschau zur Königswahl und später am Hofe. 
Die neue Hauptstadt ist dazu in unmittelbarer Nähe der Vereinigung der östlichen 
Hauptzuflüsse der Weichsel: Bug und Narew; der Narew weist direkt zum Njemen, 
dessen östliche Zuflüsse ebenfalls nach Nordosten, zur Düna überführen. Und ge- 
rade im 17. Jahrhundert hatten die Flußwege hohe wirtschaftliche Bedeutung er- 
reicht. Kernlitauen erhält mit all dem als politischer Faktor im Staate eine große 
Bedeutung und beginnt im Osten eine ähnliche Rolle zu spielen wie ehemals Groß- 
polen im Westen. Wie einst der polnische Staat von Großpolen aus oder unterm 
Einfluß dieser Landschaft mit Deutschland und dem Orden um Pommern und 
Pommerellen kämpfte, so ringt jetzt Polen mit Schweden und Rußland um Liv- 
land. Die Westfront der Ostseepolitik erleidet hierdurch keine Schwächung, Polen 
geht sogar unter Ladislau IV. (1632—ı648) in dem ‘von Schweden besetzten Pom- 
mern zum Angriff über. Warschaus Überlieferung umfaßt wesentlich die Kämpfe 
um das Ostseegebiet. 

Das gilt aber ebensogut für das noch härtere Ringen an der südöstlichen 
Front. Der Südostraum — Wolhynien, Podolien, Ukraine — erhielt für Polen im . 
17. Jahrhundert ähnliche geopolitische und politische Bedeutung wie Kleinpolen und 
das Gebiet von Halicz im ı4. und 15. Jahrhundert. In Podolien und Wolhynien, wie 
ohemals in Kleinpolen, bildeten sich riesige Großgüter, erstanden wahre Fürsten- 
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tümer, dort setzten sich Magnaten aus polnischem, litauischem und ruthenischem 
Stamme fest, eine märkische Aristokratie Polens, deren Blick auf die Ukraine ge- 
richtet war, wie einst der der kleinpolnischen Herren auf Halicz, Wolhynien undPo- 
dolien. Die polnische Politik wird allmählich von diesen märkischen Magnaten und 
ihren über das ganze Land verstreuten Sippen völlig beherrscht, die Hauptstadt 
gerät wieder unter den entscheidenden Einfluß der Kräfte des Südostens und fügt 
sich ihrem Landschaftswillen. | 
Johann Kasimir (1648—ı668) gelingt es z.B., mit den Kosakenführern der Ukraine, die 
das vordringende Rußland fürchten, in Hadziacz (1658) eine Union zu schließen, Durch diese 
Akte erreichte das ruthenische Volk Gleichstellung mit den Polen und Litauern, die märki- 
schen Woiwodschaften wurden in ein Fürstentum zusammengeschlossen, und die Kosaken sahen 
sich am Ziel ihrer alten Sehnsucht: polnische Adlige zu werden, Polens Absicht war, die 
Kräfte der Ukraine zum gemeinsamen Kampfe gegen die Türken und Russen zu konzentrieren, 
aber die größte Schwierigkeit lag im ukrainischen Volkscharakter, Die Kosakenführer waren 
psychisch nicht imstande, eine politische Generallinie einzuhalten, noch weniger dauernde Ein- 
tracht zu wahren, Die „schwarzen Massen“ staken in tiefster Barbarei, stets bereit, dem ızu 
folgen, der sie zu Raub und Mord führte, und mit Vorliebe natürlich gegen die Großgrund- 
besitzer, gleichgültig ob Polen oder Kosaken, In der Vergangenheit waren die „schwarzen 
Massen“ oft entweder von Moskau oder von der Türkei gegen Polen ausgespielt worden, 


Als politisches Milieu und durch sein geopolitisches Gewicht hatte der Ostraum 
im Warschau des ı7. Jahrhunderts überragenden Einfluß. Großpolens Rolle da- 
gegen war während der Warschauer Hauptstadtepoche nur unbedeutend. Es besaß 
nicht die Reichtümer des Ostens, es hatte nicht wie Kernlitauen und Wolhynien- 
Podolien die gewaltigen Magnatenhöfe, um die sich der Adel scharte und die damals | 
die entscheidendsten politischen Faktoren Polens waren. Diese schwache innen- 
politische Stellung Großpolens war für die Richtung der polnischen Außenpolitik 
recht bedeutend, da Großpolen einer traditionell feindlichen Einstellung gegen | 
Deutschland huldigte. Großpolen stand z. B. stets in Opposition gegen die Lehns- 
formel der polnischen Preußenpolitik, es forderte die Eingliederung Preußens und | 
restlose Ausmerzung aller Elemente, die mit Brandenburg politische und gar kul- 
turelle Verbindung unterhielten, Großpolen stellte auch starken Anteil an der 
„französischen Partei“, die sich im 17. Jahrhundert in Polen bildete. Andererseits 
hält es aber auch schwer, die politischen Raumtendenzen einzelner Landschaften 
von den nicht raumbedingten Interessen des Adels klar zu trennen. 

Diese französische Partei war die Begleiterscheinung einer wiedererstandenen 
geopolitischen Krise, nämlich der alten Frage, wo eigentlich die Hauptaufgaben der 
polnischen Außenpolitik lägen, im Norden an der Ostsee, oder im Südosten am | 
Schwarzen Meer. Dieses Schwanken findet im ı4. bis 15. Jahrhundert in den geo-. 
politischen Gegebenheiten Krakaus und in den damaligen Zeitverhältnissen noch .| 
einigermaßen seine Erklärung, aber nicht im Warschau des ı7. Jahrhunderts, 
Polens Machtbereich erstreckte sich zwar damals von der Ostsee bis in die Nähe 
des Schwarzen Meeres, aber dieses Meer war abgeriegelt, es war das Meer der' 
Türken. Dagegen war das „Dominium Maris Baltici‘“ in solchem Umfang; 
und für so lange Zeitspanne von keinem Anliegerstaat verwirklicht worden. Selbst | 
zur Zeit, da Schweden die Ostsee politisch beherrschte, konnte Polen über dieses | 
Meer seine Produkte ungehindert nach Westen ausführen. Polen hatte auch die 
willige Hilfe der westlichen Seemächte England, Holland, Frankreich, die aus dem 
Östseeraum Holz, Hanf und Teer, die Rohstoffe für ihre Schiffswerften, holten, | 
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für seine Ostseepolitik gefunden. Am Schwarzen Meer jedoch war auf keine Hilfe 
zu rechnen; dort mußte Polen ganz allein stehen im Kampf gegen die Türkei und 
später auch gegen Rußland. Die Ostsee bedeutete damals für Polen den einzigen 
freien Zugang zur Welt; wenn Ladislau IV. alle Kräfte der Nation aufböt zur 
Sicherung und zum Ausbau dieser Verbindung, so trieb er eine vom Standpunkt 
Polens aus logische Außenpolitik. Aber der Ausgang zur Ostsee war nicht allein 
von Schweden bedroht, sondern auch durch die ununterbrochenen Bestrebungen 
Brandenburgs, Preußens und Rußlands zu territorialem Zusammenschluß, also zu 
einer Trennung Polens von der Ostsee. Jede überlokale politische Logik machte 
es klar, daß der Norden, besonders der Nordwesten, zur Schicksalsseite Polens ge- 


_ worden war. 


_ Es war also ganz natürlich, daß der Hetman Sobieski, der zwar die Wahl zum König seinen 
Waffenerfolgen gegen die Türkei verdankte, der aber überlokal politisch dachte, sich in 
Warschau mit größtem Eifer dem Problem der Östseepolitik zuwandte, Die Leitlinie des 
Königs, der übrigens als Haupt der französischen Partei auf den Thron gelangt war, verfolgte 
_ folgende Ziele: Bündnis mit Frankreich und Schweden, Frieden mit der Türkei, Krieg gegen 
Österreich und Brandenburg, Zerschneidung aller Bande, die Königsberg mit Berlin ver- 
knüpften. Seine Politik war von der Überzeugung getragen, daß die Einkreisungsgefahr von 
' Norden her und der mögliche Verlust der Ostsee schlimmer seien als das Vordringen der 
' Türkei. Die österreichische und brandenburgische Diplomatie jedoch wußte durch geschicktes 
 Ausspielen der innerpolitischen Gegensätze in Polen das französisch-polnische Verhältnis zu 
trüben, und die Türken zeigten keine Neigung zu einem Ausgleich. Der Vormarsch des 
_ Großwesirs auf Wien (1683) bot der polnischen Politik endlich Gelegenheit zur Ver- 
 ständigung mit der Türkei auf Kosten Österreichs. Aber nach anfänglichem Zaudern und 
Schwanken entschloß sich der König doch zum Hilfszug für Wien, und zwar unter dem 
entscheidenden Einfluß der Magnaten und ihrer Sippen aus dem Süd- 
ostraum, unter dem Druck der Überlieferungen, die seit dem ı5. Jahrhundert, 
der Zeit der Balkanpläne des Bischofs Olesnickis, in Polen weiterlebten. Das ganze 
Land wurde damals mit Flugblättern überschwemmt, die zum ‚„Kreuzzug“ aufriefen und die 
Befreiung der slawischen Brüder vom Türkenjoch predigten, ja man träumte vom Vorstoß 
polnischer Heere bis zum Jordan, Es besteht kein Zweifel, daß ohne den Einfluß dieser alten 
katholischen Mystik mit ihrem Drang von Krakau zum Schwarzen Meer Sobieskis Kriegszug 
nach Wien kaum zustande gekommen wäre, 


Man sieht also, was Lokalkräfte und landschaftgebundene Überlieferungen in 
dem Augenblick vermögen, wo die Hauptstadt kein autoritäres Zentrum 
überlokalen Staatsgedankens, kein führendes Kulturzentrum, sondern 
nur Kampfplatz partikulärer Raumtendenzen darstellt! 


Hiermit berühren wir unmittelbar die zu Anfang aufgeworfenen Fragen. Wir 
haben gesehen, wie die politischen Tendenzen einzelner Landschaften von Polens 
Staatsführung, wenn auch in ungleichem Verhältnis, im Laufe der Geschichte ab- 
sorbiert wurden, wie in Warschau im 17. Jahrhundert eine Ideenwelt aus früheren 
Jahrhunderten, die nur aus den Gegebenheiten der früheren Hauptstadtlagen voll- 
kommen zu verstehen ist, wieder in voller Urwüchsigkeit sich auswirkte. Die Haupt- 
stadt Polens war als geschichtlich fortlebendes Wesen ein Kollektor landschaftseige- 
ner Ideen, ohne aber in ihrem Organismus deren Umformung im Rahmen eines ein- 
heitlichen Staatsdenkens zu leisten. Die Ursache liegt klar auf der Hand: Die Vor- 
machtstellung der Zentralstaatsgewalt — des Königs — gegenüber den Teilkräften 
sinkt im Laufe der polnischen Geschichte bis zur Ohnmacht herab (18. Jahrhun- 
dert), wo Polen nur noch zum Streitobjekt ausländischer Mächte wird. Die Haupt- 
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stadt Polens hatte sich also nur als Kollektor, nicht aber als Transformator er- 
wiesen. 


So fand ıgı8 der wiedererstandene Staat der Polen ein Ideengut von ursprüng- 


licher Roheit vor mit der Blickrichtung auf die Einzelüberlieferungen der Teil- 


landschaften. Vieles, was heute als Überlieferung polnischer Machtpolitik er- 


scheint, ist tatsächlich nur Überlieferung eines politischen Partikularis- 


mus, der sich einst in der seinerseits beherrschten Hauptstadt machtpo litisch 


ausgelebt hat. Darum sind auch heutzutage noch die überlieferten geopolitisch wirk- 
samen Kräfte in Polen eng verflochten mit den Sonderbestrebungen der einzelnem 
Landschaften. Dies muß jeder in Rechnung stellen, der die heutigen Spannungen, 


die Polens Staatsführung wie ein Schatten begleiten, überhaupt erkennen und 


verstehen will. 


Hauptstadt und Staatsraum des heutigen Polens 


Sonst aber läßt sich kein Vergleich in der Bedeutung der Hauptstadt Polens 
zwischen einst und heute ziehen. Warschaus politisches Wesen weicht heute voll- 
kommen von dem ab, was es vor ı5o Jahren in sich trug. In dem seit 1935 autori- 
tären Staat besitzt die Vollzugsgewalt — Regierung mit dem Staatspräsidenten am 
der Spitze — den absoluten Vorrang vor allen anderen politischen Faktoren. Und 
als Stadtgebilde ist Warschau das lebenskräftige Zentrum des modernen Polens. 


Es ist vor allem seine volkreichste Stadt, 1938 zählte man 1261000 Einwohner in War- 
schau, also 32,7% der Bevölkerung aller polnischen Städte mit über 100000 Einwohnern. 
Die hauptstädtische Bewohnerschaft trägt ferner in ihrem Wesen eine starke Konzentra- 
tion jener völkischen Qualitäten, die die kulturelle Führung der Nation gewährleisten. Nach 
der Zählung von 1921 lebten in Warschau 38,5% aller in Wissenschaft, Kunst und Literatur, 
32,2% in der Staatsverwaltung, 17% im Gesundheitswesen, 11,5% in Justiz und Rechtsanwalt- 
schaft usw, berufstätigen Polen. Seine Bedeutung als Hauptzentrum des intellektuellen Lebens; 
der Nation ist noch stetig im Wachsen begriffen, 

Diese führende Stellung im kulturellen Leben des Landes verdankt aber Warschau nicht: 


bloß der Konzentration, sondern auch der Differenzierung der lebendigen Kräfte der Nation, | 
Der Soziologe Rychlifski weist z.B. auf die Feststellung hin, daß Warschau „gesellschaft- | 


licher Schmelztiegel Polens geworden ist, in dem der Vorgang der Strukturwandlung mit stärk- 


ster Intensität sich vollzieht, In Warschau führen vielfache Zwischenstufen vom Bürgertum zur 


Arbeitermasse, es gibt eine starke Schicht von Berufsintelligenz, die mit lebhafter Auf- 
geschlossenheit auf alle Kulturströmungen reagiert, Ihre Oberschicht gleitet über in die Pluto- 

kratie und in die Welt des reichen Bürgertums, ihre Unterschicht ins kleinste Bürgertum und: | 
die Arbeiteraristokratie, die Jugend aus dem Gewerbe und den Arbeiterschichten hingegen: 


findet leicht Aufstieg in die Reihen der Intelligenz, Dieser gesellschaftliche Kreislauf fördert 


nicht nur einen intensiven Austausch menschlicher Begabungen, sondern auch kultureller An- 
schauungen, Die Kulturideale der Oberschicht dringen mit ihrer höheren intellektuellen Ent- 


wicklung in die Tiefe der Volksmasse unter natürlicher Anpassung an deren seelische undi 
intellektuelle Aufnahmefähigkeit, kurz, von Warschau strahlt neben der eigenartigen Intelligenz-. 
kultur auch schon eine ganze Fülle von Vorbildern einer Volkskultur aus, die sich dem Niveau. 
des Kleinbürgertums anpaßt. Die Provinz eifert diesen Vorbildern nach, oft ohne eine Ahnung: 
von der hauptstädtischen Herkunft,“ Ferner lehrt die Beobachtung, daß gerade in Warschau: 
die heranreifende Jugend Polens zahlenmäßig wie intellektuell stetig an Bedeutung vordringt,. 
Wenn 1931 die Volkszählung in Polen 19,3% in den Jahrgängen zwischen 20 und 29 Jahren. 
ergab, so stellten diese Altersklassen in der Hauptstadt 22,9%, aber zehn Jahre früher, 1921,. 
nur 19%. Und wenn in Warschau von den Männern nur 5,2% akademische Bildung auf- 
weisen, so steigt dieser Prozentsatz in der Altersklasse zwischen 20—29 Jahren auf 11,8%, Vom 
dieser Akademikerjugend teilt sich dem hauptstädtischen Milieu eine starke Dynamik mit undi 
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strahlt von Hier in das ganze Land hinein, Im Jahre 1933 erschienen in Warschau 50,9% aller 
nichtperiodischen Druckwerke Polens, gar nicht zu reden von der monopolartig überragen- 
den Stellung der Warschauer Presse und des Warschauer Großsenders. Die Hauptstadt besitzt 
also in ihrem intellektuell und dynamisch geballten Milieu reiche Möglichkeiten zur kultu- 
rellen und dadurch auch politischen Befruchtung des ganzen weiten Landes. 


Die kulturelle Stellung Warschaus in Polen ist nicht von seiner wirtschaftlichen 
Bedeutung zu trennen. Die Zivilisation des 20. Jahrhunderts kann sich ja ohnehin 
nicht in kleinen Menschensiedlungen entfalten, sondern nur in großen und wirt- 
schaftlich starken Stadtzentren von gesellschaftlich differenziertem Gepräge. War- 
schau, die volkreichste und wirtschaftlich überragende Stadt Polens, formt mit 
ihrer unmittelbaren Umgebung den nach Schlesien und Lodz wichtigen dritten 
Industriebezirk, der 1934 über 13% der polnischen Mittel- und Großindustrie und 
120 der gesamten Gewerbebetriebe umfaßte. Gestützt auf diese Industrialisierung, 
mit seiner hohen Einwohnerzahl und dank der glänzenden Verkehrslage ist War- 
schau zum wichtigen Handelszentrum Polens geworden mit einem Anteil von 37,6% 
des Großhandels. Vielleicht noch stärker ist Warschaus Stellung als Finanzmacht 
ausgeprägt: 38,4% aller 1934 in Polen gegebener Kredite stammten aus den War- 
schauer Bankzentralen und den Warschauer Niederlassungen der Provinzbanken, 
selbst die Hüttenindustrie, die ja vollkommen außerhalb Warschaus beheimatet ist, 
hat in diesem Jahr 38,2% ihrer Kredite in Warschau aufgenommen. Vom Finanz- 
zentrum führte der Weg direkt zur wirtschaftlichen Zentralleitung. Viele Industrie- 
unternehmungen, deren Werke fern von Warschau liegen, haben ihre Hauptverwal- 
tung in die Hauptstadt verlegt. So hatten z. B. 1929 einzelne Bergbau- und Hütten- 
unternehmungen, die zusammen 25% des Gesamtumsatzes dieser Industrie in Polen 
darstellten, ihren Sitz in Warschau aufgeschlagen. 

Diese wirtschaftliche Konzentration in der Landeshauptstadt freilich stellt ein 
Problem zur geopolitischen Kritik, das von Karl Haushofer mit aller Klarheit 
und Schärfe für den pazifischen Raum als Parallele zum mitteleuropäischen Raum 
_ aufgeworfen worden ist. Er stellt nämlich fest: „Der ganze Pazifik legt, wo er nur 
irgend kann wie er will, Machtmittelpunkte weg von Geldzentralen und von Land- 
schaften, die mit wirtschaftlichen Kämpfen belastet sind... Nur Japan hat zwar 
die alte geistige Kulturhauptstadt in Kyoto aufgegeben, aber den jüngeren Macht- 
mittelpunkt der Reichsmarschälle Tokyo als neue Hauptstadt gewählt, und dort, 
' ähnlich wie wir in Berlin, auch Geld und Industrie zusammengezogen. Sein ent- 
 scheidendster geopolitischer Zukunftsfehler, den es Preußen-Deutschland nach- 
_ gemacht hat, heißt Tokyo!“ Wir haben also festzustellen, daß das Nachkriegspolen 
denselben Fehler begangen hat, als es die Umformung seiner Hauptstadt zum In- 
_ dustrie- und Finanzzentrum des Landes förderte! Aber schon 1937 wurde diese 
Entwicklung unterbrochen durch Schaffung und Konzentrierung der neuen Indu- 
strien in dem Raum um Sandomir, ja es steht sogar eine Abwanderung der in 
Warschau schon angesiedelten Industrien in diesen jungen Bezirk zu erwarten. 

Wir sehen heute südlich von der Hauptstadt eine neue Wirtschaftslandschaft, 
das künftige wirtschaftliche Kraftzentrum Polens erstehen. Und dadurch wird sich 
das 170 Kilometer von Warschau entfernte Sandomir in eine wirts chaftliche 
Hauptstadt Polens umwandeln. Dieser Komplex: politischer Machtmittelpunkt 
_ und wirtschaftliches Kraftzentrum, im bildhaften Sinne Politik und Wirtschaft — 
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Haupt und Organismus, wird in naher Zukunft die Hauptauslese des polnischen 
„Stück Menschheit“ (Ratzel) sein. 

Seine Bildung wirft neue raumpolitische Probleme auf, und zwar sowohl in 
bezug zu dem polnischen „Stück Erde“ wie zum europäischen Großraum. 

Polen liegt in der großen europäischen Tiefebene, die in ihrer Ausdehnung vom 
Ozean bis zum Ural im Norden von Nord- und Ostsee, im Süden von Gebirgsketten 
abgegrenzt ist. Warschau und Sandomir liegen nun in dieser Ebene gerade dort, 
wo die Nordkante — das Meeresufer — unvermittelt nach Nordosten und die Süd- 
kante — das Gebirge — nach Südosten abschwenken und so die verhältnismäßig 
enge Ebene in die ungeheuren Weiten des russischen Tieflandes einmünden 
lassen. 

. Auf dieser großen europäischen Ebene lagerte einst der Gletscher. In dem 
rhythmischen Ausmaß, wie der Gletscher vorrückte und wieder zurückwich, bildeten 
sich die Urströme ostwestlicher Richtung; sie schufen die heutigen Urstromtäler 
mit jener Eigenheit der Flußsysteme Mitteleuropas: daß nämlich die Hauptströme 
bei allgemeiner Südnordrichtung ein System von Zuflüssen besitzen, das ganz un- 
symmetrisch mehr nach Osten als nach Westen entwickelt ist. Warschau und San- 
domir liegen an der Weichsel; während aber die östlichen Nebenflüsse der Weser, 
Elbe und Oder nur in ein östlich gerichtetes Flußsystem überleiten, führen die 
Zuflüsse der Weichsel zu drei Stromsystemen. Jene überführen nur zu Flüssen, 
die in die Nord- oder Ostsee münden, diese aber verbinden mit Flußnetzen, die im 


Norden die Ostsee, im Süden aber das Schwarze Meer erreichen. 

Warschau und Sandomir liegen an derjenigen Stelle Europas, wo seine große Ebene sich 
bedeutend nach Osten verbreitert und wo sich die beste natürliche Verbindung zwischen der 
Ostsee und dem Schwarzen Meere befindet, Sie bilden also gewissermaßen die Ausfallzentren | 
nach den Richtungen Ostsee und Schwarzes Meer und nach den riesigen Weiten der Strom- 
systeme des Njemen, Dniepr und Dniestr, Die politische und die künftige wirtschaftliche 
Hauptstadt Polens sind das starke Zentrallager der diesen Teil Europas nordsüdlich durch- 
ziehenden intermaritimen Flußachse: Weichsel—San—Dniestr—Prutih, Die Weichsel | 
aber kann nicht nur nach den beiden Meeren, sondern auch mit den Wasserstraßen der Oder | 
nach dem Westen Verbindungen gewährleisten, so daß Warschau nicht nur an der intermari- 
timen, sondern auch an der transkontinentalen Flußachse: Elbe—-Havel—Oder— 
Warthe—Netze—Brahe—Weichsel—Bug—Muchawiec—Pina—Jasiolda—Prypeö—Dniepr liegt, 
Und durch eben diese Lage in dem Warschau—Berliner Urstromtal hat die politische Haupt- 
stadt Warschau einen merklichen Vorteil vor Sandomir, Durch das Berlin—Warschauer 
Urstromtal führen Fluß- und Bahnverbindungen aus dem westeuropäischen Großsammelpunkt 
Berlin, in der Zukunft auch Dresden, in den ganzen russischen Großraum. Nach Leningrad, | 
Moskau oder Kiew geht der Weg aus England, Frankreich, Spanien, Belgien und Holland so- 
wie Nord- und Westdeutschland zu Wasser oder zu Land immer über Warschau; Sandomir 
aber liegt an der im Bau begriffenen Eisenbahnstraße, die Kattowitz mit Röwne, im inter- 
nationalen Ausmaß mit Italien, Süddeutschland und Böhmen mit Kiew verbinden wird, War 
schau kontrolliert die Hauptverbindungen zwischen west- und osteuropäischem Großraum, 
Sandomir monopolisiert nur die wirtschaftsgeographisch beste Verbindung (mit Umgehung der 
Karpaten) zwischen den Teilräumen Adria— Süddeutschland und der Ukraine, 

Die beiden Städte liegen aber gleicherweise an der intermaritimen Flußachse, Sie spielt ; 
nun nicht nur die in ihren Namen angedeutete internationale Verkehrsrolle, sondern ist auch 
in der Gestaltung des polnischen Staatsraumes als Wirtschaftsraum die Scheidelinie, Ein | 
Blick auf die Karte der Mineralvorkommen, Industrieverteilung, Eisenbahntransporte und || 
Bevölkerungsdichte zeigt, daß diese Achse Polen in zwei gegensätzliche Teile zerlegt, in einen ıl 
reichen und einen armen), Westlich dieser Linie liegen alle Mineralschätze Polens, abgesehen || 


1) Vgl, Domaniewski, C. O. P., Z. £. Geopolitik, XV. Ihg. 1938, Heft 5. 
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von einigen Braunkohlenvorkommen in Pommerellen und den Phosphoritlagern an der pol- 
nisch-rumänischen Grenze; westlich ist fast die gesamte Industrie massiert und spielt sich fast 
der gesamte Bahntransport ab; Hier sind endlich die größten Bevölkerungsdichten, beson- 
ders die von über 100 auf ı qkm, festzustellen, Östlich aber von dieser Achse besitzt Polen 
die stärkste Volkszunahme, Wenn also der Westen der schon organisierte Wirtschaftsraum 
Polens ist, so stellt der Osten erst die gewaltigen Aufgaben, die von der politischen Hauptstadt 
Warschau und von der Industrielandschaft Sandomir zu lösen sind, 

Der Raum der politischen Hauptstadt und des zentralen Industriebezirks ist also 
gerade an jener Stelle des polnischen Staatsraumes gelegen, die das natürliche Auf- 
marschgebiet in das Land der großen polnischen inneren Aufgaben ist, gleichzeitig 
aber auch das naturgegebene Bindeglied zwischen dem Altkulturraum Ostsee und 
dem Zukunftsraum Schwarzes Meer und zwischen dem Altkulturraum Westeuropa 
und dem Zukunftsland Osteuropa. 


Gestern und morgen 

Kehren wir zum Schluß noch einmal zu den außenpolitischen Problemen zurück. 

Der Wirtschaftsraum des zentralen Industriebezirks Polens lebt genau dort, wo 
'ehemals in der Seele der kleinpolnischen Herren, der Großgrundbesitzer, der Drang 
nach Südosten brannte. Werden nun die Großindustriellen von morgen diese geo- 
politische Überlieferung weiterpflegen und sie neubelebt in den Vordergrund der 
polnischen Außenpolitik zu stellen versuchen? 
Die Passivität der polnischen Ostseepolitik als eigentlicher Seepolitik bis 
zum 17. Jahrhundert liegt in der Tatsache begründet, daß Polen nur über die völ- 
'kisch fremde Stadt Danzig mit dem Meer wirtschaftlich in Verbindung stand. Es 
ist kein Zufall, daß gerade jener Polenkönig, Ladislau IV., der die Union mit 
‚Schweden und die Ostseeherrschaft anstrebte, den Neubau eines Hafens an der 
'pommerellschen Ostseeküste begann. Wird nun die heute erbaute Hafenstadt Gdin- 
‚gen als geopolitischer Faktor und als städtisches Milieu morgen politische Ostsee- 
'bestrebungen in den Vordergrund der polnischen Außenpolitik zu stellen versuchen? 
Und wird die Staatshauptstadt auf der intermaritimen Flußachse zwischen die- 
sen zwei Wirtschaftszentren wieder die geopolitischen Dramen von gestern erleben?! 

Die Antwort auf diese Fragen lautet: ja und nein! 
Der zentrale Industriebezirk ersteht zwar im einstigen Machtzentrum der klein- 
‚polnischen Herren, aber anderseits inmitten eines Gebietes, das noch vor zwei Jah- 
ren „eine tote Öde, ein Pfeiler der Ohnmacht, ein übervölkerter, elender und wirt- 
‘schaftlich unbestimmter Bezirk“ — das von Schriftstellern genannte ‚‚gottver- 
'gessene Land“, eine Ruinenlandschaft war. Das einheimische Lokalmilieu dieser 
"Landschaft kommt als Träger politischer Überlieferungen, somit als politischer 
‚Faktor, kaum in Betracht. Dieser Bezirk ist ferner zum soziologischen Schmelz- 
\tiegel geworden, in dem die aus allen Richtungen zuwandernden Massen und Indi- 
vidualitäten die politischen Tendenzen von ganz Polen hineintragen. Der zentrale 
‚Industriebezirk wird grundsätzlich keine eigene aus Überlieferung stam- 
‚mende politische Tendenz aufweisen, aber er kann sie von außen her, von Lem- 
‚berg, erwerben. Dank der rapiden Entwicklung — in den beiden Jahren 1937 und 
‚1938 sind über 50 mittlere und große Industriewerke erbaut oder gar schon in Be- 
‚trieb genommen worden — ist vorauszusehen, daß der zentrale Industriebezirk sich 
im Sinn der nordamerikanischen Industriezentren entwickeln wird, wo wesentlich 
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nur zwei soziale Klassen sich gegenüberstehen: die Fabrikanten mit ihrer intellek- 
tuellen Gefolgschaft und’ das Proletariat. Solche Zentren zeigen erfahrungsgemäß 
kulturelle Unselbständigkeit und geraten leicht in den Bann fremder Kultur- 
einflüsse. Der Raum um Sandomir wird voraussichtlich kulturell zwischen Lemberg 
und Warschau hin und her schwanken, kulturpolitisch also zwischen der über- 
lokalen Tendenz der Hauptstadt und den überreichen Lokalüberlieferungen des 
geopolitischen Ecksteins Polens im Südosten. Lemberg, die Traditionsstadt des pol- 
nischen Handels mit dem Schwarzmeerraum, pflegt in seiner heutigen „Ostmesse“ 
die Überlieferungen der einstigen Expansion Polens in dieser Richtung weiter, der 
zentrale Industriebezirk aber wendet wirtschaftsgeographisch sein Gesicht dem euro- 
päischen Südostraum zu, seine Industrieführer werden zwangsläufig in dieser Rich- 
tung ihren Absatzmarkt suchen. Schon 1939 wird dieser Industriebezirk seine Er- 
zeugnisse nach Rußland ausführen, und der Einfluß der alten Kulturstadt Lemberg 
wird diese raumbestimmte Tendenz zweifellos noch steigern und verdichten. Dieses 
Industriegebiet wird sozusagen via Lemberg die alten Überlieferungen seines eige- 
nen kleinpolnischen Raumes und der Südostmarken aufnehmen und mit neuem 
Leben erfüllen. Eine ähnliche Entwicklung können wir heute in Gdingen beobach- 
ten, das die alten polnischen Ostseeüberlieferungen aufnimmt, verarbeitet und aus 
seiner wirtschaftlichen Bedeutung heraus politisch zur Geltung zu bringen beginnt. 
Gdingen wird, wie auch der zentrale Industriebezirk, noch zu einem politischen 
Faktor von großer Bedeutung werden. 

Zwei der oben gestellten Fragen sind also bejaht worden, die dritte jedoch müssen 
wir verneinen. Denn das heutige Warschau als führendes Kulturzentrum läßt sich 
nicht mit dem bedeutungslosen Warschau von einst vergleichen; es trägt in sich’ 
ein ganz anderes politisches Wesen als im ı7. und ı8. Jahrhundert. In seinem | 
Parlament (,Sejm“ und Senat) besitzt Polen einen politischen Faktor, der dank 
seiner überlokalen Organisation keinerlei Reibungen zwischen lokalpolitischen | 
Meinungen aufkommen lassen wird. Die autoritäre Staatsverfassung führt dabei zu | 
ausgesprochener Zentralisation der politischen Verwaltung, was gleichbedeutend ist | 
mit dem Todesstoß ins Herz des politischen Partikularismus. Mit geringen Aus- 
mahmen sind die Woiwoden in den Woiwodschaften nicht Einheimische, dazu 
haben sie in vielen Fällen noch auswärtige Mitarbeiter. Die Wirtschaft wird als 
Planwirtschaft gesteuert, das Schulwesen steht unter straffer Staatskontrolle, die 
Gestaltung der öffentlichen Meinung vollzieht sich im ganzen Lande unter Einfluß 
der hauptstädtischen Presse und des hauptstädtischen Großsenders. Die Hauptstadt, 
die im 17. Jahrhundert ein willenloses Spielzeug in der Hand der einzelnen pol- 
nischen Landesgruppen war, führt heute das ganze Land, und sie führt bewußt und 
herrisch. 

Die polnische Politik wird also nicht mehr die geopolitisch inneren Dramen von 
ehemals erleben. Die Hauptstadt als Machtzentrum wird die natürlich-gesunden . 
Regionaltendenzen der einzelnen aktiven Landschaften aus dem ganzen Staate zwar 
bereitwillig aufnehmen, sie aber nicht im Sinne einseitiger Auswahl, sondern || 
zu einer großen nationalen Synthese auswerten. In der Raumpolitik Polens wird | 


es künftig kein „entweder — oder‘ mehr geben, sondern nur das ‚eine und das 
andere“! 
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HEINRICH BLOcK: 
Rumänien an der Donau 


Die Verstärkung der mitteleuropäischen Stellung des Reiches zeigt sich 
auch in Nebenwirkungen. Eine dieser mittelbaren Auswirkungen ist der Be- 
schluß der außerordentlichen Taguug der Internationalen Donaukommission 
im August vorigen Jahres, durch die Rumänien erstmalig seit seinem Be- 
stehen Hoheitsrechte auf der Donau erlangte. Über die auch für Groß- 
deutschlands Ausfuhr so wichtigen Verhältnisse an der Donaumündung 
berichtet im folgenden einer unserer Mitarbeiter aus Bukarest. 

| Herausgeber und Schriftleitung. 
TI): neue Lage in Mitteleuropa hat Rumänien, als Donaustaat, vor erweiterte 

Aufgaben gestellt, richtiger gesagt — sie hat eine Reihe von Fragen aufgewor- 

‚fen, die längst ihre Lösung erwarten. „Behaupten wir uns an der Donaul“ — so 

' faßt der führende ‚Universul‘ diese Frage zusammen. 

Die Konferenz des Rates der Kleinen Entente, die anfangs Mai 1938 in Sinai 
tagte, befaßte sich mit diesem Problem. In der amtlichen Verlautbarung, die 
nach Schluß der Tagung veröffentlicht wurde, hieß es in allgemeiner Fassung, der 

' Rat habe sich mit lebhaftem Interesse mit der neuen rechtlichen und tatsächlichen 

_ Lage der Donauschiffahrt unter den neuen Umständen beschäftigt. Der schon er- 

wähnte ‚Universul“ schrieb hierzu: ‚‚Wie lange noch werden wir diese Lage dulden? 

Wenn Deutschland, befreit von jeder internationalen Aufsicht, der Entwicklung der 

Schiffahrt auf seinem Donauabschnitt so außerordentliche Bedeutung zumißt, kön- 

nen wir dann das Problem der rumänischen Donau unbeachtet lassen, das so wich- 

' tig für unsere Wirtschaft und für unsere Schiffahrt ist?“ 

Die gegenwärtige Lage an der unteren Donau war für Rumänien wirklich drük- 

kend und unhaltbar. Seit mehr als 80 Jahren bestand hier ein Regime, das sich 

' schon lange nicht mehr mit den Hoheitsrechten des rumänischen Staates in Einklang 

bringen läßt. Hier muß Rumänien selbständig vorgehen, weil es auf die Donau 

Sonderansprüche hat, die aus dem Rahmen der Kleinen Entente herausfallen. 

* 

Die neuere Wirtschaftsgeschichte der unteren Donau beginnt mit 1484, als die 
Türken Chilia und Cetatea Alba (Akkerman) eroberten und die Mündung des Flus- 
ses für alle nichttürkischen Schiffe sperrten. Erst durch den Frieden von Adria- 
nopel (1829) wurde der Ausgang zum Schwarzen Meer freigegeben. 

Das war ein harter Schlag für die Schiffahrt der rumänischen Fürstentümer. Zeitweilig 
gelang es nur den Habsburgern, die Sperre einigermaßen zu brechen. Durch den Frieden von, 
Karlowatz (1699) kamen sie nahe an die Donau heran. Der Frieden von Passarowatz (1718) 
gab ihnen beide Ufer der Donau bis zur Mündung des Olt (Alt) und freie Fahrt im unteren 
Lauf des Flusses. Aber auch diese Vorteile verloren sie durch den Frieden von Belgrad (1739). 

Was die Russen anbelangt, so hatten noch die Großfürsten der Kijewer Periode Absichten 
auf die Donau gehabt, und Swiatoslaw Hatte sich sogar in Dorostol (der heutigen Silistria) fest- 
gesetzt. Er fiel 972 auf dem Heimwege von einem seiner Donaufeldzüge. Später versuchten 
Peter I, und Katharina II, an die Donau heranzukommen, aber eine planmäßige russische 
Donaupolitik begann erst mit dem Frieden von Kutschuk-Kainardij (1774). Nach dem Frieden 
von Bukarest (1812) nahmen die Russen samt Bessarabien den Chilia-Arm des Donaudeltas und 
später, ohne Rechtszugeständnisse, auch die Arme St. Georg und Sulina (1826 und 1829). 

Die erste zwischenvölkische Regelung der Donauschiffahrt wurde während des 
Krimkrieges (1855) unternommen. Man wollte die Donau internationalisieren und 
zu diesem Behuf drei Kommissionen einsetzen: eine — der Uferstaaten — für die 
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obere Donau bis zur Eisernen Pforte, eine österreichisch-türkische — für den Ab- 
schnitt von der Eisernen Pforte bis zum Delta des Flusses, und eine internationale 
— für die Mündung der Donau. 

Da Österreich die rumänischen Fürstentümer besetzt hielt und darauf rechnete, Herr der 
Donau zu bleiben, so widersetzte es sich diesem Plan auf der Pariser Friedenskonferenz von 
ı856, Daher wurde beschlossen, die Europäische Donaukommission einzusetzen, vorläufig für 
die Dauer von 2 Jahren, innerhalb welcher Österreich ein Donaureglement vorzuschlagen hatte, 
Es kam aber zu keinem Ausgleich; so wurde 1858 in Paris beschlossen, die Europäische 
Donaukommission auch weiter ihres Amtes walten zu lassen, bis zum Jahre 1866. Dann ge 
schah eine weitere Verfristung bis April 1871. Am ı3. März 1871 trat in London die Frie- 
denskonferenz nach dem Deutsch-Französischen Kriege zusammen. Sie beschloß, die Voll- 
machten der EDK. auf weitere ı2 Jahre auszudehnen. Die Verfristungen wurden immer damit 
begründet, daß die Arbeiten der EDK. in der Donaumündung noch nicht beendigt seien. 

Inzwischen aber hatten sich die rumänischen Fürstentümer vereinigt, und das 
Land war, nach dem Balkankrieg 1877/78, selbständiges Königreich geworden. 
Daher gestattete der Berliner Kongreß, der jenen Krieg abschloß, in die EDK. auch 
einen Vertreter Rumäniens zuzulassen (früher waren es nur Franzosen, Engländer 
und Italiener gewesen), aber gleichzeitig wurden auch die Befugnisse der Kommis- 
sion erweitert und ihr das selbständige Walten bis hinauf nach Galatz gestattet. 
Noch schlimmer wurde es für Rumänien nach Ablauf der zwölfjährigen Frist: die 
Londoner Vereinbarung aus dem Jahre 1883 unterstellte die ganze untere Donau 
bis hinauf nach Braila der EDK., trotz energischem Einspruch von seiten Ru- 
mäniens. Später wurde diese Vereinbarung alle drei Jahre stillschweigend erneuert. 
Dadurch wurde zwar gewissen russischen Aspirationen auf die untere Donau ent- 
gegengearbeitet (von 1856 bis 1878 war der Süden Bessarabiens, der Zugang zur 
unteren Donau, nicht russisch), aber dadurch wurde die Lage Rumäniens keines- 
wegs leichter, das seine Hoheitsrechte nicht geltend machen konnte. 

So blieb es bis zu den Friedensschlüssen nach dem Weltkriege. Sie bestätigten 
die Vollmachten der EDK. und beschlossen außerdem, jene zwischenvölkische 
Donaukommission ins Leben zu rufen, die seit ı856 in der Schwebe war. Am 
23. Juli 1921 wurde in Paris ein auslegendes Übereinkommen unterfertigt, das die 
Internationalisierung der Donau (wie auch der befahrbaren Abschnitte einer Reihe 
anderer europäischer Flüsse) beschloß — von Ulm bis Braila. Über die untere 
Donau blieben die Rechte der EDK. ungeschmälert. In der Internationalen Donau- 
kommission waren alle Anrainer vertreten. Deutschland hatte zwei Vertreter, kün- 
digte aber seine Teilnahme an der Kommission in einer Note vom 1/4. November 
1936 und stellte seine Hoheitsrechte über alle beschiffbaren Gewässer wieder her. — 
Gegenwärtig ist das Schicksal der IDK., mit ihrem früheren Sitz in Preßburg, dann 
in Wien, noch ungewiß. 

Es sei eingeschaltet, daß es seit 1878 (Rückgabe Südbessarabiens an Rußland) eine 
rumänisch-russische Sonderkommission zur Regelung von Donauangelegenheiten gab, und daß 
damals Rußland den Chilia-Arm des Deltas ausbeutete. 

Heute ist die ganze „Meerdonau“, also der Abschnitt von Braila bis zum Meer, in der Ge 


walt der EDK., auch Chilia. Der eigentliche Sitz der Kommission ist Sulina, in der Regel 
tagt sie in Galatz oder irgendwo an der französischen Riviera. i 


Die EDK. ist eine schwere Belastung der rumänischen Wirtschaft, da sie für jede 
Registertonne, die die Donaumündung passiert, einen Goldzins erhebt, um ihren 
teueren Apparat zu unterhalten. Außerdem hat es sich zur Genüge erwiesen, daß die 
EDK. mit der Instandhaltung der Meeresausfahrt nicht fertig wird. — 
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Die Donau läuft in drei Armen ins Meer — dem Chilia-, dem Sulina- und dem 
St. Georgsarm, die durch viele Nebenarme verästelt sind. Infolge des Andranges des 
Donauwassers und durch die Meeresspülungen (Flut und Ebbe hat das Schwarze 
Meer nicht) bilden sich große Schlamm- und Sandablagerungen in den Mündungen 
' der Arme, Sandbänke, von denen die sog. Sulinaschranke die bedeutendste ist. Nun 
bildet aber gerade der mittlere Arm, der von Sulina, den Ausgang zum Meer. Er 
ist schmal und tief, im Gegensatz zum breiten und flachen Chilia-Arm. 

Der Sulina-Arm war von jeher der Ausgang zum Meer gewesen, aber schon 
| längst ist festgestellt worden, daß nicht er der beste Ausgang ist, wenigstens nicht 


Die Donaumündung 


auf die Dauer. Die Ablagerungen sind so bedeutend, daß die EDK. schon 1857 Maß- 
mahmen gegen die weitere Versandung treffen mußte. In ihrem Bericht nach 
Paris wiesen die Fachleute die Kommission selbst darauf hin, daß in Zukunft nur 
der St. Georgsarm, kanalisiert, als Donauausgang zum Meer in Betracht kommen 
könne. Es sei unnötig, Arbeiten um Sulina durchzuführen, die doch nur vorüber- 
gehende Bedeutung haben könnten. 1858 begutachtete die EDK. diesen Bericht. Er 
enthielt auch einen Kostenanschlag, der für die Instandsetzung des St. Georgskanals 
ı2 Millionen Francs vorsah. Aber der Oberingenieur der Kommission, Hartley, war 
anderer Meinung und veranschlagte die Kosten auf 25,2 Millionen Francs. 
Daraufhin beschloß die Kommission, das St. Georgsprojekt einstweilen beiseite 
zu legen und eröffnete einen Kredit von ı8 Millionen Francs für die Bereinigung 
und den Ausbau des Sulinakanals. Bei diesem ursprünglichen Fehlbeschluß der 
EDK. ist es geblieben. Am 2. November 1861 erklärte sie die Arbeiten bei Sulina 
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als fortlaufend. Der Arm wurde kanaltechnisch aufgearbeitet, an der Mündung mit 
Kais und Dämmen versehen, um die Sandanspülungen aufzuhalten. Saugbagger hal- 
fen, den Schlamm aus der Mündung zu entfernen. 

Aber trotz der angestrengten Arbeiten und des riesigen Kostenaufwandes wird 
man der Versandung nicht Herr; die Schiffahrt im Sulinakanal gestaltet sich von 
Jahr zu Jahr schlimmer. Rumänische Fachleute (so Ing. N. Greoeanu in seinen Ar- 
beiten in französischer und rumänischer Sprache „Die Schranke von Sulina‘‘) 
rügen hierfür nicht nur die EDK., sondern auch die früheren rumänischen Re- 
gierungen, die sich in dieser Richtung große Fahrlässigkeit zuschulden kommen 
ließen. Internationale Servitute, Indolenz und Mutlosigkeit der rumänischen Re- 
gierungen hätten dazu geführt, daß die rumänische Ausfuhr von Korn, Erdöl und 
Holz ernstlich bedroht sei. Rumänien besitze alle Mündungen der Donau; trotzdem 
habe es keinen Hafen, der dieses Riesenstromes würdig sei. 

* 

‘ Seinerzeit entsprach die EDK. einem tatsächlichen Bedürfnis. Man wußte seit 
Anbeginn, daß der Sulina-Arm als Ausgang zum Meer nichts taugte. Ein Neben- 
arm des Chilia-Armes trägt alle seine Abschlammungen vor den Sulinakanal. Es 
handelt sich um den Arm Stary Stambul, der alle Reinigungsarbeiten im Sulina- 
kanal zunichte macht. Trotzdem es so ist, besteht das Provisorium der EDK. samt 
ihrem Sulinakanal seit 82 Jahren. Sie beschäftigt sich eigentlich nur damit, gleich- 
laufende Dämme ins Meer hinauszubauen, um so die Ablagerungen des Armes Stary 
Stambul zu paralysieren. 

Man hat errechnet, daß die EDK. bis jetzt etwa 5 Milliarden Lei in heutigem 
Gelde auslegte, um die Versandung des Sulinakanals aufzuhalten. Der Bau des 
St. Georgskanals hätte weniger gekostet. Die unnötig verbrauchten Milliarden sind 
dem rumänischen Außenhandel, also dem Kaufmann und Bauer, entzogen worden. 

Alle Vorschläge rumänischer Fachleute zerstieben an der selbstherrlichen Hart- 
näckigkeit der EDK., die ihre Sonderstellung nicht aufgeben will. Aber, schreibt 
Greceanu, ‚das ausschlaggebende Wort in dieser Frage gehört uns, denn der Sulina- 
kanal liegt auf unserem Boden und ist auf unsere Rechnung gebaut“. 

Jetzt ist es so weit, daß zur Zeit des Flachwassers vollbeladene Schiffe den Kanal 
nicht mehr bewältigen können. Es ist vorgekommen, daß sie im Kanal durch Um- 
ladung um einige Fuß gehoben werden mußten, was natürlich die Frachtkosten er- 
heblich steigert. Die Fachleute der EDK. haben nun den Entwurf des englischen 
Ingenieurs Ward gutgeheißen, der vorschlug, den Sulinahafen 7 Kilometer nach 
Süden zu verlegen und gleichzeitig eine Variante des unteren Laufes des Kanals 
zu bauen (siehe die beigefügte Karte), um auf diese Weise der verhängnisvollen 


Sandbank aus dem Wege zu gehen. Diese Arbeiten würden einen Kostenaufwand 


von 25 Millionen Goldfrancs erfordern, das sind etwa anderthalb Milliarden Lei. 


(Den diesbezüglichen Beschluß faßte die EDK. auf ihrer Tagung zu San Remo im | 


Jahre 1934, aber beim Entschluß ist es auch geblieben.) 

Von rumänischer Seite sind mehrere Pläne erörtert worden. Es wurde  vorge- 
schlagen, zu den Plänen des Jahres 1856 zurückzugreifen und den St. Georgsarm 
zu kanalisieren. Er liegt so weit südlich, daß ihm der Schlamm aus dem Stary 
Stambul nicht gefährlich ist. Außerdem sind hier die Meeresströmungen günstig, 
in dem Sinne, daß die natürlichen Ablagerungen des Meeres an der südlichen Mün- 
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dung dieses Armes vorbeigeschwemmt werden. Sollte die Finanzierung dieses Baues 
Schwierigkeiten bereiten, so könnte vorläufig (auf 30 Jahre berechnet) die von der 
Donaukommission vorgeschlagene Kanalvariante gebaut werden, aber mit geringe- 
rem Aufwande als Ward vorschlägt, etwa mit ıo Millionen Goldfrancs. Die Va- 
riante müßte eben ohne die kostspielige Verlegung der Stadt Sulina gebaut werden. 
Inzwischen müßte, und zwar nur aus den Einkünften der EDK., an den Bau des 
St. Georgskanals geschritten werden. 

Ingenieur Greceanu verlangt, daß diese Arbeiten von Rumänien besorgt würden. 
Der EDK., falls sie weiter bestehen soll, komme nur die diplomatische Über- 
wachung zu. Die selbständigen technischen und finanziellen Agenden müßten ihr 
endlich abgenommen werden. (Andere Stimmen sind kategorischer und verlangen 
; schlechthin die Auflösung der EDK.) 

Die Taxen der EDK. wurden im Laufe der Jahre oft revidiert, aber immer blieb 
der Grundsatz von 1856 aufrecht: man zahlt für die Registertonne, nicht für die 
verfrachtete Tonne. Ein Schiff mit 7000 Tonnen Wasserverdrängung, das aber im 
Donauhafen nur 4000 Tonnen laden konnte, zahlt in Sulina nicht für 4000, son- 
dern für 7000 Tonnen, und für jede Tonne werden jetzt 3,53 Goldfrancs erhoben. 

* 

Vor dem Kriege vollzogen sich 86% der rumänischen Ausfuhr zu Wasser, davon 
wurden zwei Drittel auf der Donau verschifft. Von 24 Millionen Tonnen, die da- 
mals auf der ganzen Donau verfrachtet wurden, entfiel auf Rumänien der Riesen- 
anteil von 25%. Weit wichtiger ist die Donaumündung für Großrumänien, denn 
Bessarabien und die Bukowina, die früher andere Absatzmärkte hatten, sind in 
ihrer Korn- und Holzausfuhr eigentlich nur auf den Donauausgang angewiesen. 

Die Taxe von 3,53 Goldfrancs pro Tonne ist viel zu hoch, wenn man in Betracht 
nimmt, daß der besser ausgestattete und längere Panamakanal 4,5 und der Suez- 
kanal 6 Goldfrancs für die Registertonne erhebt. 

Kein Wunder, wenn viele Waren, die früher über die Donau ins Meer gingen, 
z.B. aus Polen und der Tschechoslowakei, den Weg über Triest gesucht haben. 
Die amtliche „Romania“ wies darauf hin, daß viele Kornladungen, die früher aus 
Ungarn und Jugoslawien nach Braila kamen, um auf Seeschiffe verladen zu wer- 
den, jetzt nach Regensburg und von dort nach Triest gehen. Sogar rumänisches 
Korn benützt bereits diesen Weg. 

Es ist vorgekommen, daß Großschiffe, die nach Galatz und Braila gelangen können, hier 
nur halbe Last nahmen und dann doch nicht an Sulina vorbeikommen konnten, weil das Fahr- 
wasser bis 17—ı5 Fuß sank. Das jugoslawische Schiff „Rosina Topic“ mußte umladen, verlor 
darüber 5 Tage und hatte 900000 Lei überflüssige Auslagen. Heuer kaufte ein iranischer 
Unternehmer 600 Waggon Bauholz — eine der ersten bedeutenden Anbahnungen in dieser 
Richtung. Das Holz lagerte in Galatz, aber der Iraner verlangte, daß es nicht an Ort und 
Stelle, sondern in Konstanza verschifft werde. Er wollte nichts vom Sulinakanal hören. 

Im Sommer besteht in Sulina Hochkonjunktur für die Hafenarbeiter, die es bei den Um- 
ladungen bis 1000 Lei pro Tag bringen, während ihr normaler Verdienst 100 Lei nicht über- 
schreitet. Es ist eine Raubwirtschaft, der die Exporteure und die Schiffsherren möglichst aus 
dem Wege zu gehen suchen. 5 

Eine weitere Folge der Vernachlässigung des Sulinakanals ist eine Umlagerung 
der Ausfuhr in Rumänien selbst, zu schweigen davon, daß Transitgüter die untere 
Donau zu meiden versuchen. Die Donauhäfen, zu denen Schiffe mit hoher Tonnage 
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gelangen können, Galatz und Braila, geraten allmählich in Verfall, weil die Aus- 
fuhrgüter sich nach Konstanza wenden, um den Schikanen und den hohen Taxen 
in Sulina aus dem Wege zu gehen. Auch die ausländischen Schiffe mit Einfuhr- 
waren ziehen es vor, diese in Konstanza zu löschen. Fast die gesamte Erdölausfuhr 
entwickelt ‚sich schon über Konstanza, das durch zwei Pipe-Lines mit den erzeu- 
genden Gebieten verbunden ist. Große Siloanlagen locken den Getreideexport hierher. 

Es wäre zu beklagen, wenn die Donauhäfen zu weiterem Verfall verdammt sein müßten. 
Braila ist fast ausschließlich auf die Kornausfuhr angewiesen, Galatz hält sich noch mit seinem 
erheblichen Holzexport, aber manchmal hat es den Anschein, daß beide Häfen nur noch 
weiter arbeiten, weil der einzige Schienenstrang nach Konstanza die Zufuhr von Korn, Holz 
und Vieh nicht bewältigen kann, 

Man unternimmt auch Schritte, um Galatz zu heben. So wird hier jetzt eine große Frei- 
zone gebildet, auf einem Areal von 2000 ha, mit einem Trockendock und mit einer Werft, die 
in Zukunft auch die Kriegsmarine bedienen soll. 

Außerdem ist wieder der Plan des Weichsel-San-Donau-Kanals in Erwägung gezogen 
worden, der über den Pruth, also an Galatz vorbeigehen soll. 

Wie scharf die rumänische Donauausfuhr durch die Mißverhältnisse im Sulinakanal mit- 
genommen wird, beweist folgendes: während die Gesamtausfuhr Rumäniens in den Jahren 
1930 bis 1936 um 19% stieg, sank die Holzausfuhr über die Donauhäfen um 29%. 1936 
gingen 5000 Waggon Bukowinaer Holz, das normal über die Donau nach England verschifft 
werden sollte, über die polnische Grenze nach Gdingen. 

An ein Aufkommen der Donauhäfen ist nur dann zu denken, wenn die Sulina- 
schranke fällt, richtiger die EDK., die sich an diese Schranke klammert. Hoffentlich 
wird es Rumänien gelingen, diesen ‚Kurator‘ loszuwerden. 

* 

Aus der Zerfahrenheit der EDK. erklärt es sich, daß man in Rumänien wieder 
den alten Entwurf eines Kanals von Cernawoda nach Konstanza durchspricht. Be- 
sondere Beachtung genoß dieser Plan in den Jahren 1920 und 1921, als man nach 
der Einsetzung der IDK. feststellen mußte, daß auch die anachronistische EDK. 
weiterbestehen wird. Aber der Entwurf ist viel älter. Es handelt sich um eine 
Kanalverbindung zwischen jenem Bogen der Donau, der bei Cernawoda auf 
80 Kilometer an das Schwarze Meer herankommt und dann wieder abschwenkt, 
gegen Norden, um das verzweigte Delta zu bilden, mit den riesigen Schwemmen und | 
den verhängnisvollen Sandbänken. 

Von Cernawoda nach Konstanza zieht sich das Tal Kara-Su (türkisch „schwar- | 
zes Wasser“, slawisch „Cernawoda“). Hervorragende Geographen haben angenom- 
men, daß dieses Tal ursprünglich das Flußbett der unteren Donau (bei den Alten 
„‚Istros‘) oder eines ihrer Deltaarme war. | 

Der deutsche Gelehrte von Wincke, der diesen Abschnitt ı840 erforschte, teilt 
diese Ansicht nicht. Er sprach sich auch gegen den Kanalbau aus, da ihm das Meer 
am Ausgang des Kara-Su nicht geeignet schien: das Uferwasser war flach und 
spülte große Sandmengen an. 

Man muß aber bedenken, daß von Wincke sein Gutachten vor nahezu 100 Jahren 
abgab, als Konstanza noch gar keine Entwicklungsaussichten hatte. Heute aber, 
nach dem riesigen Aufschwung dieser Stadt in den letzten 40 Jahren und besonders 
nach dem Kriege, jetzt, da Konstanza gleichzeitig Dutzende von Großschiffen vor 
Anker zu nehmen imstande ist und die unliebsame EDK. besteht, gewinnt die 
Frage neuen Inhalt. 


Dem genannten Tal entlang zieht sich die erste Dobrudschabahn, die Konstanza 
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mit ihrem Hinterland verbindet. Sie geht gleichlaufend mit jenem ursprünglichen 
Schienenstrang, den die Engländer noch während des Krimkrieges (1855) legten. 
Damals versenkten die Russen mehrere Schiffe in der Donaumündung und ver- 
rammelten den Ausgang ins Meer. Da die Engländer ihre Armee vornehmlich aus 
den rumänischen Ländern über die Donau versorgten, mußten sie neue Ausfuhr- 
möglichkeiten suchen: sie bauten in Eile die Bahn von Cernawoda nach Konstanza. 

So mieden sie die Mündung der Donau, die gerade damals ihre strategische Be- 
deutung bewies. Außerdem war die Ausfuhr von rumänischen Gütern gesichert, so- 
lange eine auswärtige Macht die Donaumündung sperrte. 

In den „Elegien“ Ovids, der nach Tomis (Konstanza von heute) verbannt war, wird ein 
großes Gewässer im Norden der Stadt genannt, das im Winter vereiste und das Einbrechen 
wilder nordischer Stämme erleichterte. Auch in der Tatarenbevölkerung längs dem Kara-Su 
‚hat sich die Überlieferung erhalten, daß es hier einmal ein großes Wasser gab, und daß in 
Medjidia Schiffe anlegten. Richtig grub man hier vor einigen Jahren einen großen ge 
schmiedeten Anker aus alter Zeit aus dem Sand. Somit will sich die Annahme bestätigen, daß 
sich hier einmal der untere Lauf der Donau oder ein Teil davon befand und daß die Wieder- 


bewässerung des Kara-Su-Tales ohne besondere Schwierigkeiten durchgeführt werden könnte, 
zumal im Tale einige wasserreiche Seen liegen. 


Sollte dieser Kanal zustande kommen, so wären damit folgende Vorteile erreicht: 

1. Der Schiffsweg nach Konstanza wäre von 400 auf etwa 100 Kilometer verkürzt. 

2. Dieser Strich der Dobrudscha würde sich wieder in der Dichte besiedeln, von 
welcher Spuren früher zahlreicher Siedlungen längs dem Kara-Su zeugen. 

3. Rumäniens Warenverkehr am Schwarzen Meer würde die Überwachung und 
die Ausbeutung seitens der EDK. loswerden. Der Ausgang der Waren zu den Darda- 
nellen würde um 300 Kilometer abgekürzt sein, was bei dem jetzt schon bedeuten- 
den Umsatz von allergrößter Bedeutung ist. Natürlich würde dieser Kanal das 
Schicksal von Braila und Galatz endgültig besiegeln. Sie würden zu Anlegehäfen 
' rein lokaler Bedeutung zusammenschrumpfen wie Corabia, Oltenitza u.a. 

Es ist aber fraglich, ob sich in naher Sicht jene a—3 Milliarden Lei aufbringen 
werden lassen, deren der Bau des Kanals benötigen würde. 


* 


Nebenbei erörtert man in Rumänien auch das allgemeine Problem der Erschlie- 
Bung des Gebietes der unteren Donau. Die riesigen Schwemmen und Sümpfe könn- 
' ten trockengelegt und beackert oder zu Viehweiden umgewandelt werden. Aus dem 
Rohr und dem Schilf der Schwemmen könnte in riesigen Mengen Zellstoff gewon- 
nen werden. An einigen Stellen (bei Braila in Rumänien, bei Preslaw in Bulgarien 
und bei Srem in Jugoslawien, immer im Donautal) sind Vorkommen von Methan- 
gas, Kohle und Erdöl festgestellt worden, bei Preslaw auch Jodquellen. 


* 


Man sieht daraus, welch hohe Bedeutung man in Rumänien einer Neuregelung 
der unteren Donau beimißt. Der Flußfrage, überhaupt den Wasserwegen, wird 
starkes Interesse entgegengebracht. Das zeigte sich auch in der neuen administra- 
tiven Aufteilung des Landes in zehn Provinzen, die nicht mehr die geschichtlichen 
Benennungen (Bessarabien, Bukowina usw.) führen, sondern fast alle nach den 
Flüssen benannt sind, die ihre natürlichen Wasserwege bilden, z. B. Muresch, 
Suceava, Somesch, Pruth, Dnjestr, Donau und die Provinz des Schwarzen Meeres. 

Galatz und Braila geben sich alle Mühe, um sich weiter zu behaupten und ver- 
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langen die Bildung einer Wirtschaftsregion, die das ganze Gebiet der unteren Donau 
und des Schwarzen Meeres umfassen soll. Diese Region soll, um unnötiger Rivalität 
vorzubeugen, den ganzen Strich vom Dnjestrliman bis zu Balcic umfassen und ein 
einheitliches Aufbauprogramm durchführen. Das ist um so wichtiger, als das Ab- 


kommen von Montreux und das Linzer Programm einen Schlag für die Donau- 


ausfuhr bedeuten. Hinzu kommt, daß die neue Brücke Severin-Sadowa und die 


ge 


Fähre Giurgiu-Rustschuk (welche die deutsche MAN. baut) einen Teil dieser Aus- N 


fuhr abschnüren und ins Adriatische (über Jugoslawien) und ins Ägäische Meer \ 


(über Bulgarien) lenken werden. 


Der Bukarester ‚‚Curentul‘“ macht sich zum Wortführer der rumänischen In- 
teressen im Donauraum, wenn er einen flammenden diesbezüglichen Aufsatz eines 


ehemaligen Bürgermeisters von Braila veröffentlicht. Darin wird verlangt: 

ı. Das Statut von Montreux wird überprüft. 

2. Das heutige Donaustatut ist hinfällig und muß durch ein anderes ersetzt 
werden. 

3. Die Sphäre der Donaumündung reicht hinunter bis zu den Dardanellen, und 
daher muß sie zu Hause gut ausgebaut sein. 

4. Rumänien muß teilhaben am Oberlauf der Donau, der jetzt, von Wien hin- 
auf, nationalisiert wurde, denn die rumänischen Interessen am Donauwasserwege 
erstrecken sich von Regensburg bis zum Ägäischen Meer. 

Es gab auch vereinzelte Stimmen, die sich für die Beibehaltung. der Donaukommis- 
sion einsetzten und darauf hinwiesen, daß gerade jetzt, da Deutschland eine ganz 
neue Lage an der mittleren Donau schuf, das neutrale internationale Regime im 
Schwarzmeerstrich des Flusses bleiben müsse, um Rumänien auf diese Weise vor 
einseitigen Beeinflussungen zu schützen, die jetzt vom Westen bemerkbar werden 
könnten. Diesen Standpunkt vertrat der frühere Unterstaatssekretär im Auswärti- 
gen Amt während der Bauernregierung, der jetzige Minister Gafencu. Ganz kürz- 
lich formulierte auch die amtliche ‚„Romänia“ diesen Standpunkt in folgender 
Form: Die EDK. ist notwendig, aber unter der Bedingung, daß sie keinen ‚‚Fluß- 
staat“ darstellt und finanziell kein Hindernis für den rumänischen Handel bedeutet. 

* 

Die Dinge haben sich rascher entwickelt, als man erwarten konnte. Mitte 
August 1938 fand in Sinaia, auf Anregung des rumänischen Außenministers, eine 
außerordentliche Tagung der Donaukommission statt, die das Statut der unteren 
Donau zugunsten Rumäniens umbaute. Freilich bedeutet das diesbezügliche Ab- 
kommen vom ı8. August nur einen Mittelweg, weil die Donaukommission nicht 
endgültig aufgelöst wird. Dafür aber ist sie ihrer außerordentlichen Vollmachten 
entkleidet worden. Die ‚„Donaukapitulationen“ werden weiter nicht bestehen. In 


technischen und wirtschaftlichen Fragen wird Rumänien souveränes Verfügungs- 
recht und der freie Ausgang zum Meer zugestanden. Im Vergleich zu den oben ge- 


schilderten Zuständen ist dies ein großer Fortschritt und zugleich ein wesentlicher 
diplomatischer Erfolg Rumäniens. | 

Die Auswirkungen des Abkommens von Sinaia werden abzuwarten sein, aber rein 
praktisch genommen wird Rumänien die Möglichkeit gegeben sein, den Meeres- 
ausgang der Donau nach eigenen Bedürfnissen technisch auszubauen und wirtschaft- 
lich besser auszubeuten, als es bisher möglich war. 
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D: Balkanländer haben noch hohe Geburtenzahlen und ein schnelles Wachs- 
tum der Bevölkerung. Aber auch hier zeigt sich immer deutlicher die zu- 
nehmende Geburtenbeschränkung: auch diese Länder gehen dem Schicksal der ge- 
burtenarmen Länder Mittel- und Westeuropas entgegen. Besonders auffällig ist das 
Fallen der Geburtenzahlen in Bulgarien. Auch in der deutschen Literatur ist darauf 
schon kurz hingewiesen worden (8)1). Für Bulgarien dürfte diese Frage in Zukunft 
das wichtigste Bevölkerungsproblem sein, wichtiger als das Nationalitätenproblem, 
von dem man in der Literatur viel öfter lesen kann. Denn im Vergleich zu ande- 
ren europäischen Ländern hat Bulgarien nur eine geringe Zahl von Angehörigen 
fremder Nationalitäten innerhalb seiner Grenzen; diese können Sicherheit und Be- 
stand des bulgarischen Staates in keiner Weise berühren. 

Das spät von der Türkenherrschaft befreite Volk, dem im Berliner Kongreß sein natio- 
naler Wohnraum vorenthalten worden ist, und das in der kurzen Zeit seines Bestehens durch. 
viele Kriege verarmt und nach dem Weltkriege wichtiger Gebiete beraubt: worden ist, hat be- 
sonders große Anstrengungen gemacht, um wirtschaftlich voranzukommen. Die Umstellung: 
der Landwirtschaft auf neue Gewächse, die Entstehung von Industrien, der Bau von Eisen- 
bahnen und Straßen, der Export sind außerordentlich gefördert worden. Westlicher Einfluß. 


macht sich nicht nur in der Wirtschaft, in der Architektur, in der Kleidung und Lebensweise, 
sondern auch in der Hygiene bemerkbar. 


Die Zahl der Sterbefälle ist in Bulgarien geringer als bei den Nachbarn, obgleich. 
die Bevölkerung zum Teil sehr schlecht ernährt ist. Die große Senkung der Sterbe- 
fälle ist zweifellos ein Erfolg der hygienischen Maßnahmen der bulgarischen Re- 
gierung. Zu solchen Maßnahmen gehört beispielsweise die Einführung von Kühl- 
schränken in den Fleischereien, der Bau von besonderen Fleischhallen in kleinen 
Städten, so daß außerhalb dieser Hallen Fleisch nicht verkauft werden darf, die 
Überwachung der Schüler durch besondere Schulärzte, die sanitätspolizeiliche Kon- 
trolle aller Häuser bestimmter Stadtteile, in denen ansteckende Krankheiten stärker 
verbreitet sind, die sanitätspolizeiliche Kontrolle der Säuglinge, der Bau von Ent- 
bindungsanstalten und vieles andere. Aber mit dieser Modernisierung des Lebens. 
sind gleichzeitig die Schattenseiten der gesteigerten Zivilisation ins Land gekommen, 
und das Übel der Geburtenkontrolle ist schon bis in die entlegensten Dörfer und 
Weiler gedrungen. 


In Bulgarien selbst ist man schon seit einigen Jahren auf dieses Problem auf-. 
merksam geworden. Im vergangenen Jahre ist zu seiner Prüfung eine besondere: 
Kommission eingesetzt worden; nach Pressemeldungen begnügt man sich aber damit,, 
durch Verringerung der Säuglingssterblichkeit einen größeren Geburtenüberschuß. 
zu erreichen. Dagegen sind Maßnahmen zur Hebung der Geburtenzahlen selbst noch 
nicht ergriffen worden. Die kinderreiche Familie ist gegenüber der kinderarmen 


1) Die eingeklammerten Zahlen verweisen auf das Literaturverzeichnis. Die erste Zahl gibt. 
die Nummer des Verzeichnisses an, die zweite die Seite des Werkes, auf das verwiesen wird. 


344 Aufsätze Heft 5 


z.Zt. noch sehr benachteiligt, da die Steuergesetzgebung den F amilienstand nicht 
berücksichtigt, hohe indirekte Steuern die Großfamilie sehr belasten. 

In der Literatur sind in den letzten Jahren mehrere demographische Arbeiten erschienen, 
vor allem das umfangreiche Werk von Danailow (5). Das hier angeschnittene Problem wird 
aber kaum. näher untersucht, vielleicht weil es gerade erst in den letzten Jahren in seiner 
ganzen Schärfe hervorgetreten ist. Eine besondere Studie hat dagegen den Fragen schon 1934 
S. Sagorow, der Direktor des statistischen Amtes, gewidmet; die Arbeit ist in bulgarischer 
Sprache geschrieben und dürfte außerhalb Bulgariens kaum bekannt geworden sein (1). Die 
Arbeit ist vor der Volkszählung von 1934 erschienen. Inzwischen sind die Ergebnisse dieser 
Zählung veröffentlicht und geben uns die Möglichkeit, das Problem weiter zu verfolgen. Ein 
Band der Veröffentlichungen über die Volkszählung gibt kreisweise die Zahl der einzelnen 
Jahrgänge, und zwar nach Geschlecht und Konfessionen getrennt, Außer den Zahlen für die 
gesamten Kreise sind die Zahlen für die städtische Bevölkerung der Kreise gegeben (3). Ein 
anderer Band gibt die Bevölkerungszahlen für die Jahre ıg10, 1920, 1926 und 1934 für jeden 
Wohnort, außerdem noch kreisweise diese Zahlen und die für 1900 (2). Daraus kann man ein 
gutes Bild über den Altersaufbau und die Entwicklung der Bevölkerung gewinnen. 


11 


Um die Jahrhundertwende war die Zahl der Geburten in Bulgarien noch sehr 
groß. 1904/07 kamen auf 1000 verheiratete Frauen in gebärfähigem Alter 211,7 
ehelich geborene Kinder, d.h. über ein Viertel der verheirateten Frauen in gebär- 
fähigem Alter hatte jährlich ein Kind. Auf 1000 Einwohner kamen über 43 Ge- 
burten; vor Beendigung des ı. Lebensjahres starben allerdings 23% der Säuglinge, 
über 37% der Kinder starben vor Beendigung des 5. Lebensjahres. Die Sterblich- 
keit überhaupt betrug 22 vom Tausend, der Geburtenüberschuß war mit 22 auf 
1000 sehr bedeutend. Diese Zahlen sind jetzt völlig verändert. Die Zahl der Ge- 
burten ist von 45 im Jahre ıgıl auf 30 im Jahre 1934 und auf 26 im Jahre 1936 
gefallen, d.h. sie ist innerhalb von 20 Jahren um 30% gesunken. Gleichzeitig hat 
sich die Zahl der Sterbefälle auf ı/4, im Jahre 1936 und 24 im Jahre 1937 gesenkt. 
Besonders hervorzuheben ist das Sinken der Säuglingssterblichkeit von 228 im 


Jahre 1907/og auf ı4ı im Jahre 1934. Das Sinken der Geburtenzahlen ist aber 


viel größer als der Rückgang der Sterblichkeit, so daß der Geburtenüberschuß von | 
2ı im Jahre 1904/07 auf ı1,5 im Jahre 1936 gesunken ist, d.h. fast um 50%. Der 
absolute Bevölkerungsüberschuß betrug 1907 88000, im Jahre 1937 dagegen nur 


66.000, obgleich die Bevölkerungszahl um 2000000 größer ist als 1907. 

Diese Tatsachen haben S. Sagorow veranlaßt, nach den Gründen dieses bedenk- 
lichen Geburtenrückganges zu forschen. Die wesentlichen Tatsachen seiner Studie 
seien hier kurz genannt. 

Der Geburtenrückgang könnte durch eine Verringerung der Zahl der verheirate- 
ten Frauen in gebärfähigem Alter im Vergleich zur gesamten Bevölkerungszahl 
bedingt sein oder durch einen Rückgang der ehelichen Fruchtbarkeit. Da die Zahl 
der unehelichen Kinder in Bulgarien sehr gering ist, bleiben sie völlig unberück- 
sichtigt. Sagorow untersucht nun das Verhältnis der verheirateten Frauen in gebär- 
fähigem Alter zur Gesamtbevölkerung für verschiedene Jahre und darauf das Ver- 
hältnis der Zahl der ehelich geborenen Kinder zur Zahl der verheirateten Frauen 
in gebärfähigem Alter. Das Produkt dieser beiden Verhältnisse ergibt — wie durch 
Kürzen leicht zu zeigen ist — die Zahl der Geburten auf 1000 der Gesamtbevölke- 
rung. Die Vergrößerung jedes dieser Faktoren hat eine Vergrößerung der Ge- 
burtenzahl zur Folge. 
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Tabelle I. (Vereinfacht nach Sagorow [1].) 


Verhältnis der Zahl der verh. 
Frauen in gebärfähigem Alter 
zur Gesamtbevölkerung 


Verhältnis der ehelich geborenen 
Kinder zur Zahl d. verh. Frauen 
in gebärfähigem Alter 


Zeit- 
abschnitt 


Lebendgeborene auf 1000 
der Gesamtbevölkerung 


1904/07 43,8 0,276 
1919/22 39,4 0,162 0,241 
1925/28 34,8 0,175 0,196 


Die Untersuchung ergibt nun, daß sich der Altersaufbau der Frauen nicht ver- 
schlechtert hat, im Gegenteil eher verbessert. Der Anteil der gebärfähigen Frauen 

‚ an der Gesamtbevölkerung hat sogar zugenommen, so daß sich eine höhere Ge- 
burtenzahl auf 1000 der Bevölkerung ergeben müßte, wenn die eheliche Frucht- 
barkeit gleich geblieben wäre. Die eheliche Fruchtbarkeit ist aber so gefallen, daß 
sich daraus das starke Fallen der Geburtenzahlen ergibt. Die Gebärfreudigkeit ist 
bei den Frauen aller Altersgruppen zurückgegangen, mit Ausnahme der jüngsten 

' Gruppe der Frauen unter 20. Bei den älteren Frauen ist der Geburtenrückgang 


Tabelle II. (Nach Sagorow [1]; vereinfacht.) 


Auf 1000 verheiratete Frauen in gebärfähigem Alter kommen 
Geburten (a = Absolut; b = Vergleichszahlen) 


gruppe 1904/7 1919/22 1925/28 
b a a 

15—19 194,3 100 262,5 135 311,2 160 
20—24 394,5 100 367,1 93 334,2 85 
25—29 344,2 100 330,9 96 264,5 77 
30—34 336,9 100 261,9 78 197,2 59 
35—39 227,9 100 192,2 7& 138,3 61 
40—44 145,1 100 102,9 71 65,4 45 
45—49 66,4 100 42,1 63 27,0 41 


allgemein größer als bei den jüngeren. Das ist eine notwendige Begleiterscheinung 
der Geburtenbeschränkung; denn erst nach der Geburt einiger Kinder beginnt bei 
der bäuerlichen Bevölkerung die Verhinderung weiterer Geburten. 

Seit 1934 sind die wenig zahlreichen Jahrgänge aus der Kriegszeit in die Reihe der heirats- 
fähigen Frauen getreten. Wahrscheinlich ist darauf der Rückgang der Eheschließungen zu- 
rückzuführen (vgl. die Zahlen bei Gley [8]). Dies muß natürlich zu einer Verringerung der 
Geburtenzahlen führen, insbesondere bei einer starken Geburtenkontrolle, wie sie in Bulgarien 
üblich ist; denn jetzt entfällt auf die jüngsten Jahrgänge ein besonders großer Teil der Ge- 
burten. Aber daraus allein läßt sich der allgemeine Rückgang nicht erklären, der schon da 
war, ehe die Kriegsjahrgänge heiratsfähig wurden. 

Der Geburtenrückgang ist nicht nur bei der städtischen Bevölkerung festzu- 
stellen, sondern auch bei der ländlichen. Auch bei der ländlichen Bevölkerung ist 


Tabelle III. (Nach Sagorow [1].) 
Auf 1000 verheiratete Frauen im Alter von 15—44 Jahren kommen eheliche Geburten. 


1899/02 1904/07 1919/20 1925/28 


In den Dörfern......... 306,9 323 280,1 231,3 
In den Städten ........ 246 242,9 213,0 166,4 
IN®SOMAamEr EN era en 1 233,7 224,8 191,2 413,2 


die Zahl der Geburten auf 1000 der Bevölkerung im Zeitabschnitt 1904/07 bis 

1925/28 um mehr als 25% zurückgegangen. Der auffälligste Rückgang ist aber erst 

nach 1928 eingetreten. Dies zeigt sich im ganzen Lande. Allerdings sind die Unter- 
23 


N =. 
De . 


346 | Aufsätze Heft 5 


schiede im einzelnen recht groß. In der Zeit von ıg0g bis 1925 ist die Geburten- 
häufigkeit im Kreise Elchowo nur um 0,7% gesunken, dagegen im Kreise Gabrowo 
um 46,5%. Die Verhältnisse in den nach ıgı2 erworbenen Gebieten bleiben dabei 
unberücksichtigt. Insgesamt kann man nach den Angaben von Sagorow feststellen, 
daß der Rückgang der ehelichen Fruchtbarkeit nach Nordwesten zu immer ausge- 
prägter wird. 

Während in dem Zeitabschnitt bis 1926, den Sagorow vornehmlich betrachtet, 
der Altersaufbau der bulgarischen Bevölkerung noch keine grundsätzlichen Stö- 
rungen zeigt (vgl. die Pyramiden des Altersaufbaues der bulgarischen Bevölkerung 
bei Sagorow [1; 31]), ergibt die Statistik von 1934 ein sehr viel ernsteres Bild. Der 
Altersaufbau der Bevölkerung ist ja schließlich der deutlichste Ausdruck der Ent- 
wicklung der Geburten und der Sterbefälle. Hier sollen nur die jüngeren Jahrgänge 
betrachtet werden, weil es in unserem Zusammenhang nur auf diese ankommt. Es 
sei von vornherein darauf hingewiesen, daß die Gruppe der ı5—ıgjährigen eine 
Sonderstellung einnimmt, da es sich um die Kriegsjahrgänge handelt. 


Tabelle IV. (Auf Grund der Zählungsergebnisse von 1934 [4] und nach Sagarow [1].) 
Altersaufbau der jüngsten Jahrgänge der Bevölkerung Bulgariens in 1000. 


1900 1926 1934 air 


Orthodoxe |Mohammed. 
498 701 714 


Alters- 
gruppe 


Tabelle V. Altersaufbau 1934 nach Jahrgängen in 1000. | 
(Auf Grund der Zählung von 1934 [3].) | 


Jahrgang | Gesamtzahl | 


Die Tabelle IV zeigt ein deutliches Bild. Während noch 1926 1) die Gruppe der 5 jüngsten: 
Jahrgänge die stärkste war, ist im Jahre 1934 die Gruppe der 10—ı/jährigen die zahlreichste; ; 
es folgen die 5—gjährigen und darauf erst die jüngsten 5 Jahrgänge. Noch deutlicher wird] 
das Bild, wenn man die einzelnen Jahrgänge selbst für das Zählungsjahr 1934 betrachtet. 
Unter den 16 jüngsten Jahrgängen ist der Jahrgang der ı—2jährigen der schwächste. Die 
Zahl der 20jährigen ist größer als die Zahl der ıjährigen und der 3jährigen. Die Zahl der 
Säuglinge ist etwas größer; dabei ist aber zu berücksichtigen, daß aus dieser Altersgruppe ein] 
wesentlicher Teil das erste Lebensjahr wegen der im Vergleich zu den anderen Altersgruppen 


1) 1931 meint Danailow noch, daß die durch den Krieg hervorgerufene Störung im 
Altersaufbau der Bevölkerung nur eine vorübergehende war. „Im Jahre 1926 veränderte sich 
das Bild wieder schnell; die Zusammensetzung der Bevölkerung nach dem Lebensalter, beson- 
ders bei den Kindern, nähert sich wieder dem Zustand von ıgı0“ (5; Aho).' 


Barten: Die Entwicklung der Bevölkerung Bulgariens in der letzten Zeit 347 


hohen Sterblichkeit der Säuglinge nicht erreicht haben dürfte; deshalb dürfte die Zahl der 


Säuglinge des Jahres 1934 im Laufe des nächsten Jahres zusammengeschrumpft sein; die 


Geburtenzahl war ja 1934 nicht größer als im Jahre vorher. 
Bemerkenswert ist, daß die Umkehrung des Altersaufbaues sich bei dem mo- 
hammedanischen Bevölkerungsteil nicht zeigt. Nach der Ursache soll später gefragt 


werden. 
Die Umkehrung des Altersaufbaues infolge des Geburtenrückganges zeigt sich — 


_ wie zu erwarten ist — am deutlichsten in den Städten mit mehr als 10000 Einwoh- 


nern. Wenn wir die Kriegsjahrgänge der 15—ıgjährigen unberücksichtigt lassen, 
so ist von den 30 jüngsten Jahrgängen dieser Städte die Gruppe der Kinder unter 


5 Jahren am schwächsten. Am stärksten ist der Jahrgang der 20—24 jährigen; aller- 


dings dürfte das z. T. auf Wanderungsgewinn zurückzuführen sein. 

In den Städten mit weniger als 10000 Einwohnern ist die Umkehrung bei den 
ersten ı5 Jahrgängen zu bemerken. Die älteste Gruppe ist die zahlreichste, die 
jüngste ist die schwächste. 

In den Dörfern scheint bei flüchtiger Betrachtung der Zahlen die Umkehrung 
noch nicht eingetreten zu sein. Das ist aber ein Trugschluß; denn der Altersaufbau 
ist nur deshalb nicht umgekehrt, weil die mohammedanische Bevölkerung noch 
einen völlig normalen Aufbau zeigt. Es kommt aber vor allem auf den orthodoxen 
Teil der Bevölkerung der bulgarischen Dörfer an; bei dieser Hauptmasse der 
Bauern zeigt sich aber die Umkehrung des Altersaufbaues der ersten ı5 Jahrgänge 
ebenfalls, und zwar auch so, daß die älteste Gruppe die zahlreichste ist. 


Tabelle VI. 


Altersaufbau der Bevölkerung nach der Gemeindegröße und nach Konfessionen 
in 1000 im Jahre 1934 (3). 


Städte mit mehr als Städte mit weniger als Dörfer 
Jahrgang 10000 Einw. 10000 Einw. 
Gesamt | Orthod. | Moham. | Gesamt | Orthod. | Moham, | Gesamt | Orthod. | Moham. 

0—4 109,2 

5—9 97,6 

9—14 84,5 
415—19 54,7 
20—24 63,8 
25—29 53,8 
30—35 45,6 


Bei der Geburtenbeschränkung handelt es sich also um eine allgemeine Erschei- 
nung, die wohl in den größeren Städten früher eingetreten ist, aber jetzt auch in 
den Dörfern sehr verbreitet ist. 

Bevor das besondere Verhalten der mohammedanischen Bevölkerung betrachtet 


wird, sollen die einzelnen Teile des Landes gesondert untersucht werden. 

Bei den Städten zeigt sich, daß diese ganz allgemein eine Umkehrung des normalen Alters- 
aufbaues zeigen. Eine Ausnahme machen nur die Städte Petritsch, Sw. Wratsch, Melnik und 
Newrokop in Mazedonien, Momtschilgrad in den südöstlichen Rhodopen und Panagürischte in 
der Sredna Gora. Es handelt sich um abgelegene Landesteile. Außer Panagürischte liegen sie 
alle in den Teilen des Landes, die erst ı9ı3 zu Bulgarien hinzugekommen sind. Man könnte 
also annehmen, daß die westlichen Ideen in diese Bezirke noch nicht vorgedrungen sind und 
diese Städte deshalb noch einen gesünderen Altersaufbau zeigen. 

Diese Ansicht bestätigt sich bei der Betrachtung der dörflichen Bevölkerung. In den nord- 
westlichen Bezirken Wratza und Plewen zeigt die Dorfbevölkerung aller Kreise mit Ausnahme 


23* 
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eines einzigen eine Umkehrung des Altersaufbaues, Im Bezirk Sofia machen nur die ‚süd- 
lichen Kreise Petritsch, Sw. Wratsch und Samokow sowie der an den Bezirk Plowdiw gren- 
zende Kreis Ichtiman eine Ausnahme. In den meisten Kreisen der Bezirke Plowdiw, Stara 
Sagora, Burgas und Schumen haben die Dörfer im Jahre 1934 noch einen normalen Be- 
völkerungsaufbau. Im Bezirk Plowdiw zeigt die dörfliche Bevölkerung nur in ı von II 
Kreisen, im Bezirk Stara Sagora in 6 von ı3 Kreisen, im Bezirk Burgas in 5 von ı1 Kreisen 
und im Bezirk Schumen in 3 von ı3 Kreisen eine Umkehrung des normalen Altersaufbaues. 
Die Erscheinung der Geburtenbeschränkung ist also über das ganze Land verbreitet, aber in 
den nordwestlichen Landesteilen, die früher mit der westeuropäischen Zivilisation in Berührung 
gekommen sind, ganz besonders ausgeprägt. 

Daraus dürfte sich auch das Verhalten des mohammedanischen Bevölkerungs- 
teiles erklären. Die mohammedanische Bevölkerung wohnt vor allem in den öst- 
lichen Landesteilen, z. T. in ausgesprochen abgelegenen Landschaften (z. B. die bul- 
garisch sprechenden mohammedanischen Pomaken in den Rhodopen); diese Be- 
völkerung ist den Einflüssen des Westens noch nicht in größerem Maße erlegen. 
Vielleicht spielt auch die abgeschlossenere Stellung der mohammedanischen Frauen 
eine Rolle. Um Irrtümern vorzubeugen, sei betont, daß die mohammedanische Be- 
völkerung nicht identisch ist mit türkischer Bevölkerung. 1926 waren ı4,41%0 der 
Bevölkerung Bulgariens Mohammedaner; dagegen nur 10,45% Türken. Außer den 
bulgarisch sprechenden Pomaken ist auch ein Teil der in Bulgarien lebenden Zi- 
geuner mohammedanisch!!). 

Die Pyramide des Altersaufbaues der Bevölkerung Bulgariens zeigt also in ihrem 
unteren Teil sehr starke Störungen. Es scheint das Schicksal auch der Balkanvölker 
zu sein, diese traurige Seite der europäischen Zivilisation nachholen zu müssen, wäh- 
rend Deutschland z. B. schon wieder die entgegengesetzte Entwicklungstendenz zeigt. 
Eine grundsätzliche Änderung ist in den nächsten Jahren nicht zu erwarten. Wie 
schon gesagt, setzt der Staat den Hebel bei der Bekämpfung der Säuglingssterblich- 
keit ein, um einen größeren Geburtenüberschuß zu erreichen. Die große wirtschaft- 
liche Benachteiligung der kinderreichen Familien wird sich in der nächsten Zeit 
kaum beheben lassen. Aber auch psychologisch ist die Voraussetzung zu einer Stei- 
gerung der Geburtenfreudigkeit nicht gegeben. Wohl liebt der Bulgare Kinder un- 
gemein und gibt seiner Liebe auch oft in einer Weise Ausdruck, die uns in Deutsch- 
land völlig unbekannt ist. Aber man sieht das Kind nicht mehr als eine selbstver- 
ständliche Gabe Gottes an, das ohne große Aufwendungen auf dem Hof aufwächst ; 
und später eine willkommene Arbeitskraft gibt, sondern man will aus seinen Kin- 
dern möglichst viel machen. In den Städten stehen die Aufwendungen für die Klei- 
dung und den Putz der Kinder meist in keinem Verhältnis zum Einkommen der! 
Eltern. Die Überschätzung des Wissens ist ungeheuer; deshalb ist der Drang zur ' 
höheren Schule ganz allgemein außerordentlich groß. Immer mehr bulgarischen ı 


1) Früher war es gerade umgekehrt; die Orthodoxen waren fruchtbarer als die Moham- - 
medaner. 1904—1907 war der durchschnittliche jährliche Geburtenüberschuß bei den Bulgaren 
2,26%, bei den Türken 1,5% (5; 434). Danailow sagt für die Zeit vor dem Kriege: „Wenn ı 
wir die Zahlen über die Fruchtbarkeit der Mütter vergleichen, so stellen wir im allgemeinen 
fest, daß die Bulgarin fruchtbarer ist“ (5; 452). Für die Zeit nach dem Kriege sagt er aller- 
dings, „daß auf ıo Heiraten in den Jahren 1921—ı925 bei den Bulgaren 35 Kinder, bei 
den Türken 37 Kinder gezählt wurden. Im Jahre 1926 sind die Zahlen noch ausdrucksvoller: 
bei den Bulgaren auf ıo Heiraten 36 Geburten, bei den Mohammedanern Ah. Daraus läßt 
sich schließen, daß wenigstens in der Zeit von 1921—1926 die Fruchtbarkeit bei den Moham- 
medanern größer ist“ (5; 453). 
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Familien erscheint es erstrebenswert, ein oder zwei Kinder das Abitur machen zu 
lassen, als eine größere Zahl von Kindern in einfacheren Verhältnissen aufzuziehen. 
Auf den Dörfern wirkt sich zweifellos auch die Auflösung der alten Großfamilien 
bevölkerungspolitisch ungünstig aus. Man hat nach der Befreiung Bulgariens die 
alten Lebensformen aufgegeben und durch westliche Formen ersetzt. Das ist auch 
im Recht verankert und wird allgemein als modern angesehen. Es ist auch kaum 
zu erwarten, daß Bulgarien, etwa durch das Beispiel Deutschlands angeregt, bald 
wieder zu gebundeneren Lebensformen zurückkehren wird, die dem Volke gemäßer 
wären. Dem Bulgaren, der die Bindungen erst vor wenigen Jahrzehnten aufgegeben 
hat, erscheint die neue Gestaltung des Lebens in Deutschland als ein Rückfall in 
alte, überlebte und belächelte Formen. Das bulgarische Volk kann offenbar eine 
Periode der Geschichte nicht überspringen, die das deutsche Volk bereits über- 
wunden hat; es wird wohl auch bevölkerungspolitisch den gleichen Weg gehen 
müssen wie das deutsche Volk. 


II 


Der Geburtenrückgang hat. das ganze Land erfaßt; die Probleme weisen in den 
einzelnen Landesteilen keine grundlegenden Unterschiede auf. Daneben findet aber 
eine starke Binnenwanderung statt, die die Verteilung der Bevölkerung über das 
Land mit der Zeit sehr stark verändert. Damit wandelt sich aber gleichzeitig die 
Bedeutung der einzelnen Landesteile. Starke Abwanderung bedeutet fast immer 
wirtschaftlichen und kulturellen Rückgang, starker Wanderungsgewinn ist meist 
mit wirtschaftlichem Aufstieg verbunden. 

Die Binnenwanderung ist keine Erscheinung der neuesten Zeit; vielmehr hat sie 
ihren stärksten Antrieb sofort nach der Befreiung Bulgariens vor 60 Jahren er- 
halten. Damals wanderten viele Türken aus den fruchtbaren Ebenen Bulgariens in 
die Türkei ab. Aus den armen Gebirgsdörfern kamen die bulgarischen Bauern in 
die Ebenen herab und besetzten die frei gewordenen Dörfer. Schon in türkischer 
Zeit hatte ja das Gebirge — insbesondere der Balkan — die Bevölkerung durch 
Landwirtschaft und Viehzucht allein nicht zu ernähren vermocht. Deshalb war die 
Heimarbeit in den Dörfern und Weilern des Balkans sehr verbreitet. Die Erzeug- 
nisse kamen in den Ebenen Bulgariens und der Nachbarländer zum Verkauf. Dar- 
über hinaus suchte ein großer Teil der jüngeren Bevölkerung während des Sommers 
außerhalb des Gebirges Arbeit. 

F. Kanitz, der kurz vor und nach der Befreiung seine Reisen durch Nordbulga- 
rien machte, gibt uns zahlreiche Nachrichten über diese Heimarbeit und über die 
Wanderung der Saisonarbeiter (7). Einige Beispiele seien hier angeführt: 

„ „gelangten wir an einen schlechten Straßenhan, wo eben eine Karawane hielt, die aus 
dem seitlichen Dorf Seleno drvo dol herabgestiegen war... Ihre Saumpferde trugen allerlei 
im Wege der Hausarbeit erzeugte Räder, Axtstiele, Messerhefte usw.“ Die Holzindustrie ist 
hier sehr verbreitet (7 I; 223/24). Er erwähnt öfter, daß die Männer aus Gebirgsweilern und 
Dörfern als Saisonarbeiter in die Fremde gegangen sind, z.B. aus Ribarski Mahle (Ribaritza 
bei Tetewen) (7 II; 146), aus Kuschewtzi bei Elena (7 III; ı1); aus Novo Selo bei Tro- 
jan sind viele Männer nach Rumänien zur Erntearbeit gegangen (7 1; 26). Er beschreibt 
auch einen Trupp von Balkanbulgaren, die auf dem Wege nach Rumänien sind, um dort 
während der Ernte zu arbeiten (7 II; ı1), ebenso eine Karawane von mehreren hundert 
Mädchen, die von der Erntearbeit aus der tlirakischen Ebene zurückkehren (7 III; 97). 
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Von den Dörfern bei Elena sagt er: „Die Menschen in den Vorbergen des Elenski Balkan 
gleichen in ihren sozialen Verhältnissen auffallend den Bauern des oberösterreichischen 
Mittelgebirges, wo Viehzucht, Feldbau, Waldwirtschaft und Hausindustrie sich gleichmäßig 
die Waage halten“ (7 III; 8). Von Elena selbst sagt Kanitz: „Die reichen Patrizier schicken 
ihre Söhne zum Studium in die Schweiz.“ Von den Balkanstädten sagt er: «x in dessen 
schwer nahbaren Tälern sich ein rein bulgarisches Städtetum mit weitgehender Autonomie ent- 
wickelte und erhielt, welches ein unvergleichbar reicheres Kunst, Industrie- und Gewerbe- 
leben zur Entfaltung reifte, als es im thrakisch-makedonischen oder danubischen Tiefland 
existiert, wo der Türke seit Jahrhunderten uneingeschränkt herrschte“ (7 II; 178/79). 

Aber auch eine richtige Abwanderung aus den Gebirgen hatte schon in der tür- 
kischen Zeit eingesetzt. So erwähnt Kanitz, daß sich 1868 in der Nähe der Donau 
Bauern aus dem Balkan aus der Nähe von Elena angesiedelt hätten (7 II; 26). 

Nach der Befreiung Bulgariens lockte einerseits viel freies Land in den frucht- 
baren Ebenen den Gebirgsbauern zur Abwanderung, andererseits wurden die Absatz- 
möglichkeiten für die Erzeugnisse der Heimarbeit immer schlechter. Durch die 
Grenzziehung des Berliner Kongresses wurden dem Gewerbe in den Gebirgen viele 
Absatzgebiete genommen. 

Während in den deutschen Mittelgebirgen der Übergang von der Heimarbeit zum Fabrik- 
betrieb meist gelang, war das in Bulgarien nicht der Fall. Es gab kein Kapital; die Ver- 
kehrsverhältnisse waren außerordentlich schlecht; der junge Staat mußte sich vorerst anderen 
Verkehrsproblemen zuwenden; er war sogar durch den Berliner Vertrag gezwungen, den durch 
Bulgarien führenden Teil der Eisenbahnlinie Wien—Konstantinopel zu vollenden, ehe andere 
Eisenbahnen gebaut werden durften. Das Land wurde mit billigen europäischen Waren über 
schwemmt, und das Gewerbe in den Dörfern und in den Städten des Balkan wurde fast völlig 
vernichtet. Grundsätzlich hat sich auch heute noch nichts geändert. Auch heute noch sind 
die Gebirgsorte verkehrsmäßig sehr schlecht daran. Beispielsweise ist Trojan 34 km, Tetewen 
62 km, Kotel 4gkm, Elena 42 km von der Eisenbahn entfernt. An den Eisenbahnen blühten 
die Städte auf und es entstanden neue; die alten Gebirgsstädte gingen immer mehr zurück. 

Die Veröffentlichungen des Statistischen Amtes über die Zählung von 1934 geben 
uns die Möglichkeit, diese Binnenwanderung für den Zeitraum 1900—1934 genauer 
zu verfolgen. Die wichtigste Periode der Abwanderung aus den Gebirgen ist also | 
nicht mit erfaßt. Das muß unterstrichen werden; wir haben nur ein Teilbild vor uns. | 

Die Gesamtbevölkerung Bulgariens ist in der Zeit von 1900 bis 1934 um etwas 
über 610% gewachsen. Außer der Binnenwanderung hat zweifellos eine Auswande- 
rung von Türken und Griechen stattgefunden und eine Zuwanderung von Flücht- | 
lingen aus Thrakien und Mazedonien nach dem Weltkriege. Die Zuwanderung von | 
etwa 250000 bis 300000 bulgarischen Flüchtlingen unmittelbar nach dem Welt- 
kriege stellte den bulgarischen Staat zwar vor schwere Aufgaben; aber durch diese ) 
Wanderung dürfte die Bevölkerungszahl Bulgariens nicht grundlegend verändert ! 
worden sein. Bei einer Umrechnung auf die Gegenwart steht den Flüchtlingen und | 
ihren Kindern die Zahl der seit 1900 abgewanderten Türken!) und deren Nach-: 


1) Über die Entwicklung der türkischen Bevölkerung gibt Danailow folgende Zahlen : 
(5; 453): 


Orthodoxe: Mohammedaner: 
1900—1905 .... + 11% — 6% 
1905—1M0 .... 0.00% o 
1920—1926 .... + 12% + 14% 


Es hat also bis 1920 eine starke Abwanderung der Türken stattgefunden. Es folgt eine 
starke Vermehrung der Türken. Seit 1926 hat aber wieder eine weitere Abwanderung statt- 
gefunden, über die die Zählung von 1934 keine Auskunft gibt. Das statistische Jahrbuch gibt 
für die Jahre 1931—ı1935 durchschnittlich 6734 Auswanderer nach der europäischen Türkei, 


| 
| 
| 
| 
| 
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kommen gegenüber, die heute bei der Zählung fehlen. Wenn für bestimmte Land- 
schaften also starke Abweichungen von dem mittleren Wachstum der bulgarischen 
Bevölkerung von 61% festzustellen sind, so dürfte es sich um Auswirkungen der 
Wanderungen handeln. Der Unterschied in der Geburtenhäufigkeit im Osten und 
Westen des Landes ist eine Erscheinung der letzten Zeit und wirkt sich auf die 
Zahlen der letzten 34 Jahre nicht entscheidend aus. 


Will man diesen Gedanken nicht gelten lassen, so bleibt auf jeden Fall die Tat- 
sache zu Recht bestehen, daß sich die Bedeutung der verschiedenen Teile des Landes 
‚durch eine verschiedene Entwicklung der Bevölkerung in den letzten 30 Jahren sehr 
geändert hat, ganz abgesehen von der Frage nach der Ursache dieser verschiedenen 
Entwicklung. Wegen des Fehlens älteren statistischen Materials aus den Gebieten, 


die erst nach ıgı2 von Bulgarien erworben worden sind, müssen diese Landesteile 
 unberücksichtigt bleiben. 


Am bedeutsamsten ist der Wandel in den Städten, Wenn man von den 78 Städten, .die 
bei der Zählung von 1934 innerhalb der alten Grenzen Bulgariens lagen, die 5 Städte mit 
dem größten Wachstum abzieht, so ergibt sich für die übrigen 73 nur ein durchschnittliches 
Wachstum von 21,5% — gegenüber einem allgemeinen Wachstum der bulgarischen Bevöl- 
_kerung um 61% und einem durchschnittlichen Wachstum aller 78 Städte von 73%. Es kann 
sich dabei nur um Wanderungsverluste der meisten dieser Städte handeln. 20 Städte haben 
sogar einen absoluten Bevölkerungsrückgang zu verzeichnen. Am größten ist dieser in 
Kopriwschtitza (1934 fast 40% weniger Einwohner als 1900), in Kotel (1934 über 31% 
_ weniger als 1900) und in Sopot (Rückgang um 27%). Es ist sicher kein Zufall, daß diese 
' Orte während der Befreiungskämpfe ihrem Vaterlande besonders viele große Söhne ge- 
schenkt haben; die geistig regsamste Bevölkerung verfiel der Abwanderung in die neuen 
Zentren am meisten. Zudem sind diese Orte von der Eisenbahn sehr weit entfernt oder haben 

erst in den letzten Jahren in dieser Hinsicht eine Verbesserung erfahren. 


Wenn man für die Zeit von 1930 bis 1934 ein allgemeines Wachstum um 600% 
_ annimmt, so ergibt sich für diese 3 Städte folgendes Bild: 


Errechnete Bevölkerung 1934 Vorhandene Bevölkerung 1934 Fehlend 
Kopriwschtitzat).... 6222 2337 3885 
EI Men ee 7502 3176 A126 


BONOL ehe nn 3560 2523 3037 


Insgesamt ergibt sich, daß von den 78 Städten, die hier betrachtet werden, nur 
2ı das durchschnittliche Wachstum der bulgarischen Bevölkerung erreichen oder 
überschreiten. 20 Städte haben, wie schon gesagt wurde, sogar einen absoluten Rück- 
gang zu verzeichnen; zu diesen kommt noch eine Reihe von 7 Orten hinzu, die in 
_ den letzten ro Jahren einen absoluten Rückgang ihrer Einwohnerzahl aufweisen. 
_ Einige von diesen Kleinstädten haben in den letzten Jahren allerdings wieder einen 
kleinen Anstieg der Bevölkerung zu verzeichnen. Das zeigt aber nur, daß der Tief- 
stand wohl erreicht ist. 
Demgegenüber zeigen nur wenige Städte einen Zuwachs, der den Durchschnitt 


an, für das Jahr 1936 über 14000. Die Auswanderung in andere Erdteile ist verschwin- 
dend klein, so daß dadurch keine Vergrößerung der türkischen Abwanderung zu errechnen 
ist (A; 110). 


1) Die absoluten Zahlen sind folgende: 1880/84 1900 1934 
Kopriwschtitza ............ 4811 3889 2337 
Kotelu ne retsieleisrene 6010 4614 3176 


BR NE 3775 3475 2523 
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bedeutend übersteigt. Voran steht Sofia mit einem Wachstum von 324,81% und 
Pernik — der Mittelpunkt des Kohlenbergbaues — mit einem Wachstum von 674%. 
Pernik ist aber auch heute noch ein kleiner Ort von etwas über 15000 Einwohnern, 
der für die Gesamtentwicklung der Bevölkerung Bulgariens kaum ins Gewicht fällt. 
Dasselbe gilt von den an den Eisenbahnen gelegenen Kleinstädten, Borissowgrad, 
Bjela Slatina, Ferdinand, Popowo und Elchowo, deren Wachstum 100% übersteigt. 
Zu unterstreichen ist dagegen das bedeutende Anwachsen von Plowdiw (134%; 1934 
100500 Einw.), Burgas (208%; 1934 36100 Einw.) und Warna (101%; 1934 
70200 Einw.). 

Die Bevölkerung verläßt also die Kleinstädte und sammelt sich in den großen 
Städten. Die Untersuchung des Einflusses der Eisenbahnlinien auf die Bevölkerungs- 
entwicklung der einzelnen Städte kann hier nicht durchgeführt werden. 

Bei der Bevölkerung der Dörfer insgesamt zeigt sich kein besonders auffälliger 
Bevölkerungsverlust, wie man nach der Betrachtung der Kleinstädte vielleicht ver- 
muten möchte. Während die gesamte Bevölkerung Bulgariens um etwas mehr als 
610% angewachsen ist, beträgt die Vermehrung der Dorfbevölkerung fast 59%. Das 
ist eine Abweichung, aus der man keine Schlüsse über Wanderungsverluste ziehen 
darf. Allerdings ist zu berücksichtigen, daß die Geburtenzahlen in den Dörfern 
größer sind als in den Städten, so daß man eine etwas bedeutendere Steigerung 
der dörflichen Bevölkerungszahl erwarten müßte. 


Im einzelnen ergeben sich allerdings starke Verschiedenheiten des Wachstums, wenn auch 
in keinem einzigen Kreise die Landbevölkerung einen absoluten Rückgang zu verzeichnen 
hat. Besonders auffällig ist das sehr geringe Anwachsen der ländlichen Bevölkerung des Krei- 
ses Gabrowo um nur 5%. Die Industriestadt Gabrowo selbst ist um etwa 74%, also stärker als 
der Durchschnitt gewachsen. Es sei hier darauf hingewiesen, daß die ländliche Bevölkerung 
des Kreises Gabrowo auch den größten Rückgang der Geburtenzahlen aufweist (vgl. S. 2). 
Zweifellos ist das geringe Wachstum nicht durch die geringe Geburtenzahl zu erklären; im 
Gegenteil mag sich der Rückgang der Geburtenzahlen eher durch starke Wanderungsverluste 
erklären; denn gerade die jungen heiratsfähigen Leute pflegen abzuwandern. Genaue Unter- 
suchungen können aber nur an Ort und Stelle gemacht werden. Andere Kreise mit auffällig 
geringem Wachstum der ländlichen Bevölkerung sind Drenowo (13%), Trin (13%), Kotel | 
(18%), Pirdop (21%), Elena (29%), Trojan und Sewlijewo (je knapp 30%). Alle Kreise 
liegen zu den Verkehrswegen außerordentlich ungünstig. Die Städte dieser Kreise — mit Aus- 
nahme von Gabrowo — haben alle einen Bevölkerungsrückgang oder einen Stillstand zu ver- 
zeichnen. Wichtig ist die Bemerkung, daß die Kreise Gabrowo, Drenowo, Elena und Trojan 
ausgesprochene Einzelhof- und Weilergebiete sind. In diese Reihe gehört auch der Kreis 
Tetewen, dessen ländliche Bevölkerung aucH nur ein geringes Wachstum zeigt (36%). Aus 
den Einzelhöfen und Weilern wandern offensichtlich besonders viele Menschen ab. Das sei 
durch einige Beispiele belegt: 


I 
| 


TR ES 
Zahl der Weiler mit absolutem 
Bevölkerungsrückgang 1910-1934 


Gabrowo Bitschkinia 
Boschentzite 39 
Gabrowo Stadt 413 
Eteret 18 
Kosi-prog 41 
Popowtzi 20 
Toplesch 411 

Trojan Kaleitza 11 


Oreschak 29 (mindestens!) 
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Nach den Angaben des statistischen Amtes hat der Kreis Gabrowo insgesamt 199 Weiler; 
in 13/4 von diesen ist die Bevölkerung absolut kleiner geworden. In den anderen Kreisen ist 
das Bild nicht so eindeutig. Hier kann auf die Tatsache nur hingewiesen werden. Die Frage 
bedarf einer Sonderuntersuchung, wobei sehr gute Ortskenntnis notwendig sein dürfte. Die 
Veröffentlichungen des statistischen Amtes lassen nicht alle Weiler als solche erscheinen. Oft 
ist eine Gruppe von weit auseinanderliegenden Einzelhöfen oder Weilern unter dem Namen 
eines Dorfes oder Weilers zusammengefaßt. So nennt die Statistik beispielsweise im Balkan 
nördlich von Sofia nur Dörfer, während die Landschaft geradezu ihr besonderes Gepräge 
durch die Weiler und Einzelhöfe erhält. 

Insgesamt ergibt sich also das Bild, daß von der Abwanderung vor allem die 
Kleinstädte betroffen werden, und zwar die abgelegensten am meisten. Eine stärker 
ins Gewicht fallende Abwanderung aus Dörfern läßt sich nur in einer Reihe von 
verkehrsmäßig ungünstig gelegenen Gebirgskreisen feststellen, von denen ein Teil 
durch das Überwiegen von Weilern und Einzelhöfen charakterisiert ist. Sonst hat 
die dörfliche Bevölkerung in gleicher Weise zugenommen wie die des gesamten 
Landes. Auffällig ist der Zug in wenige größere Städte, insbesondere nach Sofia; 
dies ist der Ausdruck der Zusammenballung der Industrie und des Handels in weni- 
gen Orten. 

Hier sind nur einige Fragen der Bevölkerungsentwicklung hervorgehoben wor- 
den. Dabei habe ich mich mit einer Betrachtung im großen begnügen müssen. Es 
ist klar, daß in den einzelnen kleinen Landschaften besondere Verhältnisse vorlie- 
gen und daß eine solche Gesamtdarstellung eigentlich auf vielen Untersuchungen 
solcher Landschaften fußen müßte. Solche Untersuchungen sind nicht vorhanden. 
Die Veröffentlichung einer solchen Darstellung des gesamten Landes dürfte in 
einer deutschen Zeitschrift trotz aller Mängel ihre Berechtigung haben; denn den 
nichtbulgarischen Leser interessieren vornehmlich die Verhältnisse des gesamten 
Landes Bulgarien, das in Deutschland noch recht wenig bekannt ist. Ich bin mir 
klar, daß dem Bulgaren selbst wohl nichts wesentlich Neues gesagt wird; aber viel- 
leicht kann immerhin die Anregung zur besonderen Untersuchung bestimmter 
Landschaften und bestimmter Sonderfragen gegeben werden. 
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ALBRECHT HAUSHOFER: 
« Berichterstattung aus der atlantischen Welt 


S: ist man genötigt, alles, was in diesem Jahr in Europa geschieht, unter 
dem Blickwinkel strategischer und wirtschaftlicher Nützlichkeit für mili- 
re Auseinandersetzung zu sehen.“ Diesen Satz, der sich gegen Schluß unseres 
letzten Berichtes findet, müssen wir an die Spitze dieses Berichtes setzen — mit 
der Bitte an unsere Leser, in ihren Gedanken das gleiche zu tun auch für die kom- 
menden Monate jener Zwischenzeit, die nach dem Anfang offener Kriegsvorberei- 
tungen sämtlicher Großmächte, aber vor dem tatsächlichen Zeitpunkt liegt, zu dem 
das alte lateinische Sprichwort: „Inter arma silent musae“ in sein Recht tritt, 
wobei wir uns daran erinnern, daß unter den griechischen Musen auch Klio zu 
finden ist, deren strengem Griffel wir uns in dieser Berichterstattung — unter 
ständiger Beachtung der räumlichen Bühne — verpflichtet fühlen. Im Hinblick 
auf den ersten Satz aber müssen wir unsere Leser bitten, künftighin auch ein 
weiteres zu verstehen: Die selbstgesetzte Regel, grundsätzlich nichts Unwahres zu 
berichten, aber nicht alles, was wahr ist, auch niederzuschreiben, gilt nur für Zeiten, 
die noch als Zeiten des Friedens gekennzeichnet werden können. Andere Zeiten 
haben anderes Gesetz. Und daß wir seit Mitte März dieses Jahres in andere Zei- 
ten eingetreten sind, ist wohl nach den Vorgängen des April jedem unserer Leser 
klar geworden. 

In den Rahmen unseres diesmaligen Berichtes fallen alle Ereignisse, die sich 
mittelbar und unmittelbar an den deutschen Einmarsch in Prag anschließen: die 
Verhandlungen mit Polen über Danzig, die polnische Mobilisierung, die völlige 
Schwenkung der englischen Außenpolitik, der englisch-polnische Vertrag, die 
italienische Besetzung Albaniens, die Beistandspakte mit Rumänien und Griechen- 
land, das diplomatische Eingreifen Roosevelts, die deutsche Umfrage an die von 
Roosevelt als bedroht bezeichneten Staaten, die Einführung der englischen Wehr- 
pflicht, die Rede Adolf Hitlers vom 28. April, die Einschaltung Sowjetrußlands in 
das diplomatische Spiel der Westmächte, der Sturz Litwinows, die Italienreisen von 
Brauchitsch und Ribbentrop. Damit haben wir nur die wichtigeren Ereignisse an- 
gezeigt; die Bewegungen der Staatsmänner kleinerer Mächte sind nicht mit- 
angeführt; dabei haben Persönlichkeiten wie Graf Teleki, Gafencu und Cincar- 
Markovich es gewiß nicht an Reisebereitschaft mangeln lassen. 

Zwischen all diesen Ereignissen bestehen engste Zusammenhänge; Wechseln 
kungen, die vielleicht einmal in späterer Zeit geprüft und dargestellt werden können 
— aber nicht von den heute Lebenden. Bei ihrer Betrachtung müssen wir noch 
einmal auf einige Voraussetzungen aufmerksam machen, die in diesen Wochen 
völlig klar geworden sind. Deren wichtigste ist der Tatbestand, daß es heute keine 
Sprache mehr gibt, in der sich die entgegengesetzten Lager Europas verstehen könn- 
ten. Denjenigen, die darin etwas für die europäische Geschichte Erstmaliges oder 
Einmaliges sehen wollen, sei gesagt, daß ein ähnlicher (wenn auch nicht gleicher) 
Zustand schon mehrmals auf dem Höhepunkt innerer Auseinandersetzungen Europas 
eingetreten war. Wenn man die Hochspannung zwischen weltlicher und geistlicher 
Macht im Investitur-Streit schon nicht zum Vergleich heranziehen will, weil damals 
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eine gemeinsame eihische Grundlage wenigstens theoretisch anerkannt wurde, so bil- 
den der Dreißigjährige Krieg und die Periode der Französischen Revolution mit 
ihrem napoleonischen Höhepunkt vergleichbare Zeiten. Wenn Menschen, die aufein- 
ander angewiesen sind, Menschen, die teils miteinander, teils gegeneinander leben 
müssen, sich über die ethischen Grundbegriffe ihres Lebens, über Inhalte wie Frei- 
heit und Gerechtigkeit nicht mehr verständigen können, dann ändern sich alle Vor- 
; aussetzungen der außenpolitischen, ja sogar der militärischen Technik. Wenn man 
keine anderen Verpflichtungen anerkennt als die, die sich aus den jeweiligen Macht- 
verhältnissen ergeben, dann ändert sich alles, von der Behandlung der Verwundeten 
und Gefangenen im Kriege bis zur Bewertung diplomatischer Verträge. Noch im 
Weltkrieg war von den ritterlichen Spielregeln des alten Europa manches übrig- 
geblieben. Gefangene sind im allgemeinen nicht massakriert worden; akkreditierte 
Diplomaten sind auch aus feindlichen Ländern im ällgemeinen ohne Schaden an 
Leben und Gesundheit nach Hause geschickt worden. Im nächsten Krieg werden 
die Diplomaten Mühe haben, nach Hause zu kommen — und der Tod aus der Luft 
wird vor Frauen und Kindern keinen Halt machen. Zieht man die Wirkung der 
modernen Waffentechnik ab, so waren ähnliche Zustände des Kampfes im 
Dreißigjährigen Krieg geläufig; auch die französischen Revolutionsheere kannten 
kein sowohl für sie wie für den Gegner verbindliches Gesetz. Napoleon freilich be- 
mühte sich zeitweise, zu gemeinsamen Spielregeln der europäischen Mächte zurück- 
 zufinden; am Ende aber war das Ergebnis, daß weder er noch seine Gegner glaub- 
_ ten, mit den anerkannten Spielregeln auskommen zu können, und die Schluß- 
auseinandersetzung der europäischen Mächte mit Napoleon ist viel weniger dadurch 
bedingt, daß die realen Interessengegensätze nicht ausgleichbar gewesen wären, son- 
dern dadurch, daß man beiderseits jeden Vertrag für einen Fetzen Papier hielt, um 
das gefährliche Wort Bethmann-Hollwegs noch einmal heraufzubeschwören. Immer- 
hin gehörten solche Perioden der europäischen Geschichte zu den Ausnahmen. Man 
war sich noch bewußt, daß es Regeln von einiger Allgemeinverbindlichkeit gab — 
auch wenn man sie durchbrach. Es ist vielleicht der schlimmste Teil des Erbes von 
Versailles — wobei wir unter Versailles die Gesamtheit der Erscheinungen vom Ok- 
tober 1918 bis Locarno verstehen —, daß die Geltung außenpolitischer Spielregeln 
zwischen den europäischen Völkern wohl für Generationen außer Kraft gesetzt wor- 
den ist. Der Bruch der Waffenstillstandsbedingungen, die Fortführung der Hunger- 
blockade, die Zerstörung des Eigentumsbegriffs haben so tiefe Verletzungen des 
inneren Gefüges der europäischen Ordnung hervorgerufen, daß ein ungewöhnliches 
Maß von Glück nötig gewesen wäre, um einen echten Ausgleich zwischen den euro- 
päischen Großvölkern und damit ein langsames Gewöhnen an gleichberechtigie Zu- 
sammenarbeit ohne Krieg herbeizuführen. Ob in den Jahren zwischen 1925 und 
1939 solche Chancen (vielleicht mehr als einmal) vorhanden gewesen sind, wird ein- 
mal mit derselben Mischung von Leidenschaft und Trauer untersucht werden, mit 
denen eine spätere Zeit die Frage geprüft hat, ob in der Mitte des Peloponnesischen 
Krieges ein ehrlicher Ausgleich zwischen Athen und Sparta möglich war. Heute ist 
diese Frage eine akademische. Die klare Gliederung Europas in militärische Pakt- 
systerne, das Aufhören ernstgemeinter Gespräche zwischen den großen Machtgruppen 
ist so deutlich, daß Weiteres nicht mehr gesagt zu werden braucht. Nur einzelne 
Teilprobleme seien hier noch angeschnitten: 


356 Berichte Heft 5 


Die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in England hat ihre Bedeutung 
nicht so sehr darin, daß sie die unmittelbare militärische Schlagkraft Englands stei- 
gerte. Das tut sie nicht. Sie ist in erster Linie politisch gedacht, nicht militärisch, 
und zeigt damit allerdings den Entschluß der englischen Regierung an, im Inneren 
auch Maßregeln zu treffen, die gegen uralte Traditionen verstoßen, wenn sie glaubt, 
ihr außenpolitisches Ziel damit zu fördern. Chamberlain hat zur Begründung der 
englischen Wehrpflicht im Unterhaus gesagt, daß man sich nicht mehr als im Frie- 
den befindlich betrachten könne. Über den Gegner dieses „Nichtfriedens“ ist nicht 
der geringste Zweifel gelassen worden. Unter welchen Gesamtvoraussetzungen man 
diese Politik sieht, das geht am deutlichsten aus einem Aufsatz hervor, den Lord 
Lothian vor kurzem in der „Times“ geschrieben hat. Darin führt er aus, daß mit 
der Veränderung der Waffenwirkung eine Verlagerung der Macht eingetreten sei, 
die über das Gleichgewicht in Europa und damit über die „Freiheit der Nationen“ 
zu wachen habe. Wenn es zu Zeiten Ludwigs XIV. Holland und England gewesen 
seien, welche die Koalition gegen die Hegemonie einer einzelnen Macht in Europa 
geleitet hätten, so sei es zu Zeiten Napoleons England allein gewesen, das diese Funk- 
tion ausgeübt habe. Auch im Weltkrieg habe England noch diese Rolle spielen kön- 
nen, freilich nur unter Mitwirkung der Vereinigten Staaten. Heute, im Zeitalter des 
Flugzeugs, sei diese Rolle an die Vereinigten Staaten von Amerika übergegangen. 
Sie allein seien unangreifbar, ihnen sei die Sicherheit der Insellage noch gewähr- 
leistet, sie könnten als wirtschaftlicher und finanzieller Rückhalt einer „Koalition 
der europäischen Freiheit“ wirken. England und Frankreich seien heute in die Lage 
kontinentaler Schildhalter Amerikas gedrängt, so wie es in früheren Jahrhunderten 
Holland, Preußen, Österreich oder Piemont für England gewesen seien. Daraus 
müßten sowohl in England wie in Amerika die notwendigen Folgerungen ohne Zeit- 
verlust gezogen werden. Eine dieser Konsequenzen sei die allgemeine Wehrpflicht 
in England, eine andere sei das offizielle diplomatische Hervortreten der Vereinig- 
ten Staaten in Europa — denen gleichzeitig bescheinigt wird, daß sie für die Durch- 
führung dieser Aufgabe noch nicht ganz die notwendigen Erfahrungen mitbrächten. 
Angesichts der ganzen Leichtfertigkeit und Unverantwortlichkeit, mit der Präsident 
Roosevelt seine April-Botschaft nach Europa aufgebaut hat, sind wir gern bereit, 
dieses letzte Urteil Lord Lothians zu unterschreiben. Im übrigen aber enthält dieser 
Aufsatz Lord Lothians eine so kennzeichnende Gesamtdarstellung britischer Ge- 
schichtsphilosophie, daß wir uns nicht versagen konnten, sie unseren Lesern mit 
einiger Ausführlichkeit vorzustellen. Darüber soll nicht vergessen werden, daß Lord 
Lothian wenige Wochen nach der Veröffentlichung dieses Aufsatzes zum britischen 
Botschafter in Washington ernannt worden ist — derselbe Lord Lothian, der in den 
Jahren 1935—1938 in bemerkenswerter Weise dafür eintrat, daß dem Deutschen 
Reich die militärische Gleichberechtigung. und die Revision volkspolitisch falscher 
Grenzen nicht bestritten werde. Seine jetzige Haltung ist — wie die des ganzen poli- 
tischen Kreises, dem er angehört, wie die von Chamberlain, Halifax, Astor und 
Hoare — nur daraus zu erklären, daß die Engländer heute wieder von einem 
gegen Deutschland gerichteten Napoleonkomplex beherrscht werden. Komplexe 
sind rationalen Erwägungen leider nicht zugänglich. 

Frankreich ist in den diplomatischen Vorgängen der letzten Wochen von Eng- 
land völlig in den Schatten gedrängt worden. Damit soll nicht gesagt sein, daß zwi- 
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schen beiden Staaten irgendwelche Rivalitäten bestünden. Im Gegenteil: Frankreich 
fügt sich der englischen Führung; es scheint sogar bereit zu sein, schon jetzt einen, 
englischen Oberbefehlshaber für die gemeinsame Kriegführung anzunehmen. Im 
übrigen ist es damit beschäftigt, unter weitgehender Beseitigung der sozialpoliti- 
schen Errungenschaften der Volksfront sein inneres Kriegspotential zu stärken. Die 
Bemühungen beider Westmächte um Spanien haben nicht aufgehört, auch wenn es 
im einzelnen um sie etwas stiller geworden ist. Die Demobilisierung der spanischen 
Armee, die frühere oder spätere Rückkehr der italienischen Freiwilligen wird im 
westlichen Mittelmeer als Zeichen vergrößerter oder verringerter Spannung bewertet 
werden. In Tunis ist es zur Zeit etwas ruhiger geworden, obgleich nicht im Sinne 
eines Ausgleichs. Die arabische Welt ist von ihrem westlichen bis zu ihrem östlichen 
Ende in stärkster Spannung, sie sieht in der Möglichkeit eines europäischen Kon- 
flikts ihre größte Chance zur vollen Wiederherstellung des Gleichgewichts zwischen 
islamischer und abendländischer Welt, das seit Mohammed bis zum 19. Jahrhundert 
darin bestanden habe, daß die Europäer auf Europa beschränkt gewesen seien. Zwi- 
schen den einzelnen europäischen Mächten wird dabei von arabischer Seite höchstens 
ein taktischer Unterschied gemacht (nicht viel anders als im Fernen Osten sowohl 
von den Japanern wie von den Chinesen). 

Die Besetzung von Albanien durch italienische Truppen ist politisch viel weniger 
beachtet worden als die deutsche Besetzung Böhmens und Mährens — trotzdem sie 
ähnlich wie die ungarische Besetzung der Karpato-Ukraine nicht ganz ohne Blut 
abgegangen ist. Über die Hintergründe der Aktionen des Königs Zogu ist wenig be- 
kanntgeworden. An den tatsächlichen Machtverhältnissen an der Adria hat sich nur 
insofern etwas verändert, als die Möglichkeiten unmittelbaren Drucks auf Griechen- 
land und auf Südslawien für Italien stark vermehrt worden sind; damit in Süd- 
slawien auch die Notwendigkeit eines kroatisch-serbischen Ausgleichs. Die freund- 
schaftlichen Kundgebungen der Athener und der Belgrader Regierungen sind dafür 
ein bezeichnender Ausdruck. 

Über die Handlungen und Kundgebungen der kleineren Staaten Europas zu 
schreiben, ist zur Zeit unwichtig. Nicht, als ob wir die Bedeutung der kleineren, 
Staaten unterschätzten! Wir legen nur ihren nach außen sichtbaren politischen 
Aktionen wenig Wert bei, weil wir genau erkennen, daß ihr erstes Bestreben ist, 
es möglichst mit niemand zu verderben und ihre wahren Sorgen und Absichten nach 
besten Kräften zu verstecken. Verschieden ist dabei lediglich die Taktik: der eine 
glaubt am besten zu fahren, wenn er sich selbst und anderen suggeriert, daß er gar 
keine Angst habe und voller Vertrauen zu seinen großen Nachbarn blicke; der an- 
dere gibt zu, daß er sich fürchtet. Für den Fall der Gefahr suchen sich alle vor- 
zubereiten, von Portugal bis Finnland, von Island bis Rumänien. Sie alle wissen, 
daß ihre militärischen Machtmittel nicht ausreichen, um sich wirksam zu schützen. 
Sie alle haben die Besorgnis, daß vor allem diejenigen unter ihnen, die wertvolle 
Rohstoffe bergen, im Ernstfalle Schwierigkeiten haben würden, ihre Neutralität zu 
bewahren. Anzeichen dafür, aus welchen Richtungen man eine Gefahr befürchtet, 
sind also weniger den Reden der Staatsmänner zu entnehmen, als den Orten, an 
denen man Befestigungen errichtet. Wichtiger als die Reden und die Noten, die 
man in Bern und Bukarest, in Stockholm und Helsingfors bereitet, ist die Ent- 
scheidung darüber, ob man das Schwergewicht der militärischen Vorbereitungen an 
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den Bodensee oder an den Genfer See, an die Maros oder an den Dnjestr, an die 
Älands-Inseln oder an den Enare-See verlegt. 

Polen allein unter den mittleren Mächten glaubt der Notwendigkeit des Heuchelns 
enthoben zu sein. In wenigen Wochen ist deutlich geworden, wie wenig der deutsch- 
polnische Ausgleich in die Tiefen der polnischen Volksseele gedrungen war. Das 
Nachlassen zügelnder Hände hat bewirkt, daß der deutsch-polnische Gegensatz in 
seiner ganzen geschichtlichen Tiefe wieder aufgebrochen ist — auf Grund eines 
deutschen Vorschlages, der in seiner Mäßigung außerordentlich ist. Daß Danzig 
deutsch sei, läßt sich gewiß in keiner Weise bestreiten. Die Rückkehr unbezweifel- 
bar deutschen Bodens zum Deutschen Reich ist in den letzten Jahren von allen Sei- 
ten als ein moralisches Recht der Deutschen anerkannt worden. Wenn Polen in 
Berücksichtigung seiner maritimen Interessen einen breiten Korridor durch deut- 
sches Land besitzt, dann war gewiß die Forderung einer exterritorialen Autostraße 
und einer exterritorialen Bahn durch diesen Korridor eine höchst bescheidene. Po- 
len hat dieses deutsche Angebot abgelehnt. Es hat militärische Bindung an England 
und Frankreich dem deutschen Ausgleich vorgezogen und damit seine Stellung in 
kommenden Konflikten eindeutig festgelegt. Ob sich Oberst Beck bei dieser Ver- 
leugnung seiner gesamten Außenpolitik der letzten Jahre wohlfühlt, ist eine Frage, 
deren Beantwortung wir ihm selbst überlassen können. 

Völlig überraschend ist der Welt der Sturz Litwinows gekommen, obwohl man 
aus den Vorgängen der letzten Jahre, aus der Beseitigung seiner nächsten Mit- 
arbeiter schon sehen konnte, daß seine Stellung innerhalb der Sowjetregierung nicht 
mehr die alte war. Anlaß dieses Sturzes ist offenbar die Schwierigkeit der Verhand- 
lungen zwischen London und Moskau gewesen, in denen die Engländer mehr von 
den Sowjetrussen haben wollten, als sie selber an Unterstützung zuzugestehen bereit 
waren. Sowohl Polen wie Rumänien haben durchaus begreifliche Hemmungen vor 
möglicher Sowjethilfe. England und Frankreich bestehen darauf, daß diese Sowjet- 
hilfe entgegengenommen werde, und verlangen in Moskau, daß sie in einer für Bu- 
karest und Warschau annehmbaren Form geboten werde. Moskau hat offenbar als 
Gegenrechnung eine ostasiatische Garantie gefordert. Die Verhandlungen darüber 
haben sich in die Länge gezogen, und nun scheint man in Moskau der Meinung zu 
sein, daß es sich empfehle, sich aus allzu engen Koalitionsbindungen der West- 
mächte fernzuhalten. Nicht etwa, weil man einen Weltkrieg zu vermeiden strebte, 
ganz im Gegenteil: weil man einen Weltkrieg wünscht, bei dem man selbst zunächst 
zusieht, um dann, wo immer sich eine Möglichkeit bietet, die revolutionäre Ernte 
einzuheimsen. In der Geographie wird man dabei großzügig sein. Man wird sich 


ebenso gern in Asien wie in Europa betätigen. Jedenfalls sind in Moskau die Unter- 


nehmer des spanischen Bürgerkrieges zur Zeit in Ungnade gefallen, weil sie die 


Ziele Moskaus zu deutlich aufgezeigt — und weil sie Mißerfolg erlitten haben. Man 
will kein kleines, lokal begrenztes, sondern ein großes Feuer. Unter diesen Umstän- 
den ist der Wert der Moskauer Verhandlungen für die Engländer recht fragwürdig. 
Um so stärker wird daher die Freundschaft mit den Vereinigten Staaten gepflegt. 
Das Zurückweichen vor den Iren in der Frage der Dienstpflicht von Ulster ist in 
erster Linie aus der Rücksicht, die man den Amerikanern schuldig zu sein glaubt, 
zu erklären. In Amerika aber hat sich die Regierung immer stärker auf eine Linie 
festgelegt, die zu einer amerikanischen Weltkriegsführung hindrängt. Diese neue 
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imperialistische Politik der Vereinigten Staaten wird nicht nur von den Demo- 
kraten Roosevelts getragen, sondern auch von einem großen Teil seiner innenpoliti- 
schen Gegner. Die innen- und wirtschaftspolitische Motivierung dafür finden wir 
am besten zusammengefaßt in zwei Absätzen eines Aufsatzes von H. Groß im 
ı8. Heft des ‚„Wirtschaftsdienstes“. Darin wird zunächst gesagt: „Der Sieg der pri- 
vatwirtschaftlichen Führung erzwingt aber eine imperialistische Politik, d. h. ein 
Streben nach Investierungen im Auslande, da die Investierungen im Inlande, wie 
oben auseinandergesetzt, beschränkt sind. Die neue Außenpolitik Washingtons ist 
deshalb kein Ausweichen vor dem heimischen Arbeitslosenproblem, sondern der Be- 
ginn eines neuen Versuchs zu seiner Lösung auf imperialistischer Basis. Erhöhte 
Exporte von Waren und Kapitalien sollen den zur Erzielung von Vollbeschäftigung 
notwendigen Mehrabsatz beschaffen. Damit sei angedeutet, daß die Außenpolitik 


- Roosevelts kein vorübergehendes oder nur wahltaktisches Intermezzo darstellt, son- 


dern als Beginn einer neuen Epoche angesehen wird, die auch im Falle eines republi- 
kanischen Wahlsieges fortgeführt werden dürfte.“ Zum Abschluß wird betont, daß 
„die Politiker der Isolierung vorläufig zur Niederlage verurteilt sind, selbst wenn 
einzelne bedeutende Köpfe, wie Senator Borah, Herbert Hoover usw., sie vertreten. 
Außenpolitische Isolierung bedeutet die bewußte und gewollte Beschränkung der 
wirtschaftspolitischen Belebungsversuche auf den Kontinent; diese können nur 
unter Vordringen des Staatssozialismus erfolgreich sein. Da die kapitalistische Herr- 
scherschicht diesen Staatssozialismus nicht will, bleibt nur die Straße des Imperialis- 
mus offen, und damit die unmittelbare Einschaltung der Vereinigten Staaten in die 
Machtpolitik der Westmächte“. Unmittelbare Einschaltung der Vereinigten Staaten 
in die Machtpolitik der Westmächte aber heißt: deutliche Förderung alles dessen, 
was wir in Deutschland unter Einkreisung verstehen. Unter diesen Umständen hat 
auch die glänzende Abfertigung, die Adolf Hitler in seiner Rede am 28. April den 
einzelnen Aufstellungen des amerikanischen Präsidenten erteilt hat, in Amerika 
selbst nur einen begrenzten innerpolitischen Erfolg erzielen können. In Europa aber 
gilt etwas, was nur von ganz wenigen Persönlichkeiten der Weltgeschichte gesagt 
werden kann, für den Mann, der am 20. April unter dem Symbol einer gewaltigen 
Militärparade seinen 50. Geburtstag gefeiert hat: daß ganz Europa (seine schärfsten 
Feinde nicht weniger als seine treuesten Diener!) davon überzeugt ist, daß die Vor- 
sehung einen großen Anteil an der Entscheidung über die weiteren Schicksale der 
weißen Rasse und der europäischen Kultur in seine Hände gelegt hat. Die Zahl der 
Persönlichkeiten, über die Gleiches in einem weltgeschichtlichen Zusammenhang ge- 
sagt werden kann, ist so klein an Zahl wie gewaltig an getragenem Schicksal. 


KARL HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


| | m nicht allzusehr neben dem politischen Erdbeben längs der Sudeten und 

Karpaten des atlantischen Raumes im Schatten zu stehen, hat der indo- 
pazifische Raum mit einem wirklichen Erdbeben in Chile, einem politischen 
unter den indischen Fürstenstaaten und mit Drehgewittern um zwei In- 
seln: Hainan und Guam in den Frühjahrswirbeln von 1939 das Prävenire ge- 
spielt. 
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Aber über alle vier geopolitischen Zentren lassen sich die Nachrichten erst lang- 
sam durch Schriftwechsel und Gegenüberstellen von Zeitungen und Zeitschriften 
richtigstellen, so daß die geopolitische Überschau über sie erst nach ebensoviel Mo- 
naten feststeht, als man bei der Abrundung und Flurbereinigung des Dritten Rei- 
ches in Europa Tage zur vollen Erkenntnis der Ergebnisse brauchte. 

Das Erdbeben in Chile, wofür wir eine derbe Skizze seines Schütterraums 
nach unserm trefflichen Deutschen ‚„Westküstenbeobachter‘ geben (Anh. ı), ist 
eine Mahnung an alle, die an Vorzügen und Schattenseiten des pazifischen Küsten- 
typs mit seinen Tiefengräben, seinen Kordilleren und seinen vulkanischen Locker- 
zonen teilhaben. Sie wohnen auf schönem und reichem, aber wankelmütigem 
Grund; man braucht sich nur vorzustellen, welche Folgen ein Erdbeben von solchem 
Ausmaß, mit seinem Wirkungskreis über Panama, San Franzisko und Los Angeles, 
Tokio oder Manila beim Aufbrennen einer weltpolitischen Verwicklung gelegt, 
allein wehrgeopolitisch haben kann, um dem politischen Rechtsanspruch des 
Bodens gerecht zu werden. In diesem Fall zerbrachen nicht nur an wichtiger Stelle 
die physischen Kraftlinien des überlangen Küstenstaats (4200 km!) mit seinem 
schlanken Wuchs von der Pazifikküste über die Küstenketten bis zu den Anden und 
der argentinischen Grenze, sondern auch das Verkehrs- und Siedlungsgerüst. Eine 
Anleihe von 2 Milliarden Pesos wird dem stolzen Staat wirtschaftliche Ketten an- 
legen und eine böse Hemmung im Rennen mit den andern ABC-Staaten Argentinien 
und Brasilien sein, den Großmachttraum in die Ferne rücken, so tapfer das poli- 
tisch umbrandete Land der Gefahr ins Gesicht sah. Pazifische Länder sind Erdbeben 
gewöhnt; und wie man sie überwindet, hat Japan nach dem ı. September 1923 vor- 
bildlich gezeigt. 

Als rein politisches Vorwarnungsbeben möchten wir die Unterwühlungsvorgänge 
gegenüber den Indischen Fürstenstaaten bezeichnen, die sich um die Ta- 
gung in Ludhiana, Mitte Februar 1939, gruppierten und neben den kleinen Fürsten- 
staaten Jaipur und Rajkot auch die großen Räume von Hyderabad und Kashmir er- 
schütterten. 

Schonungslos enthüllte Pandit Jawaharlal Nehru die religions- und volks- 
politische Aufbauschwäche der beiden geopolitisch scheinbar stärksten unter den 
Fürstenstaaten: die fast 95% Muslim und Buddhisten unter der Hindu-Herrschaft 
in Kashmir und die fast 90% Hindu unter der mohammedanischen Herrschaft 
des Nizams von Hyderabad (Anh. 2: Amrita Bazar Patrika; 18. 2. 39, S. 8). Vor- 
her schon hatte er das Einschwenken der Bevölkerungen der Fürstenstaaten in die 
nationale Unabhängigkeitsfront als unaufhaltsam verkündet (Anh. 3: Amrita 
Bazar Patrika v. 16. 2. 39, S. 10). 

Das ist eine herbe Begleitmusik zu der Überzeugung, die kurz zuvor Staats- 
sekretär Muirhead von der Erweiterung des Hindu-Moslim-Zwiespalts aus In- 
dien nach England mitgenommen hatte. Der sang- und klanglose Ausgang der Lon- 
doner Araber-Juden-Konferenz wird dazu ein übriges tun; denn der indische 
Islam hatte alle alten Versprechungen aus der Notzeit des Weltkriegs über ein zu- 
sammenhängendes Araberreich im Nahen Osten wieder hervorgeholt. 

Bezeichnend ist, daß die chinesischen Guerilla-Teilerfolge in der indischen Presse 
begrüßt werden, und bei Rückschlägen, die Japan treffen, von einer Durchbrechung 
einer „feindlichen Front“ gesprochen wird. Ebenso löste die rasche Besitzergreifung 
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von Hainan in Indien Unbehagen aus, obwohl sie vor allem peinlich für Fran- 
zosen, Briten und US.-Amerikaner ist, während sie die einzige Möglichkeit für 
Japan bot, den Waffenschmuggel an der südchinesischen Küste abzubinden. Er 
vollzog sich'vor allem durch zahlreiche, ortsvertraute Dschunkenführer, an welche 
die Waffenschmuggeldampfer unter Anlehnung an britische oder französische Stütz- 
punkte oder Hainan ihre verfänglichen Ladungen löschten. Die Jagd auf ihre 
Stützpunkte war leichter als auf die Dschunken, meinte man in China und in 
Japan. 

Was die Insel Hainan im Gesamtgefüge der südostasiatischen Hintertüren 
Chinas bedeutet, das versuchen wir in einer Skizze den Lesern vorzuführen; wehr- 
geopolitisch hat diese Bedeutung Oberst Rudolf von Xylander in seinen vorzüglichen 
Berichten vom Konflikt im Fernen Osten ausgezeichnet geschildert (Anh. 4: Mil. 
Wochenblatt Nr. 38/39 von Spalte 2562 ab, bes. XXXXIV: Die Einnahme von 
Hainan. — Wirtschaftswerte u. Verkehrsbedingungen nach „Far Eastern Review“ 
Il/39). Auch in Hainan war es die wohlvorbereitete, aber blitzschnell und über- 
raschend allseitig durchgeführte, fast unblutige Art des Vorgehens, die von vorn- 
herein ein Dazwischentreten der stark interessierten Mächte bei diesem ersten Ein- 
treten Japans in das Zerrungsfeld des Austral-Asiatischen Mittelmeeres unterband. 
Namentlich Frankreich, dessen Botschafter im Juni noch gegenüber Tokyo von 
„serious matter“ und dem Landen von ebensoviel Franzosen als Japaner die Insel 
betreten würden, gesprochen hatte, kommt damit in eine peinliche Lage, um so mehr, 
als ihm auch der Besitz der Paracel-Inseln mit guter Begründung von japanischer 
Seite bestritten wird (Anh. 5: Sueji Hirata über bereits vor 22 Jahren erworbene 
Rechte und eine Fahnenhissung 1917 auf den Nishisato- oder Hirata-Inseln, wo er 
Phosphatgewinnung und Fischerei betrieb, in „Transpacific, Tokyo, 23. 2. 1939). 

Einen andern insularen Zankapfel, Guam, behandelt Masanori Ito, der das 
Verdienst hat, den Verkauf der Insel an Japan durch die USA. als einzige ver- 
nünftige Lösung schon seit Jahren angeregt zu haben (Anh. 6: „The Oriental 
Economist, März 1939, S. 177 „Guam Island“). 

Guam steht seit 38 Jahren unter u.s.amerikanischer Verwaltung, aber in seinen 
Hafen Apra müßte noch viel Geld gesteckt werden (z.Z. sollen es 5 Mill. Dollar 
sein), wenn er nicht mit 100 zu ı bei einem Kriegsausbruch in Japans Hände fal- 
len soll, statt zu einer Drohung, oder gar, nach einem völlig schiefen Vergleich 
von Admiral Hector Bywater, zu einem „Helgoland“ zu werden. 

Aber hier steht Prestige wider Prestige und verwehrt sachliche Lösung, wie es 
etwa das Getobe der „Chicago Tribune‘“ oder des „Washington Star“ oder Admiral 
Leahys Drängen auf hochwertige Befestigung erkennen ließen, während der ja- 
panische Marineminister Yonai die Gefahr kühler beurteilte. | : 

Gewiß ist die Insel Guam, mitten aus dem Inselkranz der Ladronen heraus- 
gerissen, ein nützlicher Trittstein der Flugstrecke Hawai—Wake—Manila, und die 
Weite des Pazifik steigert den an sich belanglosen Raumwert des kleinen Eilands. 
Aber für den Kriegsfall liegt es aus so naher Entfernung in Griffweite Japans, daß 
es kaum in Rechnung als Dauerbesitz gestellt werden kann. 

Angesichts der sichtbaren Erfüllung von Ratzels Gesetz der wachsenden Räume 
und des Zurücksinkens allzu kleiner Raumwerte, angesichts der Tatsache, daß den 
Nordamerikanern von ihrer Schlagzeilenpresse die Gefahr eines faschistischen Über- 
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griffs nach Südamerika als Grund weiteren Rüstungsrennens vorgespiegelt werden 
kann, erscheinen solche geringfügige Flurbereinigungen, wie die von Ito vorge- 
schlagene eines Verkaufs von Guam an Japan, ebenso naheliegend wie der deutsch- 
tschechische Ausgleich innerhalb eines zum dauernden Volkskampf zu klein ge- 
wordenen, gemeinsamen Siedlungs- und Wirtschaftsraumes, wie sich ja auch die 
Aufrechterhaltung der Miniatur-Ukraine zwischen Polen und Ungarn als unmöglich 
erwies. 

Nur, falls die Vereinigten Staaten sich mit Überfallsgedanken im Stil der 
„Schwarzen Schiffe“ des Admirals Perry und ihrer Raubinstruktionen tragen, würde 
sich das Festhalten von Stützpunkten der Einkreisung auf dem ostasiatischen Gegen- 
ufer rechtfertigen lassen: als „unfriendly act“, der viel unfreundlicher ist als die 
Besetzung Hainans vor Ostasiens Toren durch Ostasiaten, was die USA. so grimmig 
übelnehmen. 

Guam ist also weit mehr als Hainan ein Probestück geopolitisch reiner Gesinnung 
und guten Gewissens. Ein gutes USA.-Gewissen braucht die Insel so wenig wie Jap; 
aber nach unseren Erfahrungen mit den Vereinigten Staaten und den Neigungen 
ihrer wahren Lenker zum Aufpeitschen aller gegen solche Staaten, denen man sich 
in Washington Mißbilligung auszusprechen unterfängt, können wir nicht an diese 
Unbefangenheit der „angriffslustigen Macht der Erde“ glauben, die unter 150 An- 
griffskriegen fast r00 auf fremdem Boden geführt und durch Diktate beendigt hat. 
War es doch auch ihr Oberst House, der den Gegensatz von „Haves“ und „Havenots“ 
erfunden hat. 
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Und trotzdem — obwohl ihr eigener Oberbergdirektor, Dr. John W. Finch, 
die USA. als den größten der „Haves“ an Rohstoffen anerkennen muß — erklärt 
ihr Kriegsamt neun Minerale als „strategisch“ und 25 weitere als „eritical ma- 
terials“, deren Liste sogar so häufig vorkommende“ ‚Rohstoffe wie Eisen, Stahl, 
Kupfer, Zink, Blei und Petroleum enthält, während unter den strategischen Man- 
gan, Chrom, Wolfram, Bauxit (Aluminium), Nickel, Quecksilber, Antimon, Glim- 
mer (mica), Katzengold (Marienglas), vor allem das aus Europa und Malaya be- 
zogene Zinn sich befinden dürften, von denen zu Staatshänden und in der Privat- 
industrie große Mengen angehäuft werden sollen, wofür bisher etwa 4 Mill. Dollar 
bereitgestellt sind (Anh. 7: Amrita Bazar Patrika. Sunday Beil. 19. 2. 39; „The 
Mineral Way to Win war“). 

Die gleiche Quelle enthüllt, daß selbst die führende „Have“-Großmacht nicht 
selbstgenügend ist, noch im Weltkrieg war, wo sie allen Nickel, 60% ihres Wolfram- 
Bedarfs, 660%% ihres Bauxits für die Aluminiumerzeugung, 60% ihres Quecksilber- 
bedarfs, fast alles Zinn, einen guten Teil an Chrom und Manganerz, ihre Nitrate 
aus Chile, ihr Molybden und Vanadium, spanischen Pyrit und Schwefel sowie 
asialisches Antimon einführen mußten. 

Ein Bild zeigt das Flaggschiff „California“ beim Auslaufen aus Mare Island 
nach einer längeren Überholung, bei der wenigstens vierzig strategische und kri- 
tische Rohstoffe zur Anwendung gekommen sind; zugegeben wird, daß man ohne 
Wolfram nicht ein einziges Schlachtschiff aussenden könne. 

Solche Betrachtungen zeigen, welche Hinterlandtiefe zur Reife eines Raumes für 
totale Kriegführung gehört, in dem Rohstoffe eine lebenswichtige Rolle für das 
Durchhalten spielen können. Daraus geht aber andrerseits das Zurücksinken im 
Raumwert allzu kleiner Kriegsziele hervor, auch wenn sie noch so sehr mit totem 
Abwehrgerät überhäuft sind wie die pazifischen Trittsteine, wie Hongkong, wie 
Malta oder Gibraltar. Daraus entspringt die Notwendigkeit für Mächte, die ihre 
Selbstbestimmung wahren wollen, ihren Lebensraum tief zu sichern und F remd- 
körper darin so einzubauen, daß nicht ihr Mißbrauch von außen her das ganze 
wehrgeopolitische Gebäude von Anfang an gefährdet. Was Amerika recht ist, muß 
Europa billig sein, wenn es ohne Bevormundung fortleben will. 

Wie ungleich die Maßstäbe sind, die von der britischen und französischen prak- 
tischen Geopolitik auf der einen Seite mit hysterischer Übertreibung an friedliche, 
vertragsmäßige, raumpolitische Regelungen und Verfestigungen in Mitteleuropa 
angelegt werden (vgl. Ancels „Grenzen“, Anh. 8), andererseits an die eigenen 
Fehlleistungen im europäischen Schüttergürtel, die nun beseitigt werden, und an 
die immer offenkundigen Zerbröckelungen im Nahen Osten, beweist am besten der 
Augenschein der drei Palästina-Zergliederungspläne der palästinensischen Teilungs- 
kommission (Anh. g: International Affairs Bd. XVII, Nr. 2 März-April 1939; Sir 
John Woodhead; The Report of the Palestine Partition Commission). Wir legen 
die drei Pläne zu kleinräumiger Zerfaserung bei, die sich noch dazu in einer Zeit- 
schrift vom Range der International Affairs finden, von der jedes Heft Stoff genug 
zu geopolitischem Nachdenken bietet. ‚„‚Spottet ihrer selbst und weiß nicht wie“ 
steht als Hölleninschrift über den Versuchen kleinräumiger Zersetzung im Nahen 
Osten geschrieben, über dem doch schon riesengroß das zusammenfassende, groß- 
räumige Zeichen arabischer Gesamtlösungen steht. Wonach die Welt ruft, das ist 
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ein ehrlicher Anlauf zur Lösung der Judenfrage durch die angeblich juden- 
freundlichen, raumbesitzenden Mächte mit einem großräumigen Unterkunft- 
angebot nicht nur für eine Handvoll eigenbrödlerischer Zionisten, sondern für 
zwanzig Millionen und mehr. Solche Räume haben Briten, Franzosen, US.-Ameri- 
kaner und Russen — nicht aber die ‚‚Havenots“, nach Oberst Houses schnell welt- 
verbreiteter Prägung. Vielleicht wird sie noch einmal ihre Erfinder an die doppel- 
sinnige Entwicklung des Wortes ‚„‚Geusen“ erinnern! Auch damals ist aus den 
„Beitlern“ (geux) die im Verhältnis zu ihrer kleinen Menschenzahl wirkungsvollste 
Kolonialnation geworden. Auch sie war vorübergehend ihrer ganzen, in langen 
Jahren mühsam erworbenen Kolonialhabe beraubt worden; und Gottes Gerechtig- 
keit gab sie ihr wieder zurück, trotz Stamford Raffles in Batavia. Hat England, 
hat Holland das so völlig vergessen? Ertrank raumpolitische Erfahrung, auch die 
mit den niederdeutschen Bauernrepubliken am Kap, im siedlerverzehrenden Stru- 
del der Verstädterung? Wo verstädtertes Volk weltpolitische Leitlinien gibt, da 
ruhen sie auf fluktuierendem, wankelmütigem Grunde. Das merkt man Chamber- 
lains Rede zu Birmingham an. 

Städtegeographisch bemerkenswert sind einzelne Nachrichten über das Fließen 
großstädtischer Bevölkerung und ihre Schäden unter dem Druck von Kriegsläuften. - 
Wir erinnern uns, daß bereits 1932 aus Schanghai über 800000 Menschen in 
das Hinterland in kurzer Frist abströmten. Für Kanton meldet die „Asia Press“, 
daß im Augenblick der Besetzung durch japanische Truppen am 23. ı0. 38 nur 
80000 Einwohner zurückgeblieben waren und gezählt werden konnten, die im De- 
zember bereits wieder auf 500000 angewachsen waren '(Anh. 10: „Asia Press Ser- 
vice“ Nr. 13 10. 3. 1939). Friedenszahlen melden mehr als ı Million. Das gäbe also 
größere Ausreißerzahlen als in Nord-Schanghai — dank den Wasserwegen. 

Für Nanking wird ein reiner Verlust an Toten unter 250000 Einwohner orts- 
anwesender Bevölkerung von 4000 mitgeteilt und ein Sturz sämtlicher Einkommen 
auf 110% ihres früheren Standes; ein Anhalt für die Leiden der nicht kriegführen- 
den Bevölkerung! (Anh. 10: Dr. Lewis Smythe: „War Damage in the Nanking Area: 
Dee. 1937-March 1938.“ Nanking Internation. Relief Committee.) Das Anschwel- 
len von Chungking durch seine neuen Hauptstadtfunktionen gibt I. E. Spencers 
bereits früher hier erwähnter Aufsatz in der „Geographical Review‘-ıg39 S. 60 mit 
477395 Köpfen bei einem Männerüberschuß von fast 80000 (Zeichen der Kriegs- 
anomaliel). Frühere Angaben für den ganzen Stadtbereich zeigten eine Spannung 
von 350000 bis zu einer Million, wovon nur einige 55% in der eigentlichen Stadt 
lebten; dazu kamen an ihren Uferrändern ı6%, von Kiangpei 14% und 15% 
auf den Südufern. Die Hochempfindlichkeit für Fliegerangriffe, Panik, Anfällig- 
keit einer solchen Bevölkerungsballung und Bereitschaft zur weiteren Verflüchti- 
gung läßt sich denken. 

Auf dem pazifischen Gegenufer hat seine bestbekannte Metropole San Franzisko 
trotz der jüngsten chilenischen Warnung ihre seismische Katastrophe vergessen und 
lädt die Welt zu einem internationalen Jahrmarkt der Eitelkeit an das Goldene Tor 
(Golden Gate International Exposition 1939) auf seine „Schatzinsel“. Wird der 
Sonnenstaat die politische Kraft haben, -zu verhindern, daß die Hetze auf der at- 
lantischen Seite gegen die Antikominternmächte ein weltpolitisches Erdbeben auf 
der pazifischen Seite der Vereinigten Staaten zustande bringt? Die einzige Gewähr 
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dagegen bieten bisher Ernüchterungen in Washington, wenn es von Worten zu 
Taten, vom Aufhetzen zu Garantien für die Verhetzten hätte kommen müssen. 

Aber diese:von bösem Willen so leicht zu überrennende Art von Hemmungen bei 
den raumweitesten Mächten der Erde lassen es doppelt bedauerlich scheinen, daß 
die beiden europäischen Weltreichskerne um London und Paris so schnell die be- 
ruhigende Kraft der Münchener Tage vergessen haben, und dem Stahlbeton des 
Aufbaus der Antikominternmächte gegenüber zu veralteten Gouvernantenmethoden, 
statt zu großräumiger Verständigung greifen. Kleinräumige Zergliederung zu- 
gunsten einiger Großrentnerstaaten war Europa und Asien nur in einem solchen 
Zustand der Erschöpfung wie ıgıg aufzuzwingen. Daß damals geopolitischer Un- 
sinn von Staatsmännern, bar jeder geographischen Kenntnisse, begangen wurde, 
das rächt sich eben jetzt an ihren Nachfahren, und Lloyd George, der Überlebende, 
verhöhnt sie noch dazu, wenn sie sich mit seinen Werken bemengen müssen. Wir 
können nur immer wieder die Schlußstriche zu unliebsamen Erlebnissen der Grenz- 
schöpfer von Versailles, wenn sie ihre Werke bachab schwimmen sehen, mit den 
klassischen Worten von Sir Thomas Holdich ziehen: ‚„Grenzenlos sind die Kosten 
geographischer Unwissenheit.“ Die Wechsel präsentiert dann die besser informierte 
Geopolitik der sich wieder erholenden Gegner. Auch sie verfahren dabei nach bri- 
tisch-jüdischem Rat: „Zuletzt regiert — und hat seinen Willen — der Bestinfor- 
mierte“. 

Diese Tatsachenanerkennung von Lord Beaconsfield gilt für Böhmen, Mähren 
und die Slowakei; sie gilt für Memelland — aber auch für den Nahen, den Mitt- 
leren und Fernen Osten, und selbst für US.-Amerika, wenn es sich die Kosten des 
Hasses und der Uninformiertheit durch seine Schlagzeilenpresse in einer stillen 
Stunde der Selbstbesinnung überschlägt. 


Schrifttums-Nachweise 


1, Der „Westküstenbeobachter“, die von uns schon oft erwähnte, ausgezeichnet ge- 
leitete deutsche Zeitschrift in Chile, die zugleich aufmerksam die ganze pazifische Westküste 
Südamerikas überschaut und gut gewählte Proben der spanisch geschriebenen Presse bringt, 
hat zu dem Erdbeben eine gute Skizze seines Wirkungsbereichs gebracht und bei aller Schwere 
des Unglücks eine geradezu vorbildlich maßvolle Nachrichtenauslese durchgeführt. 


2. „Amrita Bazar Patrika“ brachte am ı8, 2. 1939, S. 8, die scharf umrissene Rede 
des jungindischen Volksführers mit seiner Bloßstellung der Struktur- und Sozialverhältnisse 
in den Indischen Fürstenstaaten, nachdem er 


3. ebd., 16. 2. 1939, programmatisch das unaufhaltsame Einrücken der Bevölkerungen der 
Fürstenstaaten in die nationale Unabhängigkeitsfront verkündet Hatte, auf einer Linie des 
Vorgehens, die durchaus mit dem Ultimatum von Bose an England zusammenklingt, im Laufe 
einer Bewegung, die eben doch die kommunalen Widerstände und Schwierigkeiten überrennen 
könnte — namentlich, wenn die Abhängigkeit der britischen Reichspolitik vom Judentum 
zu weiteren Verprellungen der Islamanhänger auch in Indien, nicht nur in Arabien führt. — 
Welche Bruchlinien hier laufen, kann nur bei regelmäßiger Verfolgung der Gesamthaltung 
der indischen Presse erkannt werden, so tapfer die Islambelange verfochten werden. 


4. Unter den fortlaufenden Schilderungen der chinesischen Wehrvorgänge durch Oberst 
Rudolf von Xylander im Militärwochenblatt, die gerade auch wegen ihrer treffenden 
geopolitischen Bemerkungen fortlaufend verfolgt werden müßten, hebt sich die „‚Einnahme von 
Hainan“, XXXXIV, Spalte 2562, Nr. 38/39, besonders heraus. Wirtschaftswerte und Ver- 
kehrszustand von Hainan kennzeichnet — abgesehen von der Monographie von Fenzel — 
„Ihe Far Eastern Review“, Februar-Nr. 1939, S. 4g: „Hainan Island“, 
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d. „Transpacific“, Tokyo, 23. a. 1939, bringt die Ansprüche von Sueji Hirata auf 
die von Frankreich als herrenlos besetzten Paracel-Inseln auf Grund seiner bereits vor 22 Jahren 
erworbenen Rechte (Phosphatgewinnung und Fischerei) und einer 1917 vollzogenen Flaggen- 
hissung auf den von den Japanern Nishisato- oder Hirata-Inseln genannten Paracel-Inseln, 
woraus entweder eine Machtfrage zwischen Japan und Frankreich, oder, bei Austrag im Haag, 
ein langfristiger Rechtshandel entstehen dürfte. 

6. „TheOrientalEconomist“, März 1939, 8. 177, bringt eine Schilderung der Guam- 
Frage von Masanori Ito, der schon seit Jahren den Verkauf der Insel an Japan als einzig 
vernünftige Lösung der Guam-Frage, durch Rückkehr der aus einem Inselkranz durch Fremd- 
gewalt herausgebrochenen Insel in ihren Inselbogen, auch politisch nahelegt. 

Ein ähnlicher Fall, wie bei den Alandinseln, wo eben auch schließlich das Anrainerrecht 
Schwedens und Finnlands über die internationalen Zerklitterungsversuche gesiegt hat, Nicht 
anders wird es mit der Yap- und Guam-Frage gehen, die eben befriedigend nur durch ihre 
Südseezugehörigkeit ohne alle Fremdservitute lösbar ist. 

7- „Ihe Mineral Way to win War“ in der Sonntagsbeilage von „Amrita Basar 
Patrika v. ıg. 2. 1939 bringt in ausgewählter Überschau die Ergänzungsliste der USA. an 
„strategischen“ und „kritischen“ Rohstoffen trotz ihrem weltbekannten Rohstoffreichtum. Diese 
Aufstellung ist geradezu eine Rechtfertigung der Autarkieanläufe von Mitteleuropa, die not- 
wendig sind, wenn die Mitte des Erdteils nicht wehrlos jeder Blockadelaune der ‚„Haves“ 
preisgegeben sein soll. Es ist heilsam und nützlich, wenn ein gewiß nicht deutschfreundlichee 
indisches Blatt die Notwendigkeit einer rohstoffreichen Hinterlandtiefe seinen Lesern einbläut, 
die sonst zu ideologischen Phantastereien neigen und auf jede Propagandaleistung der englisch 
sprechenden Länder trotz ihrem natürlichen Mißtrauen gegen deren Imperialismus hereinfallen, 

8. Jacques Ancel: „Geographie des Frontitres.“ Pr6face d’Andr6 Sieg- 
fried. Librairie Gallimard. Paris, 1938, in der Sammlung „Geographie Humaine. 2. Sect. 
— einer geopolitisch höchst bedeutsamen Ausgabe —, nennt sein Werk selbst „eine 
Replik“ auf meine bei Kurt Vowinckel erschienenen „Grenzen“ und wird allen unsern Lesern, 
auch mit seinen Abbildungen, eine nützliche Ergänzung sein, weil sie damit zugleich die 
Methoden der französischen politisch-wissenschaftlichen Kampfweise mit allen ihren Feinheiten 
kennenlernen, Wir behalten uns eine eingehende Besprechung des Buches vor, das uns den 
schlüssigsten Beweis für die Notwendigkeit einer deutschen Geopolitik liefert, um einigermaßen 
in dem mehr als dreihundertjährigen Ringen zu bestehen, das uns bisher nur schwere Grenz 
verluste gekostet hat. 

9. „International Affairs“, Bd. XVIII, Nr. >, März-Aprıl 1939 — gleichfalls ein 
geopolitisches Kampfwerkzeug des Britischen Reiches, nur wieder in ganz anderem und freierem 
Stil, bringt mit Sir John Woodheads ‚Report of the Palestine Partition Commission“ 
ein klassisches Schulbeispiel, wie völlig gleichgültig die rassen- und raumpolitische Wohlfahrt 
der Nächstbeteiligten einem Imperium ist, wenn es sich durch Zergrenzung eines Naturgebiets 
aus einer augenblicklichen Verlegenheit herausmanöyrieren kann, Die Skizzen enthalten in ihrer 
Zerfaserung das Wesentlichste aus dem Inhalt des höchst lesenswerten Berichts, 

10. Dr. Lewis Smythe: „War Damage in the Nanking Area.: Dec. 1937—March 
1938.“ Nanking International Relief Committee. 1938. Diese Übersicht gibt in klarer Deut- 
lichkeit den Umfang der Einbußen an Leben und Werten wieder, die eine reine Prestige- 
handlung eine im Grunde offene, in ihren uralten Mauern dennoch große Widerstände bie- 
tende, weitläufige Großstadt im Werden durch eine in ihren Zielen unklare Nahverteidigung 
gekostet hat. Um jede Legendenbildung von vornlierein abzuschneiden, sei festgestellt, daß 
diese strategisch und taktisch unsinnige, im Grunde doch nicht entscheidende Verteidigung 
gegen den Rat der deutschen Berater bei Marschall Chiang Keishek aus auch ihm wahr- 
scheinlich unsympathischen Prestigegründen erfolgte. Sie ist militärisch ein Seitenstück zu den 
Verbesserungsversuchen der chinesischen Studenten an der Außenpolitik ihres Reiches durch 
Hinauswerfen der Akten des Auswärtigen Amts aus den Fenstern und körperliche Beschädigung 
des Außenministers. Nanking trägt die harten und schweren Folgen, die entstehen, wenn 
Marschälle zu unreifer Studentenpolitik auch auf militärischem Gebiet genötigt werden, wo 
man gelernte Männer braucht, keine Amateure, die sich dann yangtseaufwärts retten, während 
die Zurückgebliebenen, wirklich bis zum letzten Schwertstreich Kämpfenden das Blutbad aus- 
trinken müssen. 
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ÄGYPTEN. — Mitte April verlautete aus 
Kairo, daß geplant sei, Suez zu einem Mili- 
tär- und Flottenstützpunkt auszubauen, wobei 
die Suezkanalgesellschaft einen Anteil an den 
Kosten übernehmen würde. 

BOLIVIEN. — Am 24. April löste der Staats- 
präsident Busch die Parlamente auf und 
setzte die Verfassung außer Kraft, um einem 
autoritären Regime den Weg frei zu machen. 
BRITISCH-INDIEN. — Präsident Savarkar 
von der größten Hinduorganisation Hindu- 
Maha-Sabha ersuchte nach Bekanntwerden des 
Roosevelt-Telegramms an den Führer den 
Präsidenten der USA., England zu bitten, 
seine Herrschaft über Indien aufzugeben, 
falls Roosevelt wirklich aus Besorgnis um 
den Schutz der Freiheit gehandelt habe. 
CHINA. — Am 27. März war die Eroberung 
der wichtigen Provinzhauptstadt Nantschang 
durch die Japaner beendet. Als nächstes japa- 
nisches Ziel wurde Tschangscha angegeben. 
Spätere Berichte über eine Rückeroberung 
Nantschangs durch die Chinesen wurden von 
den Japanern scharf dementiert. Vielmehr 
war der chinesische Gegenangriff von Westen 
her Ende April abgeschlagen. Mehrere Städte 
westlich Nantschangs hatten mehrmals den 
Besitzer gewechselt. — ‚New York Times“ 
vom 17. April läßt sich aus China berichten, 
daß der Aufbau einer großen chinesischen 
Rüstungsindustrie an der burmesischen Grenze 
unter den Lieferungsverzögerungen der ame- 
rikanischen Maschinenindustrie leide, die zur 
Zeit zu stark mit Lieferungen an die West- 
mächte beschäftigt sei. 

DEUTSCHES REICH. — Am 28. April machte 
der Führer in seiner Reichstagsrede, die zu 
einem wesentlichen Teil der Erwiderung des 
Telegrammes des Präsidenten Roosevelt ge- 
widmet war und als bekannt vorausgesetzt 
wird, die Mitteilung, daß das Reich mit dem 
gleichen Tage in London und Warschau Me- 
moranden habe überreichen lassen, mit denen 
das deutsch-englische‘ Flottenabkommen und 
der deutsch-polnische Nichtangriffsvertrag ge- 
kündigt werde. Die Kündigung des Flotten- 
vertrages wird in dem Memorandum mit der 
neuen englischen Einkreisungspolitik begrün- 
det, die die seinerzeit bei Abschluß gegebenen 
Voraussetzungen zunichte gemacht hat. Die 
Kündigung des deutsch-polnischen Vertrages 
wird in dem Memorandum an Warschau mit 
dem Abschluß des englisch-polnischen Garan- 
tieabkommens begründet, das ebenfalls die 
seinerzeit gültigen Voraussetzungen vernichtet 
hat; im übrigen habe die polnische Regie- 
rung ein deutsches Verständigungsangebot mit 
einer Teilmobilisierung beantwortet; in die- 
sem kürzlichen und vom Führer ausdrücklich 
als einmalig bezeichneten Angebot forderte 
das Reich die Rückgabe Danzigs und die 
Einrichtung eines exterritorialen Eisenbahn- 


und Autoweges durch den Korridor und ver- 
sprach dafür die Anerkennung des übrigen 
Korridors und der gesamten polnischen West- 
grenze, den Abschluß eines 25jährigen Nicht 
angriffspaktes, Garantie der polnischen Wirt- 
schafts- und Verkehrsinteressen in Danzig und 
der polnischen Interessen in der Slowakei. — 
Am 21. April beschloß die Reichsregierung 
zwei Gesetze, mit denen die Verwaltung in 
der Ostmark und im Sudetengau geregelt 
wird. Die bereits früher auf acht beschränk- 
ten ehemaligen österreichischen Länder wer- 
den Reichsgaue und erhalten je einen Reichs- 
statthalter als Vertreter des Reiches und 
gleichzeitig als Vertreter der Selbstverwal- 
tung der Reichsgaue. Der Sudetengau bleibt 
ein Reichsgau, wegen seiner flächenmäßigen 
Ausdehnung werden durch die drei Regie- 
rungsbezirke Aussig, Eger und Troppau ana- 
log dem Aufbau einer preußischen Provinz 
Zwischenglieder der Verwaltung geschaffen. 
— Am 3. April wurde das Memelland wieder 
in die Provinz Ostpreußen und den Regie 
rungsbezirk Gumbinnen eingegliedert. Gau- 
leiter Koch erklärte bei dieser Gelegenheit, 
Memel werde binnen kurzem zur zweitgrößten 
Stadt der Provinz ausgebaut werden. — 
Durch großzügige Eingemeindungen Anfang 
April erweiterte sich die Bodenfläche der 
Stadt Königsberg um das Doppelte auf 
19500 ha, die Einwohnerzahl um 20000. — 
Am ı7. April verordnete der Oberbefehls- 
haber des Heeres, daß in den deutschen Sied- 
lungsgebieten des Protektorates ständige Gar- 
nisonen eingerichtet werden, während einige 
weitere Garnisonen im tschechischen Sied- 
lungsgebiet von Zeit zu Zeit ausgewechselt 
werden. — Durch die Eingliederung des 
Friedrichs-Koogs hat der Adolf-Hitler-Koog 
nunmehr einen Flächeninhalt von 4200 ha 
mit 2500 Einwohnern. Sein Hafen wird nach 
Büsum der zweitgrößte der schleswigschen 
Westküste sein. Die Anschlickungen am Hin- 
denburgdamm nach der Insel Sylt sind be- 
reits so groß, daß noch in diesem Jahre mit 
der Eindeichung neuer Köge an der Südseite 
des Dammes begonnen wird. Außerdem wer- 
den durch Eindeichungen 75000 ha besten 
Marschlandes zwischen Bredstest und Niebüll 
vor Überflutungen geschützt werden. — Am 
35. April wurde ein deutsch-französischer Ver- 
trag über die Festlegung der Grenze und der 
Hoheitsrechte beim Stauwerk Kembs abge- 
schlossen. — Nachdem bereits am 30. März 
in der Nähe von Oranienburg der absolute 
Geschwindigkeitsrekord durch eine Heinkel- 
maschine gebrochen und um 37 km/Std. auf 
746 km/Std. gesteigert werden konnte, ver- 
besserte eine Messerschmittmaschine diesen 
Rekord am 26. April bei Augsburg erneut um 
9 auf 755 km/Std. 

ESTLAND. — Bis Mitte April waren 200 000 
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von 330000 fremden, meist deutschen Fami- 
liennamen estnifiziert worden. 
FRANKREICH. — Die Antwort des Minister 
präsidenten Daladier am 30. März auf die 
von Mussolini geäußerten Wünsche Italiens 
brachte eine Wiederholung der Reden auf 
der Januarreise nach Nordafrika. Frankreich 
“ denke nicht daran, auch nur einen Fußbreit 
Bodens, auch nur ein einziges seiner Rechte 
an andere Staaten abzutreten. — Wie die 
ZfG. schon in Heft 1/1939 berichtete, wer- 
den die Pläne eines Zwei-Meere-Kanals immer 
ernsthafter erwogen. Man plant einen 250 m 
breiten und ı5 m tiefen Kanal, für den man 
eine jährliche Frequenz von 70 Millionen 
Tonnen voraussagt. Die Baukosten werden 
auf ı2 Milliarden Frank berechnet, die Ge 
bühren würden mit ıo Frank je Tonne an- 
gemessen sein und bei ı00 Millionen Frank 
jährlichen Unterhaltungs und Verwaltungs- 
kosten ausreichende Rentabilität gewährleisten. 
GRIECHENLAND. — Am 12. April sprach 
der griechische Gesandte in Rom seinen Dank 
für die anläßlich der Besetzung Albaniens 
noch einmal wiederholte italienische Aner- 
kennung der Integrität des griechischen Ge- 
bietes aus und stellte fest, daß kein Ereignis 
die traditionelle Freundschaft der beiden 
Staaten stören könne. Im Zusammenhang mit 
der Garantieerklärung Englands für Griechen- 
land veröffentlichte ‚Petit Parisien“ am 
24. April ein Interview mit Ministerpräsident 
Metaxas, in dem dieser erklärt, Griechenland 
werde von niemandem bedroht. 
GROSSBRITANNIEN. — Am 31. März gab 
Ministerpräsident Chamberlain vor dem Un- 
‘terhaus die Erklärung ab, daß England die 
Integrität des gesamten polnischen Gebietes 
und des polnischen Staates vor jedem Angriff 
schützen werde. Diese einseitige Garantie- 
erklärung wurde am 6. April zu einem vor- 
läufigen gegenseitigen Beistandspakt erwei- 
tert. — Im Rahmen dieser gleichen, gegen 
Deutschland gerichteten Politik gab England 
Mitte April auch für die Integrität Rumöä- 
niens und Griechenlands Garantieerklärungen 
eb, die jedoch bisher einseitig geblieben sind. 
Weiterhin wurde eine gleiche Erklärung für 
die Türkei angekündigt, die aber bisher noch 
nicht abgegeben worden ist. Ferner zogen 
sich über den ganzen Berichtsmonat um- 
fangreiche Verhandlungen mit Frankreich 
über militärische Fragen und mit Sowjet- 
rußland über die Möglichkeit eines franzö- 
sisch-englisch-sowjetrussischen, gegen Deutsch- 
land gerichteten Beistandspaktes und Militär- 
bündnisses, die jedoch noch nicht zum 
Abschluß gekommen sind. — Am 28. April 
wurde im Unterhaus die Entschließung der 
Regierung zur Wehrpflichtvorlage angenom- 
men, nach der eine beschränkte Wehrpflicht 
nunmehr erstmalig auch in England ein- 
geführt wird. 

HATAY. — Seit Anfang April wurde wie 
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derum häufig der türkische Einmarsch in 
Hatay vorausgesagt. Frankreich bemüht sich 
jedoch weiter um die vollständige Erhaltung 
seines syrischen Gebietes. 

ITALIEN. — Die Lage in Albanien spitzte 
sich Anfang April so zu, daß Italien Befürch- 
tungen für das Leben seiner Staatsangehöri- 
gen und für die Ruhe und Ordnung in die- 
sem Lande hegen mußte und schließlich zur 
Sicherstellung seiner Interessen und zur Wie- 
derherstellung der Ordnung am 6. April 
Truppen einschiffte und am 7. April in Al- 
banien landen ließ. Die Besetzung des ganzen 
Landes ging so schnell vor sich, daß sie be- 
reits am ı1. April als beendet betrachtet 
werden konnte. Die albanische Nationalver- 
sammlung beschloß am ı2. April, „das Leben 
und Schicksal Albaniens enger mit dem Leben 
und Schicksal Italiens durch Bande der Soli- 
darität zu verknüpfen“ und ‚als feierliches 
Unterpfand für die Verwirklichung dieses 
Willens“ König Victor Emanuel die Krone 
Albaniens anzubieten. Am ı4. April wurde 
durch italienisches Gesetz verkündet, daß der 
König die Krone Albaniens für sich und 
seine Nachfolger annimmt und den Titel 
„König von Italien und Albanien, Kaiser von 
Äthiopien“ führen wird. Die Länder werden 
in Personalunion verwaltet, der König wird 
in Tirana durch einen Statthalter vertreten, 
Außenminister Graf Ciano betonte in seiner 
Rede am ı5. April, daß er ebenfalls wie Eng- 
land Wert darauf legt, daß das englisch- 
italienische Osterabkommen durch die Ereig- 
nisse in Albanien, die nur aus der Geschichte 
zu verstehen seien, nicht berührt wird. Am 
ı4. April schrieb „Giornale d’Italia“ u. a.: 
Es bestünden keine britischen Interessen an 
der Adria, und wenn England seinen Indien- 
weg durch die Anwesenheit italienischer Trup- 
pen in Albanien, d.h. in einer Entfernung 
von über 1500 km, bedroht sehe, so sei Ita- 
lien zu der Frage berechtigt, was es dann 
von den nur in ı5 m Entfernung seines Abes- 
sinienweges am Suezkanal aufgestellten briti- 
schen Truppen denken solle. — Anläßlich der 
Feiern zum 20. Jahrestag der Gründung der 
faschistischen Kampfverbände sprach Musso- 
liniı am 26. März in Rom. Er betonte, daß 
eine lange Friedenszeit notwendig sei, und 
gab nochmals klar seine Wünsche an Frank- 
reich bekannt. „Geographisch, politisch, ge 
schichtlich, militärisch ist das Mittelmeer ein 
vitaler Raum für Italien. Und wenn wir vom 
Mittelmeer sprechen, so schließen wir darin 
natürlich auch die Adria mit ein, in der die 
Interessen Italiens vorherrschen.“ 

JAPAN. — Ende März ergriffen die Japaner 
formell von den Spratley-Inseln im Süd- 
chinesischen Meer Besitz. Französische Pro- 
teste wurden mit dem Hinweis zurückgewie- 
sen, daß die Inseln unbewohnt seien, aber 
wirtschaftlich seit langen Jahren von Japa- 
nern ausgenutzt würden. — Am 19. April wur 
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den die Durchbruchsarbeiten für den ersten 
japanischen Meerestunnel zwischen Shimono- 
seki und Noji auf Kiuschu nach dreijähriger 
Bauzeit beendet. Der 5o m unter dem Meeres- 
spiegel führende Kanal ist ı,3 km lang. Man 
plant weiter‘ einen Unterseetunnel zwischen 
Japan und Korea. 

JUGOSLAWIEN. — Die Verhandlungen des 
Ministerpräsidenten Zvetkovitsch mit dem 
Kroatenführer Dr. Matschek wurden nach 
wochenlanger Dauer Ende April erfolgreich 
zu Ende geführt. Einzelheiten über die innere 
serbo-kroatische Einigung stehen noch aus. 
KANADA. — Ende März kam es in Halifax 
zu allgemeinen und umfangreichen Demon- 
strationen für eine Loslösüng Neuschottlands 
aus dem kanadischen Bund. 

MEXIKO. — Die Arbeiten für die Einrich- 
tung eines großen Petroleumhafens in Salina 
Cruz an der mexikanischen Pazifikküste nach 
dem Muster Tampicos sollen demnächst be- 
gonnen werden. Auch der Bau der transmexi- 
kanischen Ölleitung, die auf r4—ı5 Millionen 
Pesos Baukosten veranschlagt wird, wird dem- 
nächst angefangen. — Die mexikanische Re- 
gierung bezeichnet den USA.-Plan, einen 
Streifen auf der Landenge von Tehuantepec 
zu kaufen und einen Kanal zu bauen, als 
phantastisch, ebenso wie den Plan des Kaufs 
Niederkaliforniens. 

PALÄSTINA. — Ohne Aufsehen konstituierte 
sich in Kairo Mitte April eine neue Palästina- 
konferenz, die bereits eine Reihe von Ver- 
handlungen auf der Basis des bekannten eng- 
lischen Planes geführt hat, ohne zu einem 
Ergebnis zu kommen. 

PARAGUAY. — Die USA.-Export- und Im- 
portbank bemüht sick um die Finanzierung 
eines Auftrages, eine Autostraße von Asun- 
cion nach der brasilianischen Grenze zu 
bauen. 

PERU. — Peru kündigte am 9. April seine 
Mitgliedschaft beim Völkerbund. 

POLEN. — Die Produktion des ersten gro- 
ßen Stahlwerkes im zentralen Industriegebiet 
„Stalowa Wola“ ist jetzt aufgenommen wor- 
den. Sie wird zunächst 4% der polnischen 
Eisen- und Stahlproduktion betragen. 
SAUDI-ARABIEN. — Ende April erklärte 
Saudi-Arabien, daß es sich durch die Abma- 
chungen über Arabien im englisch-italienischen 
Österabkommen nicht gebunden fühle. In 
dem Abkommen war die Unverletzlichkeit 
Saudi-Arabiens von beiden Mächten garantiert 
und das gemeinsame Interesse an der Auf- 
rechterhaltung des Friedens zwischen Saudi- 
Arabien und dem Yemen erklärt worden. — 
Mitte April wurde zwischen Ägypten und 
Saudi-Arabien ein Vertrag abgeschlossen, nach 
dem Ägypten die Elektrizität und Wasser- 
versorgung Mekkas und den Bau der Straßen 
Djidda-Arafat und Djidda-Medina übernimmt. 
Von den Baukosten will Ägypten 400% tragen 
und den Rest vorschießen. 
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SLOWAKEI. — Die Verhandlungen über die 
slowakisch-ungarische Grenze an der ehemali- 
gen Karpatenukraine wurden Ende März be- 
endet. Das Abkommen sieht vor, daß ein 
kleiner Grenzstreifen aus dem bisherigen slo- 
wakischen Gebiet an Ungarn abgetreten wird. 
SPANIEN. — In den letzten Märztagen brach 
der letzte rotspanische Widerstand zusammen. 
In den meisten noch rotspanischen Städten er- 
hoben sich die Bewohner gegen das rote Re- 
gime. Am 28, März rückten Francos Truppen 
in Madrid ein, am gleichen Tage glückte der 
Durchbruch bei Toledo und in Andalusien. 
Am 29. März übernahmen nationale Einwoh- 
ner die örtliche Gewalt in den Städten Valen- 
cia, Cartagena, Alicante, Sagunt usw., die 
nationalen Truppen rückten überall in Eil- 
märschen vor und zogen am gleichen Tage 
u. a. in Guadalajara und Ciudad Real ein. 
Im ganzen besetzten sie am 29. März sechs 
Provinzen. Am ı. April wurde der letzte 
Heeresbericht veröffentlicht: ‚Die rote Ar- 
mee ist endgültig entwaffnet. Die letzten mili- 
tärischen Ziele sind von der spanischen Armee 
besetzt. Der Krieg ist beendet.“ — Am 7. April 
trat Spanien dem Antikominternpakt bei. 
SÜDAFRIKANISCHE UNION. — Am ır. April 
erklärte Verteidigungsminister Pirow, daß die 
Roobeninsel befestigt worden sei und daß die 
Küste von Walfischbai bis Eastlondon gegen 
Flottenangriffe gesichert werde. Simonstown 
würde modernisiert werden. 
SÜDWESTAFRIKA. — Am 17. April wurden 
aus Südafrika Polizeiverstärkungen nach Süd- 
westafrika unter Bruch der bestehenden Man- 
datsbestimmungen gesandt, gleichzeitig die 
Verschmelzung der südafrikanischen und süd- 
westafrikanischen Polizei angekündigt, die 
kurz darauf der Deutschenführer Hirsekorn 
als klaren Rechtsbruch brandmarkte und die 
General Smuts als Justizminister am 20. April 
in einer scharfen Debatte im südafrikanischen 
Parlament zu verteidigen hatte. Am 25. April 
wurde das Verschmelzungsgesetz aber an- 
genommen. 

UNGARN. — Ungarn kündigte am ır. April 
seine Mitgliedschaft beim Völkerbund. 
VEREINIGTE STAATEN VON NORDAME- 
RIKA. — In einem Telegramm verlangte am 
15. April der USA.-Präsident vom Führer 
die Garantie von etwa 30 europäischen und 
vorderasiatischen Staaten und überhaupt eine 
bindende Friedenserklärung ohne Gegen- 
leistungen. Der Führer beantwortete das Tele- 
gramm in seiner Reichstagsrede vom 28. April. 


Verweisungen: Ägypten s. a. Saudi-Arabien — 
Albanien s. Italien — Frankreich s. a. Deutsches 
Reich, Großbitannien, Japan — Griechenland e. a. 
Großbritannien — Großbritannien s. a. Deutsches 
Reich, Italien — Italien s. a. Griechenland — J apan 
8.2. China — Polen s. a. Deutsches Reich, Groß- 
britannien — Rumänien s. Großbritannien — Sowjet- 
rußland s. Großbritannien — Südafrika s. a. Süd- 
westafrika — Türkei s. a. Großbritannien, Hatay — 
Ungam s. a. Slowakei — Vereinigte Staaten s. a. 
Mexiko. (Abgeschlossen am 30. April 1939.) 
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SPÄNE 
der Arbeitsgemeinschaft für Geopolitik 


Die Schriftleiter der „Geopolitica“ vom Duce 
empfangen 

Aus der Einleitung zum Februarheft (2/39) 
der „Geopolitica“ entnehmen wir: 


Rom, 15. II. 39. 
„Der Duce hat die Professoren Georg Roletto und 
Ernst Massi empfangen, die, begleitetvom Minister 
für Volksaufklärung, ihm die erste Nummer der 
neuen Zeitschrift „Geopolitica‘‘ überreichten. Der 
Duce hat ihnen seine Anerkennung ausgesprochen 


„und gab Hinweise, denen zufolge die Zeitschrift 


in vollendeter Weise das geographische, politische 
und imperiale Bewußtsein des italienischen Volkes 
zum Ausdruck bringen soll.“ 

Eine kurze, klare und konkrete Unterredung. 
Der Duce legte die Lage der geographischen 
Wissenschaft in unserem Lande und auswärts 
mit synthetischen, aber doch klaren Fest- 
stellungen dar und wies auf die Lücken hin, 
die zu füllen er uns auffordert. Er lobt die 
Initiative, die Absichten, und freut sich über 
unser Programm und dessen Richtung. 
„Geopolitik“, sagt er, „ist viel mehr 
als politische Geographie.“ Er spricht 
dann von unseren Aufgaben, versichert uns, 
daß er uns weiterhin beachten wird und 
schließt mit diesen Worten: „Ich werde der 
aufmerksamste und emsigste Leser Ihrer 
Zeitschrift sein.“ 

Stolz auf die Worte des Duce und bewußt 
der Wichtigkeit der Aufgabe, die uns erwar- 
tet, schließen sich Schriftleiter, Mitarbeiter 
und Verleger der „Geopolitica“ eng zusam- 


men und setzen mit vermehrier Kraft zur 
Arbeit an. 


* 


Wir sind aus dem Palazzo Venezzia gegangen 
mit der klaren Einsicht in die Aufgabe und 
die nicht leichte Verantwortung, die auf uns 
wartet, 

Wir fühlen uns begleitet und gestützt von 
den Worten des Duce, von der Inbrunst und 
der Begeisterung, die uns beleben, von dem 
schönen Ziel, von der Zustimmung der 
Spitzenbehörden, in erster Linie des Ministers 
für Volksaufklärung, einer Persönlichkeit, 
die mit der Lage der Geographie in Italien, 
ihren Bedürfnissen, ihrer Anwendungsmög- 
lichkeit, ihrem moralischen, politischen und 
sozialen Wert vollkommen vertraut ist. |...) 


Letter to the editor 

Amerikanische Zeitschriften haben eine 
Spalte unter der Überschrift „Letters to tlie 
editor“. Das ist nicht ein Briefkasten, in 
dem jeder Leser sich austoben kann, sondern 
die Spalte erscheint gewöhnlich unter den 


Leitartikeln oder auf der Seite der Politik. 
In ihr kommen Leser zu Wort, deren Mei- 
nung zu dem einen oder anderen Thema per- 
sönlich ist, aber dem Herausgeber neu, er- 
gänzend, beistimmend oder sonst der Ver- 
öffentlichung wert scheint. Und da die 
folgenden Zeilen nichts anderes sind als ein 
einfacher solcher Brief an den Herausgeber 
der „Geopolitik“, ein „Letter to the editor“, 
wähle ich diese, ihn zu nichts verpflichtende 
Überschrift. 


Was ist Geopolitik? 


Das Dezemberheft 1938 der „Zeitschrift 
für Geopolitik“, unter dem Titel „ı5 Jahre 
deutsche Geopolitik“, brachte Aufsätze, an 
denen ein Mensch einen ganzen Monat zu 
denken hat — deswegen kommt dieser Brief 
so spät. Wenn man selbst kein Wissenschaft- 
ler von Fach, sondern von der journalisti- 
schen Seite zur Geopolitik gekommen ist, 
erschlägt einen zunächst eine Arbeit wie die 
Rupert von Schumachers (Ist die Geopolitik 
eine Wissenschaft?) mit ihrer sezierenden 
Methodik derart, daß man sich sagt: „Um 
Gottes willen, du weißt ja überhaupt noch 
nichts von Geopolitik!“ Dies um so mehr, 
wenn man gleich auf der zweiten Seite die- 
ses Kapitels die journalistisch-populäre Seite 
als äußerliche Erscheinung gekennzeichnet 
findet. Man liest dann weiter und findet in 
der Tat das ganze „Problem der Geopolitik“ 
immer verwickelter, immer weiter um sich 
greifend, kommt auf Anthropogeographie 
(Anderle), Geoingenierie (Molär), Geopäd- 
agogie (Küppers-Sonnenberg), Geostrategie 
(Mehrmann), Geomedizin (Rimpau), Geo- 
psyche (Hellpach) und noch allerhand mehr, 
liest es noch einmal und wieder, und dann 
mit einem Mal kommt einem die Erleuchtung 
und man fragt sich: Ja, kann denn ein 
Mensch überhaupt noch zweifeln, ob „Geo- 
politik“, in diesem ganzen weiten Zusammen- 
hang gesehen, eine Wissenschaft für sich ist, 
oder ob sie irgendwo an die Geographie oder 
Staatslehre als Blinddarm angehängt werden 
kann? 

Denn: Dies alles greift derartig ineinander 
über und hängt derart miteinander zusam- 
men, und zwar von seinem Ursprung aus, 
daß keiner dieser Einzelgegenstände etwa als 
Randstein anderer Wissenschaften, sondern 
vielmehr als Baustein des Gesamtgebäudes 
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„Geopolitik“ erscheint. Ja, man kommt zum 
Schluß dahin, selbst die Geographie und die 
Weltgeschichte überhaupt als für sich be 
stehende Fächer aufzugeben und sie inner- 
halb der Geopolitik einzugemeinden. 

Man blättert dann wieder zurück und liest 
bei Schumacher mit wahrem Gefühl der Be 
freiung: daß man „in Teilen des Auslandes, 
auf den in mühseliger Arbeit von der deut- 
schen Wissenschaft gewonnenen Forschungs- 
ergebnissen ‘aufbauend, und somit von An- 
beginn über einen festeren Grund verfügend, 
sich mit dieser Frage kaum beschäftigt und 
die Wissenschaftlichkeit der Geopolitik als 
Selbstverständlichkeit betrachtet“, und ist 
froh, daß man sich zu diesen Teilen des Aus- 
landes zählen darf. 

Wenn dann wieder einer kommt und 
fragt: „Nun sage mir mal, was versteht ihr 
Deutschen eigentlich unter ‚Geopolitik'?“, 
dann hat man die Antwort bereit: Geopolitik 
ist die Grundwissenschaft des Erdgeschehens. 
Man kann daraus die Weltgeschichte, und 
zwar die Kriegsgeschichte wie die Kultur 
geschichte, verstehen, die Sozialpolitik des 
einen und anderen Staates wie seine Wirt- 
schaft, man kann die gegenwärtige Politik 
der Mächte ebenso daraus erklären wie die 
Tatsache, daß die Indianer, die kein Rad, 
kein Pferd und kein Seeschiff kannten, den 
Spaniern unterliegen mußten, und die an- 
dere, daß ich nach fünfundzwanzig Jahren 
hier im Lande noch immer Deutscher bin, so 
gut als wenn ich daheim wäre. Geopoli- 
tik macht die Zusammenhänge 
klar, die von der Erde durch den 
Menschen in den Raum gehen. 


Landschaft — Raum — Schicksal 


„In der Tat hat jeder Mensch ein ganz 
besonderes, nur ihm eigenes Raumerlebnis, 
das ... bestimmend ist für die ganze Seelen- 
struktur des Betreffenden. ... Jeder Punkt 
der Landschaft ist als Zentrum eines — psy- 
chologisch gesprochen — perspektivisch ge- 
gliederten Ganzen Träger und Mittelpunkt 
eines individuell bestimmten Raumes ...“, 
man könnte beinahe jeden Satz aus dem Auf- 
satz Othmar Anderles zitieren. Wenn man 
zufälligerweise gerade Adolf von Grolmans 
„Werk und Wirklichkeit“ gelesen hat, in 
welchem Buch dieser Johann Peter Hebel, 
Emil Gött und Hans Thoma zusammenfaßt, 
einzig und allein um zu beweisen, daß sie 
alle drei denselben Wesenszug alemannischer 
„Statik“ hatten. 


Späne 


Heft 5 


Die Verbindung zwischen diesen dreien, 

Grolman, Anderle und der Geopolitik, kann 
nur einer herstellen, der aus der Gegend der 
drei Genannten stammt und das Glück hat, 
einerseits ein alemannischer Dichter, anderer- 
seits ein Schüler der Geopolitik zu sein. 
„Sprachlich sind diese individuellen Raum- 
srlebaiske nicht zu beschreiben. Aber sie 
drücken sich in jenen vagen Schwebungen 
aus, die wir als Stimmung, Grundton, Grund- 
haltung, Weltgefühl eines Menschen bezeich- 
nen, im Rhythmus eines Gedichtes oder 
Satzes, vor allem aber in der Atmosphäre 
eines Kunstwerkes...“ (Anderle). ‚„... be 
sonders wurde das Wesen der für das Ale 
mannische grundlegenden und entscheiden- 
den Statik der Seele und des Gemütes in 
mannigfacher Weise gedeutet und verstan- 
den...“ (von Grolman). 

Ich kann hier nicht meine sämtlichen 
Werke vorlesen; aber wo es um die Dich- 
tung, das Kunstwerk, Seelenstruktur, in der 
Landschaft bedingtes Raumgefühl, das sich 
aufs Werk überträgt, um die alemannische 
Statik der Seele und des Gemütes geht, kann 
ich versichern, daß ich an dieser als Ale 
manne teilhabe, wie Hebel, wie Gött, wie 
Thoma (sie ist also übrigens nicht individuell, 
sondern stammlich gemeinsam), und sowohl 
von Grolman als Anderle ganz genau ver- 
stehe, wenn sie diese Imponderabilien als der 
Landschaft entsprungen annehmen. Und wenn 
nun einer diese alemannische Statik der 
Seele über das Weltmeer mitnimmt, in sich, 
und draußen in 25 Jahren nicht verliert, 
dann ist wohl der Beweis der kausalen Wech- 
selbeziehung von Landschaft und Menschen- 
tum im Sinne Anderles damit erbracht. Und 
wenn ich dann, weil ich nun einmal nicht 
aus meiner alemannischen Haut und Seele, 
die ich mitgenommen habe, herauskann, in 
dem neuen Raum, der mich umgibt, erst 
meine Form und damit Lebensraum schaffen 
muß, dann wird jene ursprüngliche, land- 
schaftlich kausale Bindung meines Menschen- 
tums zum Schicksal, das sich nun im neuen 
Raume auswirkt: Aus der kausalen ist eine 
schicksalhafte Beziehung im Sinne des An- 
derleschen Endschlusses geworden. 


Aktuelle Geopolitik 


„Echte geopolitische Voraussagen wachsen 
nicht aus der reinen Intuition, sondern aus 
Wissen, sehr viel Wissen und Erfahrung, ge 
formt zum Blick in die Zukunft aus jenem 
inneren Einfühlungsvermögen heraus, das ... 
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aus dem Letzten und Heimlichen kommt.“ 
Nicht nur geopolitische Voraussagen, sondern 
auch die politischen Entschlüsse der Staats- 
männer und das Verhalten der Diplomaten 
sollten aus diesem „Fingerspitzengefühl“ kom- 
men. Hier liegt der Fall vor, wo Geopolitik 
als Wissenschaft unmittelbar praktische An- 
wendung finden kann und sofort als Lehr- 
fach für Politiker und Diplomaten eingesetzt 
werden muß. 

Es genügt nämlich nicht, wenn ein Diplo- 
mat einigermaßen die Statistik des Landes, 
in das er versetzt wird, und die Gegenspieler, 
die er dort trifft, kennt. Ein überlegenes 
Spiel wird er nur treiben können, wenn 
er mehr weiß als der oder 'die 
Gegenspieler, wenn er vorausfühlen und 
sich bis in die letzte Faser einfühlen kann in 
das, was kommt, kommen muß oder kommen 
kann. Die Gymnastik zur Erlernung dieses 
Fingerspitzengefühls kann ihm die Beschäf- 
tigung mit der Geopolitik bringen. 

Colin Ross sprach, hier in Guatemala, ein- 
mal davon, daß der Politiker die Welt wie 
eine große Schalttafel vor sich sehen müsse, 
an der bald hier, bald dort ein warnendes 
Lämpchen aufglühe, lange bevor die Kom- 
plikationen in dem betreffenden Land oder 
Erdteil sichtbar würden. Dieses Gleichnis ist 
sehr gut und richtig. 

Und da kommt nun auch der Journalist 
wieder als Geopolitiker zu Ehren: Infolge 
seiner täglichen Beschäftigung mit Nachrich- 
ten aus der ganzen Welt wird er häufig — 
wahrscheinlich viel häufiger als der Durch- 
schnittsdiplomat — solche Lämpchen auf- 
glühen sehen und dem gefährdeten Sektor 
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seine Aufmerksamkeit widmen können. Es 
genügt natürlich nicht mit dem Signalsehen, 
sondern er muß dann auch die Zusammen- 
hänge kennen, und dafür eben braucht er 
das Wissen, das viele Wissen, über Dinge oft, 
die ganz fernzuliegen scheinen, und das er 
fortwährend ergänzen und auf dem laufen- 
den halten muß. Dieses Wissen vermittelt 
ihm die Geopolitik im allgemeinen (und die 
„Zeitschrift für Geopolitik“ im besonderen!), 
und darum ist Geopolitik auch eine Grund- 
wissenschaft für den politischen Schriftleiter. 

Dies berührt sich wieder mit dem Kapitel 
Rupert von Schumachers, auf das wir uns 
eingangs bezogen haben. Denjenigen, die Geo- 
politik als Wissenschaft ablehnen, weil es 
a) eine Kunstlehre sei, b) journalistische Aus- 
schrotung politisch-geographischer Erkennt- 
nisse sei, ist wahrscheinlich noch gar nicht 
zum Bewußtsein gekommen, daß sie auch 
andersherum dem Journalisten eine wichtige 
Stütze für seine Berufsarbeit sein kann und, 
beabsichtigt oder nicht, den unmittelbar prak- 
tischen Zweck verfolgen oder für diesen be- 
nutzt werden kann, Journalisten und Diplo- 
maten weiträumiger denken zu lehren und 
ihnen das Fingerspitzengefühl für politisches 
Geschehen beizubringen ... was allein schon 
die ı5 Jahre Arbeit wert wäre. 


Dies ist, wie gesagt, ein einfacher Schreibe- 
brief, Randgedanken um Nummer ı2 der Zeit- 


schrift, von einem dem deutschen Raum 
schicksalhaft verbundenen Beobachter in 
Übersee. 


Guatemala, Februar 1939. 
F.H.S. 


Neue Karten und Atlanten 


Zusammengestellt und besprochen von Prof. Dr. E. Wunderlich 
Leiter des Volksdeutschen Kartendienstes Stuttgart 


(Die erklärenden Vorbemerkungen über Zweck und Einteilung der Bibliographie vgl. Heft 9, S. 768, 1937.) 
Nähere Auskünfte über die Karten erteilt jederzeit gern und unentgeltlich der Volksdeutsche Kartendienst, 
Deutsches Ausland-Institut, Stuttgart. 


1. The Library Atlas. Bearb. von G. Philipund H. C. 
Darby. 116 Kartenseiten, Namensverzeichnis. 2°. 
London: The London Geographical Institute 1938. 
RM. 18.—. 

Atlas für den wissenschaftlichen Hand- und Studien- 
gebrauch. — Erweiterung des seinerzeit bereits an- 
gezeigten sorgfältig und gut ausgeführten „University 
Atlas‘ durch eine Reihe von wirtschaftsgeographischen 
Übersichts- und Spezialkärtchen. 

2. Handatlas für die Hitlerjugend. 61 Kartenseiten. 
Mehrfarbendruck. 4°; mit Namensverzeichnis. Berlin: 
Volk u. Reich-Verlag 1939. BM. 7.50. 


Spezialatlas für die Hitlerjugend. — Versuch, einen 
besonders preiswerten Atlas für die deutsche Jugend 
zu schaffen, der aber inhaltlich wie technisch noch ver- 
schiedene Mängel aufweist und vor allem auch der Auf- 
gabe, unserer Jugend eine gute Einführung in das 
deutsche politische Weltbild zu geben, vorläufig noch 
nicht voll gerecht wird. 

3. Novisimo Atlante di Geografia Fisica e Politica. 
Bearb. v. G. Pennesi-R. Almagia. 54 Kartenseiten; 
Querformat: 4°; Namensverzeichnis. Turin-Florenz: 
G. B. Paravia 1938. 

Handatlas für weitere Schichten. — Neben farbigen 
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physischen Blättern bietet der Atlas vor allem auch 
politisch-geographische Übersichten, ferner einige er- 
gänzende physisch- und anthropogeographische Erd- 
und 'Spezialkarten in technisch ungleichwertiger Aus- 
führung. Rein italienische Beschriftung. 

4. The Atlas of To-Day and To-Morrow. Bearb. v. 
Alex Rado. 209 Kartenbl. 4°; Schwarz-Weiß-Druck. 
London: Victor Gollancz 1938. RM. 9.50. 

Geopolitischer Atlas für weitere Kreise. — Mit über 
200, teilweise recht interessanten, allerdings in Ein- 
zelheiten nicht immer einwandfreien Schwarz-Weiß- 
Karten; mit erläuterndem Text und statistischen An- 
gaben. Die Darstellungen sind in verschiedenen 
Hauptgruppen zusammengefaßt: Teil 1: Der Kampf 
um die „Teilung der Welt‘. Teil 2: Großmächte und 
Kolonialmächte. Teil 3: Kampf um die Weltmärkte 
und Rohstoffgebiete. Teil 4: Kampf um die Be- 
herrschung der Verkehrswege. Teil 5: Fragen der Na- 
tionalität, Religion und Rasse. Teil 6: Beziehungen 
zwischen Staat und Gesellschaft. — Bezeichnend für 
den marxistischen Bearbeiter ist die starke Berück- 
sichtigung des ‚Kapitals und die relativ unterge- 
ordnete Berücksichtigung der Volkstumsfragen. 

5. Carte Normale Aeronautique Internationale / Blatt 
N.N. 33. Berlin. 1:1 Mill. Mehrfarbendruck. Karten- 
spiegel 58x 72cm, 2sprachig. Warschau: Wojskowy 
Instytut 1938. RM. 6.—. 

Polnisches Teilblatt der internationalen Flieger- 
karte. — Stellt in der üblichen Ausführung das Gebiet 
von Rostock und Brandenburg bis Lauenburg und 
Gnesen dar. Rein polnische Beschriftung. 


6. India, showing railways open and under con- 
struction. Hrsg. v. Railway Conference Association. 
1:4250000. Format: 96x 76cm. Kalkutta: Survey 
of the India Offices 1938. 

Eisenbahnkarte für den praktischen Verkehrsge- 
brauch. — Zeigt auf dem Hintergrund der politischen 
bzw. administrativen Gliederung Indiens den Stand 
des Eisenbahnnetzes durch Linienkolorit, einschließ- 
lich Birmas. Mit verschiedenen entsprechenden Ne- 
benkärtchen für die Umgebung der Hauptstädte und 
das Kohlengebiet von Bengalen und Bihar. 

7. Kleiner Atlas von Japan. Bearb. v. M. Schwind. 
36 Kartenseiten. Querformat: 4°; mit Namensver- 
zeichnis. Tokio: Deutsche Gesellschaft für Natur- und 
Völkerkunde Ostasiens 1939. RM. 3.—. 

Willkommener kleiner Spezialatlas über Japan, für 
den Unterricht und für Reise- und Nachschlagezwecke. 
Enthält neben Darstellungen der einzelnen Gebiete 
vor allem auch Stadtpläne sowie eine Reihe von physi- 
schen und anthropogeographischen Gesamtübersich- 
ten Japans, darunter auch eine Karte über die Ver- 
teilung des Deutschtums in Japan. Mit Namensver- 
zeichnis. In deutscher Sprache. 

8. Africa. 1:2 Mill. Blatt: Cape of Good Hope 
Cyrenaica, Kenya-Colonie, Natal, Nigeria. Mehrfarben- 
druck. Kartenspiegel etwa 57x44cm. London: Geo- 
graphical General Staff Nr. 2871. 1938. Je Blatt 
RM. 4.50. 

Teilblätter des wichtigen Übersichts-Kartenwerkes, 
meist in neuer Auflage. — Die Karte hebt besonders 
die großen Züge des Oberflächenbildes und die Ge- 
staltung des Verkehrsnetzes hervor. Englische Be- 
schriftung. 

9. Carta dell’Atrica Orientale Italiana. 1:1 Mill. 
Mehrfarbig. Kartenspiegel: 58,5 x 88 cm; 6 Blätter. 
Mailand: Consociazione Turistica Italiana; ungefähr 
1938. 

Sammlung von 6 Karten über Ital. NO-Afrika und 
die unmittelbar anschließenden Gebiete, vor allem für 
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praktische Verkehrsübersicht. — Farbige Wiedergabe 
des Geländes in den großen Zügen, des Flußnetzes, 
des Verkehrsnetzes und der Grenzen. Rein italieni- 
sche Beschriftung. 

10. Atlas Vial Argentino. 1:1,5 Mill. 11 Blätter. 
Mehrfarbig. Kartenspiegel durchschnittlich 45 x 65cm; 
Inhaltsverzeichnis. Buenos Aires: Direction National 
de Vialidad 1938. Etwa RM. 4.80. 

Verkehrsatlas für praktische Zwecke. — 12 Teil- 
blätter mit Darstellung des Straßennetzes in den ein- 
zelnen Provinzen usw., mit farbiger Charakteristik der 
einzelnen Straßenzüge. Spanische Beschriftung. 

11. Mittelchile. 10 Umrißkarten zur Landeskunde 
v. Dr. E. Weber. Heft 1. Schwarz-Weiß-Druck. 4°, 
etwa 1:1,6 Mill. Hrsg. v. d. Deutschen Oberrealschule 
zu Valparaiso. Chile 1938. 

Kleiner Atlas für den Schulgebrauch; Fortsetzung 
des entsprechenden Atlasses über Mittelchile. — Samm- 
lung von 10 gleichen stummen Schwarz-Weiß-Karten- 
skizzen von Südchile; mit Angabe des Flußnetzes, der 
Eisenbahnen und größeren Siedlungen. Zur hand- 
schriftlichen Eintragung geographischer und sonstiger 
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12. Radig, Werner: Die Urgermanen und ihre Nach- 
barn. 1:800000. Mehrfarbendruck. Format: 153,5 
x107,5cm. Leipzig: Klasing; Lang 1938. Auf Lw. 
m. Stb. RM. 30.—. 

Historische Wandkarte für den Schulgebrauch. — 
Versuch, für das Gebiet südwärts bis zur Donau durch 
verschieden abgestuftes Flächenkolorit eine Übersicht 
des Verbreitungsgebietes der Urgermanen, der Illyrier 
und der Urkelten zur älteren, mittleren und jüngeren 
Bronzezeit sowie die weiteren Vorstoßrichtungen der 
West- und Ostgermanen in einer gemeinsamen Dar- 
stellung zu geben. 


13. Radig, Werner: Die Züge und Relche der Groß- 
germanischen Zeit. 1:2,5 Mill. Mehrfarbendruck. 
Format: 154,5x106 cm. Leipzig: Klasing-Lang 1938. 
Auf Lw. m. Stb. RM. 30.—. 

Historische Wandkarte für den Schul- und Schu- 
lungsgebrauch. — Zeigt mit Flächenkolorit bzw. durch 
Schraffuren das Ausbreitungsgebiet der Reiche und 
Staatenbildungen bzw. durch Linienkolorit die Vor- 
stoßrichtungen und Züge der Ost- und Westgermanen 
und ihrer einzelnen Stämme an. Außerdem sind das 
damalige Gebiet der Slawen sowie die Vorstöße der 
Hunnen, Alanen und Aisten angegeben. 


14. Suomen posti ja Rautatiekartta — Post och 
Järnvägs Karta over Finnland. 1:8300000. Mehr- 
farbendruck. Kartenspiegel: 85x 114 cm. Helsing- 
fors-Helsinki: Mannmittaushallituksen Kivipaino 1938. 
RM. 10.—. 

Postverkehrskarte für den praktischen Gebrauch. — 
Verzeichnet alle für den Postverkehr wichtigen Sta- 
tionen, Linien usw. durch farbige Orts- und Linien- 
signaturen. Außerdem sind die administrativen Gren- 
zen besonders hervorgehoben. Mit finnischer und 
schwedischer Signaturerklärung. 


15. Eesti ja Teised Läänemere Kagnpoolsed maad. 
1:1 Mill. Kartenspiegel: 79x79 cm. Mehrfarbig; 
Namensverzeichnis. Reval: Tallinn-Sy.$t: Topo- 
Hüdograafia Osakond 1938. RM. 2.50. 

Physisch-, politisch- und verkehrsgeographische 
Hand- und Bürokarte für weitere Kreise. — Übersicht 
des gesamten Raumes von Südfinnland bis Königs- 
berg und Smolensk. Mit farbiger Darstellung des Ge- 
ländes durch Höhenstufen, der Gewässer, der Grenzen 
und des Verkehrsnetzes. Mit Ortsverzeichnis, Aus- 
schließlich estnische Beschriftung. 
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16. Latvija Statistika Atlas — Atlas Statistique de la 
Lettonie. Bearb. v. M. Skujenieks, 63 Kartenseiten; 
erläut. Text in lett. Sprache. Querformat: 4°. Riga: 
Valsts Statistika Parvalde-Bureau de Statistique de 
L’Etat 1938. RM. 19.—. 

Willkommener, reichhaltiger statistischer Atlas für 
Studien- und Nachschlagezwecke. — Auf 63 Blättern 
werden zahlreiche farbige Haupt- und Nebenkarten, 
insbesondere viele ergänzende statistische Diagramme 
gegeben, die ein weitgehendes Bild der physischen und 
anthropogeographischen Gegebenheiten Lettlands in 
sorgfältiger und ansprechender Ausführung bieten. 
Der 2. Teil des Atlasses enthält auf 56 Seiten einen er- 
läuternden Text mit zahlreichen Tabellen. Lettischer 
Text und französische Signaturerklärung. 

17. Die Stadt Moskau (deutschsprachiger Führer). 
Mit 6 Kartenbeilagen. Kartenspiegel verschieden; 
teils Mehrfarbendruck. Moskau: Verlag für Fremd- 
“ sprachige Literatur 1938. RM. 2.50. 

Reiseführer mit 6 Karten für den praktischen Ge- 
brauch. — Zunächst 2 farbige Stadtpläne für das 
Zentrum und die Gesamtstadt, dann eine einfache 
Übersichtsskizze über die weitere Umgebung, endlich 
noch 3 Übersichtsskizzen, die den Moskau-Wolga- 
Kanal, die Verbindungen des Hafens von Moskau 
(‚Hafen von 5 Meeren‘‘) sowie die Eisenbahn-, Wasser- 
und Fluglinienverbindungen von Moskau darstellen. 
Mit ausführlichem deutschem Text. ; 

18. Phys. Karte der Ukraine und angrenzenden Län 
dern — Physitschna Karta des (Ukrainskich ta sy- 
meschnech Semely). 1:1,5 Mill. Bearb. v. W. Kubi- 
jowitsch u. M. Kubitzkij. Mehrfarbendruck. Karten- 
spiegel: 145x 177 cm. Lemberg: Verlags-Institut 1938. 

Farbige physisch- und verkehrsgeographische Wand- 
karte für den Unterricht. — Mit farbigen Höhen- und 
Tiefenstufen für das Gelände einschließlich der Seen 
und Meere. Das Verkehrsnetz ist in Schwarz dar- 
gestellt. Für den Raum von Warschau-Bukarest bis 
zur Wolga. Ausschließlich ukrainische Beschriftung. 


19. Romania Harta Administrativa. 1: 500000. 
Bearb. v. Const. Teodorescu. Mehrfarbendruck. Kar- 
tenspiegel: 172x110 cm. Kronstadt: (Brasov) In- 
stitutul Cartografice ‚‚Uniera‘‘ 1939. BM. 6.—. 

Politisch- und verkehrsgeographische Büro-Wand- 
karte. — Mit Flächen- und Grenzkolorit für die ein- 
zelnen administrativen Gebiete sowie farbiger Hervor- 
hebung der verschiedenen Verkehrslinien. Dazu meh- 
rere farbige Nebenkärtchen mit Stadtplänen der wich- 
tigsten Hauptorte. Nur rumänische Beschriftung. 

20. Romania Pe Indete on nona organizare admini- 
strativa. 1:1 Mill. Bearb. v. Con. Teodorescu. Mehr- 
farbendruck. Kartenspiegel: 78x58cm. Kronstadt 
(Brasov): Institutul Cartografic ,‚Uniera‘“ 1939. 
RM.1.-. 

Politisch- und verkehrsgeographische Büro-Hand- 
karte. Mit Flächenkolorit für die einzelnen Verwal- 
tungsgebiete, ferner mit farbiger Eintragung des Ver- 
kehrsnetzes, in sehr roher Ausführung. Nur rumäni- 
sche Beschriftung. 

21. Physisch-geographische, politisch-gegraphische 
Karte von Bulgarien (Titel in Kyrillschrift angegeben). 
1:1 Mill. Mehrfarbendruck. Kartenspiegel: 72x 49cm 
Sofia: Danov. RM, 1.—. 

Physisch- und politisch-geographische Hand- und 
Büro-Wandkarte. — Mit sehr klarer farbiger Wieder- 
gabe der Oberflächengestaltung, des Gewässer- und 
Verkehrsnetzes. i 

22. Turisticko-Saobracajha Karta Kraljevihe Jugo- 
slavije. 1: 900000. Bearb. v. Petar Madiarevi6. Kar- 
tenspiegel: 80x 78cm. Mehrfarbendruck. Jugoslaw. 
und deutsche Beschriftung. Belgrad-Beograd: Geo- 
detski Pukovnik u penziji 1939. 
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Übersicht für den Touristenverkehr. — Mit leichter 
Andeutung des Geländes und farbiger Hervorhebung 
und Charakterisierung des Verkehrsnetzes. Die 
Signaturerklärung auch deutsch. 


* 


23. Atlas des deutschen Lebensraumes in Mittel- 
europa. Im Auftrage der Preuß. Akademie der Wissen- 
schaften hrsg. v. Prof. Dr. N. Krebs; Format: 47,5 
x35 cm. 10 Lieferungen mit etwa 50 großen Karten- 
blättern. Leipzig: Bibliogr. Institut. Gesamtwerk in 
10 Lieferungen RM. 19.50; Einzellieferung RM. 3.—. 
I. Lieferung. 1938. 

Zweite Teillieferung des für Studienzwecke aller Art 
bestimmten grundlegenden Kartenwerkes. — Die neue 
Teillieferung zeigt die Verbreitung der natürlichen Ve- 
getation, gibt Beispiele für die Umwandlung feuchten 
Geländes in Kulturboden, stellt die Zunahme der Be- 
völkerungsdichte von 1871 bis 1930, ferner die Ent- 
wicklung der großen Territorien seit 1600 sowie die 
politisch-geographische Gliederung des deutschen Bun- 
des dar. Jede Karte mit sorgfältiger textlicher Er- 
läuterung. 


24. Vogels Karte von Mitteleuropa. Bl. N 33—SO 
Posen; N 34—NO Tilsit. 1: 500000. Mehrfarbendruck. 
Kartenspiegel: 41x45 cm (je Karte). Gotha: J. Per- 
thes 1939. Je Blatt RM. 3.20. 

Neue Teilblätter der deutschen Fliegerkarte. — In 
der üblichen Ausführung; mit besonderer Hervor- 
hebung der Waldgebiete und Gewässer sowie der 
Straßen, jedoch ohne Eintragung der dem Flugverkehr 
dienenden Anlagen usw. 


25. Deutschland-Karte mit den neuesten Grenzen. 
1:1 Mill. Mehrfarbendruck. Kartenspiegel: 105 
x120cm. Berlin: Reichsamt für Landesaufnahme 
(Amtl. Hauptvertriebsstelle der amtl. Kartenwerke: 
R. Eisenschmidt) 1939. RM. 3.—. 

Politisch- und verkehrs-geographische Hand- und 
Büro-Wandkarte, für Übersichten, Eintragungen aller 
Art usw. — Mit politisch-geographischem Grenzkolorit, 
unter besonderer Hervorhebung des Reichsgebietes 
(noch ohne Protektorat und Memelgebiet), ferner mit 
teilweiser farbiger Eintragung des Verkehrsnetzes. 


26. Der Weg zur deutschen Einheit (Geschichttafel). 
1:4 Mill. Bearb. v. Dr. Dr. F. Lange. Mehrfarben- 
druck. Kartenspiegel: 150x81cm. 6 Hauptkarten 
und 9 Nebenkarten auf einem Blatt. Berlin: Dietrich 
Reimer 1939. 

Serie von 6 größeren und 9 kleinen historisch-geo- 
graphischen Übersichten für Unterricht und Schulung, 
jedoch ohne genügende Fernwirkung. — Die 6 großen 
farbigen Übersichten zeigen für die Jahre 1815, 1867, 
1871, 1922, 1934, 1933 die allmähliche Vereinheit- 
lichung des Reichsgebietes. Die Nebenkärtchen stellen 
in Schwarz-Weiß-Druck die territoriale Entwicklung 
in der Zeit von 843—1922 dar. 

27. Olbricht, K.: Der deutsche Nährboden. Merk- 
tafel zur Erzeugungsschlacht. 1:1,5 Mill. Neben- 
karte. Mehrfarbendruck. Format: 97x 152,5 cm. 
Breslau-Dtsch-Lissa: Flemming 1937. RM.25. —. 

Neuauflage der für Unterricht und Schulung be- 
stimmten wirtschaftsgeographischen Wandkarte. — 
In der Neuauflage ist der dankenswerte Versuch ge- 
macht, neben der Übersichtlichkeit der Darstellung 
auch den ästhetischen Eindruck der Karte noch zu 
steigern; beides ist durch straffere Gliederung und 
Neugestaltung des Inhaltes, Änderung der Signaturen 
und Wechsel der Farbenwahl erfreulicherweise weit- 
gehend erreicht. 

28. Reichsautobahnatlas. 1:300000. 3. Lieferung; 
15 Karten. Hrsg. v. Generalinspektor für das deutsche 
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Straßenwesen. Mehrfarbig. 37 Karten. 
Meinhold-Mittelbach-Karten G.m.b.H., 
Lief. RM. 3.—. 

Neue Teillieferung des hauptsächlich für den prak- 
tischen Verkehrsgebrauch bestimmten Handatlasses. 
— Diese vorliegende Lieferung enthält 11 neue Strek- 
kenkarten, 2 Ersatzkarten sowie eine Deutschland- 
Übersicht. In der Ausführung ist grundsätzlich nichts 
geändert. Das Kartenwerk umfaßt jetzt bereits 
50 Karten. 

29. Der Donauraum geopolitisch. Karte zur Staaten- 
geschichte von Europa. Bearb. v. Schmidt-Haack. 
1: 750000. 2., verb. Aufl. Mehrfarbendruck. Karten- 
spiegel: 223x 165 cm. Gotha: Perthes 1939. RM. 45.-. 

Willkommene politisch-geographische bzw. geo- 
politische Wandkarte für Unterrichts- und Schulungs- 
zwecke. — Mit Flächenkolorit für die einzelnen 
Staaten (einschließlich der Ostmark und des Sudeten- 
landes, jedoch noch ohne Protektorat), ferner mit ver- 
schiedenen farbigen Signaturen für die Darstellung der 
historischen, völkischen und wirtschaftsgeographischen 
Gegebenheiten der einzelnen Gebiete (einschließlich der 
Verbreitung des Deutschtums). Mit ausführlichem Er- 
läuterungstext. 

30. Magyarorszäg Közigazgatasi Terkepe (Verwal- 
tungskarte von Ungarn). 1: 900000. Bearb. v. Kogu- 
towicz. Mehrfarbendruck. Format: 108x 73cm. Bu- 
dapest: Kiadja a Magyar Földrajzi Intezet R.T. 
1938/39. RM. 3.50. 

Politisch-geographische bzw. administrative Hand- 
und Büro-Wandkarte. — Mit Flächen- und Grenz- 
kolorit für die einzelnen ungarischen Verwaltungs- 
gebiete. Die heutigen Grenzen (noch ohne die neuesten 
Veränderungen) sind farbig besonders hervorgehoben, 
aber die 1914/18 noch zu Ungarn gehörenden Ge- 
biete mit.der alten ungarischen Gliederung eingetragen. 
Offensichtlich zu Propagandazwecken. Rein ungari- 
sche Beschriftung. 

31. Rzeczpospolita Polska (Verwaltungskarte von 
Polen). Podzial administracyijny Weding stanu z. 
dnia. 1:1 Mill. Mehrfarbendruck. Kartenspiegel: 
81x90 cm. Warschau-Warszawa: Arkonia 1939. 

Politisch- und verkehrsgeographische Hand- und 
Büro-Wandkarte. — Mit Flächenkolorit für die ein- 
zelnen Wojewodschaften und teilweiser farbiger Her- 
vorhebung des Verkehrsnetzes. Die neuesten Grenz- 
änderungen gegenüber der früheren Tschecho-Slowakei 
sind nur zum Teil berücksichtigt. Nur polnische Be- 
schriftung. 

32. Poland and adjacent countries. 1:2 Mill. Mehr- 
farbendruck. Format: 79x100cm. London: Geo- 
graphical Section; General Staff 1938. 

Physisch- und verkehrsgeographische Hand- und 
Büro-Wandkarte. — Mit farbigen Höhenstufen für die 
großen Züge des Geländes, farbiger Hervorhebung der 
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Gewässer und schwarzem Verkehrsnetz; für den Raum 
von Stockholm — Leningrad bis Budapest— Kischinew. 

33. Ogolna mapa Sieci Kolejowej i Autobusowej P.K.P. 
na Rok 1937/38 (Eisenbahn- und Autobuskarte). 
1:1,5 Mill. Bearb. v. A. Stocki. Mehrfarbendruck. 
Kartenspiegel: 55 x 62cm. Warschau-Warszawa: Cen- 
trala sprzedazy map: Samopomoc Inwalidska 1939. 
BM.3.—. 

Verkehrsgeographische Hand- und Büro-Wandkarte 
für den praktischen Gebrauch. — Genaue Übersicht 
des Eisenbahn-, Flug- und Straßennetzes von Polen 
einschließlich der zugehörigen Stationen; mit farbiger 
Kennzeichnung der Eisenbahndirektionsbezirke. Aus- 
schließlich polnische Beschriftung. 

34. Mapa Samochodowa Polski, standrog na rok 
1939/40 (Autostraßenkarte, Stand von 1939/40). 
1:1,1 Mill. Kartenspiegel: 74x95cm. Warschau- 
Warszawa: Alojzy Swikla 1939. RM. 3.20. 

Verkehrsgeographische Hand- und Büro-Wandkarte. 
— Übersicht des Straßennetzes und seines Zustandes. 
Ausschließlich polnische Beschriftung. & 

35. Amtliches polnisches Kartenwerk. 1:100000. 
Bl. Jasliska, Krasinik, Rzesz6w, Zelech6öw, Lupk6w, 
Luköw, Lubacz6w, Krasnystaw, Bialy Bor (Balden- 
burg), Narol, Kutno, Solec. Warschau-Warszawa: 
Wojskowy Instytut Geograficzny 1938. Je Blatt 
RM. 1.40. 

Neue Teilblätter des wichtigen amtlichen Karten- 
werkes. — In der üblichen mehrfarbigen Ausführung 
mit braunen Isohypsen, blauem Gewässernetz und 
grünen Waldflächen. 

36. Landeskarte der Schweiz. 1: 50000. Blatt Inter- 
laken (West und Ost), Jungfrau (Ost), Susten-Paß 
(West), Wildstrubel (West und Ost), Kartenzusammen- 
setzung Blatt 263: Wildstrubel. Mehrfarbendruck. 
Format: 35 x 48 cm bzw. 70x48 cm. Bern: Eidgenöss. 
Landestopographie 1938. 6 Blätter zu RM. 1.50. Kar- 
tenzusammensetzung RM. 2.25. 

Teilblätter des wichtigen neuen, vor allem für Armee- 
und allgemeine Wanderzwecke gedachten Karten- 
werkes. — Sämtliche Blätter in ausgezeichneter klarer 
und ansprechender Ausführung als vierfarbige Höhen- 
kurvenkarten, meist als Doppelblätter (Ost und West), 
gelegentlich als Zusammendrucke (,‚Kartenzusammen- 
setzungen‘‘). 

= 

37. Der Nationalitätenkampf im Grenzland Schles- 
wig. Stand vom 1. August 1938, 1: 600000. 3. Aufl. 
Mehrfarbendruck, Kartenspiegel: 69x 90 cm. Begleit- 
heft von Franz Vaagt, Flensburg; hrsg. vom Wohl- 
fahrts- und Schulverein 1939. 

Neuausgabe der wichtigen Volkstumskarte in etwas 
vergrößertem Maßstab. — Läßt vor allem auch die 
Fortschritte der dänischen Kulturarbeit in verschie- 
denen Teilen des Kartengebietes erkennen. 


Dieser Ausgabe liegen 5 Prospekte bei, die wir der freundlichen Aufmerksamkeit unserer 


Leser empfehlen : 


Franckh’sche Verlagshandlung, Stutigart, für das Werk „Amerika geht in den Krieg“ ; 
Paul List Verlag, Leipzig, für das Werk „Der Islam vor den Toren“; Felix Meiner Ver- 
lag, Leipzig, für seine Bücher; Siebenberg- Verlag, Wien, für seine neue Zeitschrift; Steiniger- 


Verlage, Berlin, für ihre Bücher. 


Einer Teilauflage liegt außerdem ein Prospekt des Otto Lautenbach Verlags, Weimar- 


Leipzig, bei. 


Staatenwirtichaft 


Beiträge zum Staatshandeln in den Außenwirtschaften 


STÄNDIGE BEILAGE ZUR ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK 


Schriftleitung: Dr. Arnold Seifert, Berlin 
1939 Mai Nr, 3 


HANS KRÄMER: 
Zwischenstaatliche Wirtschaftslenkung nach strukturellen Maßstäben 


D: Voraussetzung für das Zustandekommen eines zwischenstaatlichen Austau- 
sches von Gütern und Leistungen ist stets ein Gefälle zwischen Überfluß und 
Mangel. In den Mitteln und Methoden, die gefunden werden, um diesem Gefälle 
Wirksamkeit zu verleihen, liegt der grundsätzliche Unterschied in den Auffas- 
sungen von der „Weltwirtschaft“. Der Warenaustausch zwischen selbständigen 
Staaten liberalistischen Gepräges steuerte sich — mindestens idealtypisch — selbst- 
tätig durch Preise und Kosten, d. h. also nach dem Gewinnstreben. Die ‚‚klas- 
sischen“ Wirtschaftstheoretiker berechneten die Wirksamkeit eines preis- und 
kostenmäßigen Gefälles und bewiesen anscheinend überzeugend, daß damit alle 
Volkswirtschaften ein Höchstmaß an Vorteilen erzielten. Gegenüber solchen kunst- 
vollen Gedankenkonstruktionen, mit denen die Idee der zwischenstaatlichen Pro- 
duktionsteilung unterstrichen wurde, hatte die rein güterwirtschaftliche Denkweise 
einen schweren Stand. Erst die politische Wiederbesinnung der Völker auf ihr eige- 
mes Schicksal und ihre eigenen Kräfte konnte hier einen Wandel einleiten. Das von 
Volkswirtschaft zu Volkswirtschaft bestehende Gefälle erfuhr jetzt eine andere, ja 
entgegengesetzte Bewertung. Ob ein solches Gefälle in Wirksamkeit tritt, soll sich 
primär nicht nach der Preis- und Kostenrelation bestimmen, sondern nach den 
strukturell gegebenen Möglichkeiten gütermäßiger Ergänzung. Die preis- und 
kostenmäßigen Relationen sind dabei durchaus sekundär, sie dienen nur als Werk- 
zeug und können dem Gefälle angepaßt werden. Der Weltwirtschaft alten Stiles 
waren demgegenüber die gütermäßigen Ergänzungsmöglichkeiten nur willkommenes 
Werkzeug zur Erzielung von Gewinnen. Damit sind die Auffassungen unterschie- 
den: Die Voraussetzung zum Zustandekommen des zwischenstaatlichen Warenaus- 
tausches wird entweder in den preis- und kostenmäßigen Niveauunterschieden oder 
aber in den räumlich-strukturellen Ergänzungsmöglichkeiten der Volkswirtschaften 
erblickt. 

Auf dem neuen Boden des gütermäßigen Weltwirtschaftsdenkens ist das deutsch- 
rumänische Wirtschhaftsabkommen vom 23, März 1939 eine konstruktive Lösung 
von größter praktischer Tragweite. Das natürliche Gefälle von Wirtschaftsraum 
zu Wirtschaftsraum wird Grundlage eines Warenaustausches, der mit Hilfe preis- 
und kostenmäßiger Niveauunterschiede nicht entfernt in dieser Weise hätte zu- 
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stande kommen können. In dieser Beziehung hat das deutsch-südosteuropäische 
Handelsverhältnis schon seit Jahren vorgearbeitet. Im Gegensatz zum privatwirt- 
schaftlich aufgebauten Weltgüteraustausch kann die Preisgrundlage für die Handels- 
waren über dem Weltspiegel und unabhängig von seinen Schwankungen festgesetzt 
werden, um damit die Voraussetzung zur Kaufkraftsteigerung des kaufkraftmäßig 
schwächeren Partners zu schaffen. Die Ausschaltung des unberechenbaren Preis- 
spieles führt zu einer hochgradigen Beständigkeit als Voraussetzung zur Verwirk- 
lichung einer planmäßigen staatenwirtschaftlichen Zusammenarbeit auf lange Sicht. 
Der deutsch-rumänische Wirtschaftsvertrag verkörpert den 


klaren Sieg des strukturellen über das konjunkturelle Denken. 
Er beruht auf dem Prinzip der Lenkung der beiden autonomen Volkswirtschaften 


im Sinne einer Abstimmung der Wirtschaftsstrukturen auf die gegenseitigen Er- 
gänzungsmöglichkeiten unter Entfaltung der produktiven Kräfte. Dabei läßt das 
Abkommen die Einbeziehung dritter Partner mit geeigneten strukturellen Ergän- 
zungsfähigkeiten jederzeit zu. 

Die Ausstrahlungen dieser Zusammenarbeit, zu der sich Deutschland und Rumä- 
nien zur Wohlfahrt beider Länder die Hand gereicht haben, lassen sich kaum mit 
den herkömmlichen Mitteln volkswirtschaftlicher Erkenntnis ausreichend abschätzen. 
Das Vertragswerk ist nicht ein einfacher Entschluß der beiden Länder zum Aus- 
tausch bestimmter Gütermengen und -arten; es beruht vielmehr auf der Bereitwillig- 
keit, Ergänzungsfähigkeiten planvoll zu entwickeln. Dabei werden die Ausstrah- 
lungen auf das gesamte rumänische Wirtschaftsleben tiefer und nachhaltiger 
sein als im Falle Deutschlands, macht doch der bisherige Warenaustausch der 
beiden Länder für Deutschland (einschl. Protektorat) in Einfuhr und Ausfuhr 


je nur etwas mehr als 3 v.H., für Rumänien aber in der Einfuhr etwa 5o v.H. 


und in der Ausfuhr 36 v.H. des gesamten Außenhandels aus. Daher hängt der 
praktische Erfolg des Abkommens in erster Linie von der tatkräftigen Wahr- 
nehmung der Möglichkeiten ab, die sich Rumänien durch die mehrjährige 
außenwirtschaftliche Stabilität eröffnen. Die gewaltige Aufnahmefähigkeit des 
großdeutschen Marktes für Lebensmittel, Roh- und Halbstoffe wird demgegen- 
über stets ausreichen, die rumänischen Überschüsse zu absorbieren. Für Ru- 
mänien aber wird sich unter dem Gesichtspunkt der weitgehenden Abstimmung 


der Außenhandelskapazität nach Art und Umfang auf die Komplementärbedürf- 
nisse der deutschen Volkswirtschaft ein -Umbildungsprozeß innerhalb seiner 
Wirtschaftsstruktur vollziehen müssen. Zum tieferen Verständnis dieses abseits 
aller konjunkturellen Schwankungen in den Grundlagen der Volkswirtschaft sich | 
vollziehenden Wandels trägt eine Betrachtung im Lichte der bisherigen Forschungs- 


ergebnisse der volkswirtschaftlichen Strukturlehre!) wesentlich bei. 


Die Kernfrage für eine Beurteilung des  Wirtschaftsplanes ist nicht so sehr die | 


augenblickliche strukturelle Grundlage des gegenseitigen Warenaustausches. Darüber 


und über die Möglichkeiten einer weiteren Ausdehnung des Güteraustausches sind | 
nach Abschluß des Vertrages in umfangreichen Zahlenübersichten höchst verdienstvolle | 


Betrachtungen angestellt worden. Allein auch diese errechneten oder geschätzten, 
Entwicklungsmöglichkeiten, z. B. zur Steigerung der Gewinnung von Erdöl und Erzen 


1) Vgl. hierzu das im Abschnitt „Schrifttum“ besprochene Werk des Verfassers: Die 
Wechselbeziehungen zwischen Wirtschaftsstruktur und Außenhandel, Borna 1938. 
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oder zum Ausbau neuer und zur Intensivierung alter Pflanzenkulturen, treffen nicht 
das Entscheidende. Daß Rumänien, das volkreichste und größte der südosteuropäischen 
Länder, noch gewaltige ungehobene Schätze unter und über der Erde im Bergbau 
und in der Landwirtschaft besitzt, ist zweifellos als Voraussetzung zur Aufstellung 
eines Wirtschaftsplanes ausschlaggebend; das Ergebnis des Planes bestimmt sich je- 
doch nicht allein nach der Größe der zu hebenden Schätze, sondern nach dem Grade 
der Durchsetzungsmöglichkeit von Umstellungen des volkswirtschaftlichen Lebens, 
die zur Hebung der Schätze zu führen vermögen. Jede volkswirtschaftliche Struktur 


ist als das jeweilige ‚„‚momentphotographierte‘“ Ergebnis der dauernden Einwirkung 
von Kräften zu verstehen, deren einzelne Erscheinungsformen man als „struktur- 
 bestimmende Faktoren‘ bezeichnen kann. Hierzu kann man Raum, Volk, Technik, 
' Wirtschaftsgesinnung und politische Gestaltung zählen. Diese Kräfte sind es, die die 


Verhältnismäßigkeit des Wirtschaftskörpers, die man Struktur nennt, entstehen las- 


sen und sie dauernd verändern. Zu den einzelnen Ausdrucksformen dieser volkswirt- 


schaftlichen Verhältnismäßigkeit, dem ‚Strukturelementen“, gehört auch die 


 Außenhandelskapazität, d.h. das Verhältnis der Binnen- zur Außenwirt- 
' schaft oder auch die strukturell bedingte Möglichkeit einer Volkswirtschaft zum 


Außenhandel. Soll diese Außenhandelskapazitäit nach Umfang oder Zusammen- 


setzung eine Umgestaltung erfahren, so kann die auslösende Wirkung nur von den 
‚ Strukturbestimmenden Faktoren ausgehen. Die weitgehende Abstimmung der rumä- 
‚ nischen Außenhandelskapazität auf die Ergänzungsbedürfnisse der deutschen Volks- 
' wirtschaft setzt also notwendig voraus, daß die Dynamik der die rumänische Wirt- 
 schaftsstruktur bestimmenden Kräfte in ganz bestimmter Weise gebunden wird, um 
_ die Verhältnismäßigkeit des Wirtschaftskörpers nach einem festen Plan zu gestalten. 


Das Schwergewicht bei der Beurteilung des deutsch-rumänischen Wirtschaftsver- 


 trages liegt damit allein in den Möglichkeiten, die in der planmäßigen Gestaltung 
_ der strukturbestimmenden Faktoren liegen. Diese entscheidenden Verknüpfungen, 


die im Falle Rumäniens zwischen der Außenhandelskapazität (als struktureller 


_ Grundlage des zustande kommenden Außenhandels) und den strukturbestimm- 
_ den Faktoren (als die die Außenhandelskapazität gestaltenden Kräfte) bestehen, sol- 


len kurz an einigen Beispielen angedeutet werden: 


Der Wirtschaftsplan sieht vor, die Ausfuhr Rumäniens nach Deutschland u.a. 


_ dadurch mengen- und qualitätsmäßig zu steigern, daß z.B. mehr Erze und Petro- 
_ leum gefördert werden, die Erstbearbeitung möglichst an Ort und Stelle erfolgt und 


vor allem die landwirtschaftliche Erzeugung auf eine intensivere Stufe gehoben und 
stärker auf die Veredelung sowie den Anbau höherwertiger Pflanzen ausgerichtet 


_ wird. Dadurch soll sich die Ausfuhrkapazität Rumäniens in Anpassung an die deut- 


schen Einfuhrbedürfnisse strukturell verschieben, wodurch der reibungslose Absatz 


_ der Überschußerzeugnisse des Landes gesichert wird. Zur Erreichung dieses Zieles 


soll der Einsatz neuzeitlicher Technik den wesentlichsten Beitrag leisten. Durch 
die zielstrebige Auslösung des strukturbestimmenden Faktors Technik werden also 


_ Auswirkungen auf die Wirtschaftsstruktur beabsichtigt, die unmittelbar oder auch 


über die Zwischenstufe vorgelagerter Strukturelemente die gewünschte Umgestal- 


tung der Außenhandelskapazität bewirken. 


Das für den Ansatz der Technik zugrunde liegende Rechenexempel ist an sich denkbar 
einfach. In den Karpaten und iliren Vorgebirgen schlummern ungehobene und noch nicht zu 
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übersehende ScHätze an Mineralien, Petroleum und Erdgas, die der Erschließung harren; die 
Flächenerträge der Landwirtschaft erreichen bei besseren natürlichen Voraussetzungen im 
Durchschnitt noch nicht die Hälfte der deutschen; Umfang und Richtung der vorhandenen 
industriellen Tätigkeit können gewaltig entwickelt werden, und besonders kann die geplante 
Gründung landwirtschaftlicher Industrien und Veredelungsbetriebe wesentlich zu einer Steige- 
rung des Exportgüterwertes beitragen; der Ausbau des Verkehrsnetzes wird schließlich helfen, 


das ganze Land aufzuschließen und aus seinem Halbschlummer zu immer stärker pulsierender 


Wirtschafistätigkeit zu führen. 

Dabei können die parallel laufenden Gesundungserscheinungen noch gar nicht übersehen 
werden. Im Zuge der industriellen Entwicklung kann das unsichtbare Reservoir der weitgehend 
brachliegenden landwirtschaftlichen Überbevölkerung abgeschöpft werden, wodurch eine wesent- 


liche Grundvoraussetzung zur Sanierung der rumänischen Landwirtschaft überhaupt geschaffen 


wird. Die für die Industrie gewonnenen Kräfte steigern die Produktivität ihrer Arbeit ganz 
bedeutend; andererseits kann die Arbeitskraft der verbleibenden Bauern in stärkerem Grade 
nutzbar gemacht werden, besonders wenn die Erzeugung fortschreitend intensiviert und auf 
Veredelung abgestellt wird. Die Steigerung der rumänischen Arbeitsproduktivität im gewerb- 
lichen und im landwirtschaftlichen Sektor wird dabei mit großer Wahrscheinlichkeit ein 
Ausmaß erreichen, das in der Weltwirtschaft liberalistischen Gepräges, etwa auf dem Wege 
des Schutzzolls (Manoilesco!), wenn überhaupt, so nur sehr zögernd hätte erreicht werden 
können. Damit ist aber durch den Wirtschaftsplan die grundlegende Voraussetzung zur Hebung 
des Lebensstandards und zur Wohlfahrtssteigerung des ganzen Landes gegeben. 

Auf solche Weise enthüllt sich ein allein durch die Technik ausgelöstes Zukunfts- 
bild, das für Rumänien denkbar segensreich ist und für Deutschland eine glücklichs 


Ergänzung bedeutet. Es wäre ungerechtfertigt, an der Erreichung dieses großen 


Zieles zu zweifeln; allein der Schritt ist groß, und die Frage ist, ob die Entwicklung 


des rumänischen Wirtschaftslebens den technischen Zielsetzungen ohne Hemmungen 
zu folgen vermag. Die Technik steht strukturbestimmend nicht allein und kann nur 
im Verein mit den übrigen strukturgestaltenden Kräften voll wirken. Man sollte die 
innerhalb der rumänischen Volkswirtschaft vorzunehmende technische Umwälzung 
einmal nicht so sehr mit unseren Augen, sondern mehr durch die Brille des rumä- 
nischen Volkscharakters sehen. Denn schließlich ist es das rumänische Volk, in 
dessen Lebensmitte sich das gestaltende Wirken der Technik vollziehen soll, und ent- 
scheidend ist letztlich die Auseinandersetzung des einzelnen mit dem technischen 
Fortschritt. Gerade bei der strukturbestimmenden Kraft der Wirtschaftsgesin- 
nung in bezug auf das Eindringen der Technik verlohnt es sich, noch etwas zu 
verweilen, nicht zuletzt deshalb, weil dieser auf die Dauer entscheidende Faktor in 


den bisherigen Betrachtungen über den deutsch-rumänischen Wirtschaftsvertrag 


etwas zu kurz gekommen ist. 
Wir wenden unseren Blick auf den landwirtschaftlichen Sektor, mit 
dem das Leben von drei Vierteln aller Rumänen unmittelbar verknüpft ist. Man muß | 


davon ausgehen, daß es im Grunde nicht die Technik ist, die die Hektarerträge stei- | 
gert, die den Weizenanbau zugunsten der Futtermittel-, Öl- und F. aserpflanzen ver- 


drängt und die landwirtschaftlichen Veredelungsprodukte erzeugt und standardi- | 


siert. Es ist vielmehr der rumänische Bauer, unter dessen Händen die Technik 
fruchtbar werden soll, dem sie nahegebracht und dem der Blick geöffnet werden 
muß für ihre segensreichen Wirkungen, die ihn persönlich aufs engste berühren. 
Es kann daher die Frage überhaupt nicht umgangen werden, auf welche Weise 
das Vordringen der Technik gerade mit den Lebensformen und Anschauungen des 
rumänischen Bauern zu einem harmonischen Verhältnis gestaltet werden kann. 
Der technische Einsatz in der Hebung der Bodenschätze oder auch im industriellen 
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Ausbau kann in seiner Bedeutung mit diesen revolutionären Wirkungen im land- 
wirtschaftlichen Sektor kaum verglichen werden. Die natürliche Intelligenz des 
Rumänen findet sich bald in die Bedienung von Maschinen, und zum anderen 
steht die hierzu erforderliche Arbeiterzahl in keinem Verhältnis zur großen Masse 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung. Von deren Einstellung zur Technik 
und zum Marktdenken hängt der Erfolg des Planes und damit das Außen- 
handelsergebnis nicht zum geringsten ab. 


Eine starke Hemmung bei der Durchsetzung des technischen Fortschrittes in der Land- 
wirtschaft bedeutet zunächst die noch verhältnismäßig tiefe kulturelle Stufe des rumänischen 
' Bauernvolkes. Nicht weniger als 43 v.H. der gesamten rumänischen Einwohner konnten im 
Jahre 1930 weder lesen noch schreiben. Ein weiteres erhebliches Hindernis für das Vor- 
dringen des technischen Einsatzes ist die im Verfolg der Agrarreform eingetretene starke 
 Zersplitterung des landwirtschaftlichen Besitzes mit der unvermeidlichen Folge der Verringe- 
' rung des Flächenertrages und der weitreichenden Verarmung. Noch 75 v.H. aller landwirt- 
schaftlichen Betriebe sind Zwerg- und kleinbäuerliche Betriebe (bis 5 ha Fläche), auf die 
36 v. H. der landwirtschaftlich genutzten Fläche entfallen. Dabei ist der rumänische Bauer 
sehr selbstgenügsam und marktunabhängig. Seine flüssigen Betriebsmittel pflegen in der Regel 
_ den Betrag nicht zu übersteigen, den er zur Zahlung der Steuern, zur Beschaffung und In- 
standhaltung seiner Hilfsmittel sowie zum Erwerb von Petroleum, Salz und Streichhölzern, 
allenfalls noch von Tabak, Schnaps und einigen für ihn nicht lebensnotwendigen Gütern be- 
ı nötigt. Er gewinnt diese Barmittel vorwiegend durch den Verkauf des mit dieser Absicht 
angebauten Weizens (die Ernährungsgrundlage der Landbevölkerung ist der Mais) oder durch 
freiwillige Leistung landwirtschaftlicher Hilfsdienste. 

Zu diesen den technischen Fortschritt erheblich erschwerenden rein äußeren Bedingungen 
treten nun die nicht zu unterschätzenden psychologischen Hemmungskräfte. Die moderne 
_ Technik wird an den rumänischen Menschen von außen herangetragen, nicht aber von 
ihm selbst hervorgebracht. Die alten Industrieländer entwickelten ihre Technik schritt- 
_ weise und vererbten die erworbenen technischen Fertigkeiten und das technische Verständnis 
durch Generationen hindurch. Durch die gewissermaßen unvorbereitet erfolgende Einführung 
der in Jahrhunderten gewordenen Technik wird das rumänische Volk in weiten Schichten 
zu einem oftmals gewaltsamen Umstellen und Umdenken veranlaßt, dem die in Traditionen 
_ verhaftete seelische Haltung gewiß nicht immer ohne Schwierigkeiten zu folgen vermag. 
Hinzu kommt, daß der rumänische Mensch, und besonders der Bauer, von Natur aus ein 
Beharrungsvermögen besitzt, das ihn mit dem Heimatboden trotz aller Bedrohungen von 
außen am längsten unter allen südosteuropäischen Ländern verbindet. Man hat daher das 
durchaus treffende Wort von der „passiven Unüberwindlichkeit“ geprägt, mit der sich die 
zurückhaltend-abwartende, ja oft mißtrauische Haltung des Rumänen allem Unbekannten 
gegenüber verbindet. 


Das alles sind psychologische Hemmungen, die den Fortschritt stark behindern 
können, ihn aber nicht von vornherein ausschließen. Vielmehr ist der Rumäne und 
auch gerade der Bauer im Grunde viel zu intelligent und scharfsinnig, um sich auf 
die Dauer dem seinem eigenen Vorteil dienenden Neuen entgegenzustellen. Man 
kann ihn allerdings schwer zwingen, sondern muß ihn besser durch das praktische 
Beispiel belehren und überzeugen; man kann ihm nicht ohne weiteres vorrechnen, 
welche Gewinne er bei Aufgabe seiner Selbstversorgung durch geschickte Einschal- 
tung in den Marktzusammenhang zu erzielen vermag, sondern man muß versuchen, 
seine persönlichen Bedürfnisse und Wünsche zu wecken und dabei möglichst gleich- 
zeitig — wieder am praktischen Beispiel — die Wege zu ihrer Erfüllung zeigen. 

Die kurze Andeutung der strukturbestimmenden Bedeutung der Wirtschafts- 
gesinnung läßt zugleich die Aufgabe erkennen, die bei der planmäßigen Umgestal- 
tung der rumänischen Wirtschaftsstruktur der staatlichen Lenkung erwächst. Ohne 
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Zweifel ist die politische Gestaltung derjenige strukturbestimmende Faktor, 
dem im Gesamtzusammenhang die allergrößte Bedeutung zukommt. Im Falle 
Deutschlands* ist die Erreichung des strukturellen Zieles der Wirtschaftspolitik 
dank der vom Volke getragenen Staatsform in vollem Umfang gewährleistet. Für 
Rumänien erhält die Aufgabe der Lenkung mit Rücksicht auf die tiefgreifenden 
Wandlungen und angesichts des geringeren Entwicklungsstandes der organisatori- 
schen Mittel eine noch weit größere Tragweite. Es kommt für das Gelingen des 
Wirtschaftsplanes entscheidend darauf an, daß auf beiden Seiten durch die zweck- 
mäßige und wirksame politische und organisatorische Gestaltung — als struktur- 
bestimmendem Faktor — die verfügbaren produktiven Kräfte so beeinflußt und 
gelenkt werden können, daß die zu erzielenden Auswirkungen auf die Außen- 
handelskapazität und damit auf den deutsch-rumänischen Außenhandel auch tat- 
sächlich in weitem Umfang eintreten. Die Wahl der Mittel und die Methoden der 
Gestaltung bleiben dabei jedem der beiden selbständigen Vertragspartner je nach 
Eigenart und Willensbildung des eigenen Volkes im wesentlichen überlassen. Ent- 
scheidend ist nur der erzielte Erfolg als Grundlage zur Erfüllung der gegenseitigen 
Verpflichtungen. 


RICHARD SEILER: 
Das plastische Bild der Volkswirtschaft 


Im Maiheft 1938 brachten wir eine Arbeit Robert von Kellers über ‚Totale Statistik“. 
Wir setzen mit dem nachfolgenden Aufsatz die Reihe der Arbeiten über diesen Sektor 
staatenwirtschaftlicher Forschung fort. Richard Seiler macht den interessanten Vorschlag, 
auf dem Wege der statistischen Erfassung aller Zahlungsvorgänge in Banken und 
bankähnlichen Instituten dem „Lenkenden“ im staatlichen Wirtschaftsapparat ein 
rasches „plastisches Bild‘ von der Totalität der Bewegungen zu geben; eine Erfassung, 

die nach Meinung des Autors erst im autoritären Staate durchführbar ist. 

Die Schriftleitung. 

D: praktische wirtschaftskundliche Arbeit auf dem Gebiete des zwischenstaat- 
lichen Handelsverkehrs stand in der liberalistischen Epoche im Zeichen der 
weltwirtschaftlichen Marktanalyse. Man zergliederte das wirtschaftliche Geschehen vom, 
Standpunkt des Unternehmers aus, dessen Wirken auf keine politischen oder wirt- 
schaftsständischen Schranken stieß. Keine bewußt aus eigener Lebensgesetzlichkeit 
handelnde Volkswirtschaft zwang ja auch damals den Unternehmer in eine höhere 
Ordnung. So konnte es für die Wirtschaftskunde und Wirtschaftstheorie als die 
tragenden Kategorien ihrer gedanklichen Arbeit auch nur die Unternehmung als 
die Urzelle und Ursache allen Geschehens und die Weltwirtschaft als den Komplex 
der aus dem selbständigen Handeln der Unternehmungen entspringenden Bewegun- 
gen geben. In den letzten dreißig Jahren sind aber unter dem schmerzhaften histo- 
rischen Geschehen des Weltkrieges und der Weltwirtschaftskrise die modernen 
Volkswirtschaften zu wirtschaftssoziologischen Realitäten erster Ordnung heran- 
gewachsen. Sie wirken, verglichen mit den Volkswirtschaften des 19. Jahrhunderts, 
in unvergleichlich höherem Maße als selbständige Ganzheiten, grenzen sich scharf 
gegen die übrige Welt ab und ordnen das wirtschaftliche Geschehen in ihrem 
Inneren zu einem organischen Wirtschaftskörper. Besonders nach außen zeigen sich 
die neuen Volkswirtschaften durchaus als abgeschlossene Einheiten. Die Volkswirt- 
schaften selbst, nicht mehr die einzelnen Unternehmer, kämpfen um Einfuhr, Ab- 
satzmärkte, Siedlungsraum und politische Macht. Das weltwirtschaftliche Geschehen, 
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ehedem ein Massenvorgang, erzeugt aus dem Wirken der Unternehmer aller Länder 
der Welt, hat sich zu einem gewaltigen Ringen der Volkswirtschaften verdichtet. 
„Weltmärkte“ gibt es kaum noch; die Märkte der einzelnen Volkswirtschaften 
stehen jeweils unter ganz verschiedenen Bedingungen. 

Damit hat sich auch die Aufgabenstellung für die Wirtschaftskunde gewandelt. 
Die weltwirtschaftliche Marktanalyse rückt in den Hintergrund zugunsten der Ana- 
lyse der Volkswirtschaften. Stärke und Schwäche im Kampfe der Volkswirtschaften 
untereinander gilt es zu erkennen. Diese sind aber immer in der Gesamtstruktur 
und der Gesamtorganisation des einzelnen Wirtschaftskörpers zu suchen. Die Wirt- 
schaftskunde muß sich deshalb bemühen, aus den wirtschaftlichen Daten jeden Lan- 
des ein möglichst vollständiges plastisches Bild von seiner Gesamtstruktur, dem Ab- 
lauf seines Wirtschaftsprozesses und der besonderen Verknüpfung jeder Volkswirt- 
“ schaft mit der übrigen Welt zu entwerfen. Als Idee müßte dieses Bild ähnlich wie 
ein anatomischer Atlas die einzelnen Organe des Wirtschaftskörpers in ihren Grö- 
ßenverhältnissen und Funktionen, ihrer gegenseitigen Verbundenheit und Bedingt- 
heit und dazu auch die Adern, mit denen die betreffende Volkswirtschaft mit der 
übrigen Welt verbunden ist, aufzeigen. Aber nicht nur das, auch die ganze Ent- 
wicklungsgeschichte der Volkswirtschaft müßte sich aus den Wandlungen, die dieses 
Bild im Laufe der Zeit durchmacht, ablesen lassen. 

Eine fremde Volkswirtschaft so weitgehend zu analysieren, daß sich ihr inneres 
wirtschaftliches Gewebenetz, das Fließen der Güter- und Leistungsströme von einer 
Wirtschaftsstufe zur anderen und von einem Wirtschaftszweig zum anderen deut- 
lich enthüllt, ist wohl noch für lange Zeit ein unerreichbares Ziel. Was die ein- 
zelnen Länder an wirtschaftsstatistischem Material herausbringen, reicht wohl aus, 
um einen mehr oder minder tiefen Einblick in ihre strukturelle Gliederung zu ge- 
winnen, ihr inneres Leben und Funktionieren, die realen Abhängigkeiten der Wirt- 
schaftsstufen und Zweige voneinander lassen sich aber immer nur an ganz verein- 
zelten Stellen aufzeigen. Selbst bei der reichen Fülle wirtschaftskundlichen Mate- 
rials, das über die deutsche Volkswirtschaft vorliegt, war es bisher nicht möglich, 
ein solches plastisches Gesamtbild zu zeichnen. 

Die systematische Aufdeckung des Gesamtnetzes der wirtschaftlichen Beziehungen 
und Abhängigkeiten wird aber zu einer immer dringenderen Forderung für die 
Wirtschaftskunde als Wissenschaft. Für die Führung des außenwirtschaftlichen 
Selbstbehauptungskampfes der Volkswirtschaft ist die Kenntnis dieses Netzes von 
Wichtigkeit; denn sie erlaubt erst ein Urteil über die Wirkungen eines außenwirt- 
schaftlichen Ereignisses auf fernerliegende innere Wirtschaftsstufen, und umgekehrt 
eines inneren Ereignisses auf außenwirtschaftliche Zusammenhänge. 

Ebenso dringlich erscheint aber die Aufgabe, ein solches Gesamtbild zu zeichnen, 
aus Gründen der inneren Wirtschaftsführung. Von der praktischen Bedeutung 
einer zusammenfassenden Überschau für Staats- und Wirtschaftsführung, die über 
einen längeren Zeitraum hin fortgesetzt auch die Wandlungen im Gefüge der 
Volkswirtschaft aufzeigt, braucht nicht erst gesprochen zu werden. Allein der er- 
zieherische Wert, den dieses plastische Bild der Volkswirtschaft in sich tragen würde, 
ist groß genug, um es als ein Hochziel wirtschaftskundlicher Arbeit herauszustellen. 
Bei der Zersplitterung der verantwortlichen Wirtschaftsführung auf einzelne Be- 
hörden und Verwaltungsstellen, Gruppen, Konzerne und Unternehmungen, kann 
deren Tätigkeit nur dann auf die Dauer ohne große Reibungen gegenseitig abge- 
stimmt werden, wenn den verantwortlichen Menschen an den verschiedensten Posten 
eine einheitliche Vorstellung des Wirtschaftskörpers, in dem und für den sie arbei- 
ten, vorschwebt. In jedem einzelnen, der irgendwie innerhalb der deutschen Volks- 
wirtschaft lebt und arbeitet, ‚wird volkswirtschaftliche Gesinnung, das Verständnis 
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für die wirtschaftlichen Notwendigkeiten der Gesamtheit, in weit höherem Maße ge- 
weckt werden, wenn ihm der Gesamtkomplex der deutschen Volkswirtschaft nicht 
nur ein Wort oder Begriff ist, sondern wenn er ihn auch vorstellungsmäßig — 
vielleicht unterstützt durch geschickte bildliche Darstellungen — als anschauliche 
Realität vermittelt bekommt. 

Warum hat sich die Wirtschaftskunde aber noch nicht um ein solches Gesamt- 
bild bemüht? Wir kennen doch die Gliederung der Bevölkerung nach Berufen, wir 
besitzen Angaben über die technische Ausstattung und technische Leistung der 
Wirtschaftszweige, es gibt Umsatz- und Verbrauchsstatistiken, Statistiken über 
Vermögen, Einkommen, Kapitalbildung und vieles andere mehr. Alle diese Stati- 
stiken bleiben aber zum größten Teil für sich allein. Sie beantworten bestimmte 
Fragen, lassen sich aber wegen ihrer immer wieder verschiedenen inneren Gliede- 
rung nicht zu einem Gesamtbild vereinigen. Wenn jetzt die statistischen Erhebun- 
gen in Deutschland zentral geleitet werden, dann werden durch gegenseitige Ab- 
stimmung der Erhebungen sicher viele Hindernisse für eine solche Zusammenfas- 
sung beseitigt werden können. 

Aber diese Schwierigkeiten sind nicht der Hauptgrund, der bis jetzt den Entwurf 
eines plastischen Gesamtbildes der deutschen Volkswirtschaft verhindert hat. Trotz 
aller statistischen Durchleuchtung der Gesamtwirtschaft von bestimmten Blick- 
punkten aus und trotz aller Monographien über einzelne Wirtschaftszweige war es 
bisher nicht möglich, das Netz der funktionellen Beziehungen, die 
sich von einem Wirtschaftszweig zum andern und von einer Wirtschaftsstufe zur 
andern schlingen, systematisch aufzudecken. Dieses Netz wird materiell 
durch die Ströme an Gütern und Dienstleistungen gewoben und 
ein zweites Mal finanziell durch die Zahlungsströme. 

Eine vollständige statistische Aufhellung der Umsatzbewegungen ist von der mate- 
riellen Seite her wohl kaum je möglich. Neue Umsatz- und Absatzstatistiken werden 
zwar auch hier Licht in viele bis jetzt noch dunkle Zusammenhänge bringen können, 
vieles wird aber wegen der Kompliziertheit der Zusammenhänge immer im Halb- 
dunklen bleiben müssen. Es gibt aber einen Ansatzpunkt, um nach einem bestimm- 
ten methodischen Prinzip und insofern auch mit einer gewissen Vollständigkeit 
diese Verflechtungen zu durchleuchten. Dieser Ansatzpunkt liegt in den Zahlungs- 
vorgängen, die in vielen Stücken ein bis ins einzelne gehendes Spiegelbild der güter- 
wirtschaftlichen Zusammenhänge abgeben. Das Bild, das man so zunächst erhält, 
zeichnet allerdings das Netz des güterwirtschaftlichen Geschehens noch nicht mit 
der ihm eigenen Farbigkeit, sondern bringt nur eine „Schwarz-Weiß-Zeichnung“ 
der Zusammenhänge, in die erst die Farben der Güterwirtschaft mit anderen Mit- 
teln hineingemalt werden müssen. Es behält aber seine entscheidende Bedeutung 
besonders auch deshalb, weil es neben der Zeichnung der güterwirtschaftlichen Um- 
rißlinien auch den großen Sektor der finanziellen Transaktionen in der Volkswirt- 
schaft zergliedert, der selbst nicht direkt mit der Güterwirtschaft in Beziehung 
steht, deshalb aber nicht etwa volkswirtschaftlich weniger wichtig ist. | 

Den gesamten Zahlungsverkehr der Volkswirtschaft in die einzelnen Ströme auf- 
lösen zu wollen, die Wirtschaftsstufen und Wirtschaftszweige miteinander verbin- 
den, mag im ersten Augenblick vielleicht als ein noch utopischeres Unterfangen er- 
scheinen als eine weitgehende statistische Aufhellung der materiellen Güterumsätze. 
Die Vielfalt der Geldausgaben jedes einzelnen und jeder Unternehmung schließen 
eine direkte statistische Erfassung natürlich von vornherein aus. Wesentlich ein- 
heitlicher und nach ihrer Herkunft genauer zu umschreiben sind aber immer die 
Geldeinnahmen der Wirtschaftseinheiten. Von hier aus ist ein indirekter Weg zu 
unserem Ziel in der gegenwärtigen Wirtschaftspraxis sogar schon weitgehend vor- 
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bereitet. Bei dem Bestreben, statistische Erhebungen, die schon jetzt regelmäßig 
durchgeführt werden, zu vereinheitlichen, zusammenzufassen und ihre Ergebnisse 
der vernatwortlichen Wirtschaftsführung zugänglich zu machen, ist es wohl berech- 
tigt, auf diesen Weg zu neuen tiefgehenden Aufschlüssen über Aufbau und Leben 
unserer Volkswirtschaft hinzuweisen. 

Jede moderne Volkswirtschaft verfügt heute in ihrem Bankensystem (darunter 
werden hier alle Geldinstitute verstanden, die dem volkswirtschaftlichen Zahlungs- 
verkehr dienen) über eine zentrale Buchhaltung, in der sich das volkswirtschaftliche 
Geschehen mitsamt seiner inneren Verflechtung abbildet. Ordnet man die Konten 
der Bankbuchhaltungen danach, welchem Wirtschaftszweig jedes einzelne Konto 
selbst zugehört, und gleichzeitig danach, von welchem Wirtschaftszweig oder aus 
welcher Wirtschaftsstufe das Konto seine Eingänge bezieht, dann erhält man das 
Netz der durch Geld, das stärkste wirtschaftliche Bindemittel, gewobenen volks- 
wirtschaftlichen Zusammenhänge. Die Umschreibung der Geldquellen der Konten 
ist immer mit der notwendigen Genauigkeit möglich. Allerdings ist der Kundenkreis 
mancher Unternehmungen so weit gezogen, daß er eine ganze Wirtschaftsstufe um- 
faßt. So ist z.B. die Stufe, aus der der Lebensmitteleinzelhandel seine Eingänge 
bezieht, die Gesamtheit der Verbraucher von persönlichem Einkommen. Nur in 
seltenen Fällen wird hier eine noch genauere Aufgliederung dieser ersten Stufe der 
Volkswirtschaft möglich sein. Diese erste Stufe selbst aber bezieht ihre Eingänge aus 
Lohn, Gehalt, Geschäftsgewinnen, Zinsen, Familienunterstützungen usw., was sich 
alles mit großer Schärfe auch in der Bankbuchhaltung widerspiegelt. Es entschleiert 
sich auf diesem Wege die entscheidende Funktion, die die Finanzwirtschaft des 
Staates jetzt als das pulsierende Herz der Gesamtwirtschaft einnimmt, das durch 
Steuern und Kredite Gelder an sich saugt und sie auf den verschiedensten Wegen 
wieder in die Wirtschaft hineinpumpt. Eine weitgehende, den feinsten Verästelun- 
gen des wirtschaftlichen Zusammenhanges nachspürende Aufgliederung kann sich 
z.B. im Bereiche der Maschinenfabriken ergeben. Viele Unternehmen, die Spezial- 
artikel herstellen, liefern nur an Firmen ganz bestimmter Branchen. Ob die Um- 
schreibung der Geldquellen aber weit gehalten werden muß oder sehr enge sein 
kann, macht für das angestrebte plastische Gesamtbild der Volkswirtschaft nichts 
aus, zeigt sie doch immer die wirkliche Einbettung der Unternehmung in die Ge- 
samtwirtschaft an. Die Zusammenfassung aller Unternehmungen eines Wirtschafts- 
zweiges zeigt dann einmal im Gesamtbetrag der Guthaben und Kredite die finan- 
zielle Stärke dieses Zweiges, und zum andern decken die Gesamtumsätze, geordnet 
nach der Herkunft der Geldeingänge, die Ströme auf, die von den übrigen Wirt- 
schaftsstufen und Zweigen zu diesem speziellen Zweig hinführen. Das Bild der 
Volkswirtschaft, das sich auf diese Weise aufbauen läßt, enthüllt auf der anderen 
Seite auch die Ströme, die von diesem Wirtschaftszweig wieder hinaus in die Ge- 
samtwirtschaft führen. 

Allerdings ist das Netz der Zahlungsbeziehungen, das sich aus den Bankumsätzen er- 
gibt, nicht vollständig. Es fließen immer Teile aus dem Buchgeld der Banken als Bargeld 
hinaus in die Hände der Verbraucher und des wirtschaftlichen Kleinverkehrs. Es ist aber viel- 
fach nur eine einzige Stufe des Zahlungsverkehrs, die hier ausfällt. Was an Verbraucher- 
einkommen als Bargeld hinausfließt, strömt zum großen Teil schon in der nächsten Wirt- 
schaftsstufe den Einzelhandelsgeschäften, den Mietkonten oder auch den Spareinlagen usw. 
wieder den Banken zu und verwandelt sich dort wieder in Buchgeld. Die Bareingänge dieser 
Gruppen sind großenteils nur die andere Seite der Verbraucherausgaben. So läßt sich durch 
die im Banknetz erfaßten wirtschaftlichen Vor- und Nachstufen auch die Gliederung des Bar- 
geldverkehrs weitgehend durchschauen. - Ei 

Bedeutend schwieriger ist es, einen anderen Sektor der volkswirtschaftlichen Zahlungs- 
vorgänge zu durchleuchten, der auch durch die Bankbuchhaltung nicht mit erfaßt wird. Ein 
erheblicher Teil der Zahlungen in der Wirtschaft wird nicht durch Geld, sondern durch die 
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Hingabe von Wechseln und anderen Werten (in Zukunft Steuergutscheine!) oder durch direkte 
gegenseitige Aufrechnung ohne ein Dazwischentreten der Banken abgewickelt. Hier müssen 
andere Statistiken, wie Umsatzstatistiken der Wirtschaftsgruppen oder der Steuerbehörden, 
herangezogen ‘werden, um das Bild der volkswirtschaftlichen Gesamtumsätze zu vervollständigen. 


Aber selbst wenn hier noch große Lücken offen bleiben müssen, so behält das Netz der mit 
Geld bewerkstelligten Zahlungen für sich allein seinen großen Erkenntniswert. Die Folgerungen 
für Währungs-, Kredit- und Finanzpolitik, die hieraus gezogen werden können, werden die 
Mühe seiner Erhebung reichlich entlohnen. Dieses Netz ist auch methodisch in sich vollständig; 
denn es kann auf einem Prinzip aufgebaut werden, das in seiner systematischen Bedeutung sich 
dem naturwissenschaftlichen Prinzip von der Erhaltung des Stoffes oder der Erhaltung der 
Energie nähert. Man kann dieses Prinzip in den Satz kleiden: Geld entsteht nicht spur- 
los und geht nicht spurlos verloren. Wirtschaftliche Werte entstehen und ver- 
gehen über Nacht. Hier scheint alles ungreifbar, ständig im Fluß zu sein. Nominale Geld- 
werte entstehen aber nicht und vergehen auch nicht ohne einen in der Organisation des Geld- 
wesens gelegenen und auch sichtbaren Grund. Im Geldwesen hat sich die Wirtschaftsgemein- 
schaft die notwendige feste Grundlage geschaffen, die auch einer rechnerischen Behandlung 
zugänglich ist, ohne die ein Wirtschaften und Planen überhaupt nicht gut möglich wäre. 
Auf dieser Grundlage kann auch die Wirtschaftskunde ihre methodische Forschung aufbauen. 


Nun scheint es noch eine gewagte Zumutung an die Banken zu sein, diese Gliederung ihrer 
Konten vorzunehmen. Die materielle Schwierigkeit, d. h. die arbeitsmäßige Mehrbelastung, ist 
aber nicht sehr groß; denn in Wirklichkeit führt jede Bank eine ähnliche Statistik bereits 
durch. Jede Bank legt sich über die Gliederung ihres Kundenkreises nach Gewerbezweigen 
mindestens einmal oder zweimal im Jahre Rechenschaft ab, um die Verteilung ihres Ge 
schäftsrisikos auf der Anlagen- und auf der Gläubigerseite zu überblicken und um Kredit- 
politik und Werbung nach größeren Gesichtspunkten auszurichten. Schwierigkeiten bereiten im 
wesentlichen nur die Konten mit gemischten Einnahmequellen. Einer der häufigsten Fälle die- 
ser Art wird das Verbuchen von Zinseinnahmen auf Gehalts- und Wirtschaftskonten sein oder 
das Verbuchen einmaliger Wertpapier- oder Grundstückstransaktionen. Würde man diese 
Posten nicht ausscheiden und ihren bestimmten Gruppen, dem Wertpapiermarkt, Grundstücks- 
markt oder den Zinszahlungen zuordnen, dann würde das Bild der volkswirtschaftlichen Zu- 
sammenhänge stark verzeichnet werden. Bei der genauen Kenntnis aber, die jede Bankbuch- 
haltung über die Einnahmestruktur ihrer Kundenkonten besitzt, ist es möglich, die verschie- 
denen Einnahmearten auszugliedern und das Konto verschiedenen Stufen und Zweigen an- 
teilsmäßig zuzuordnen. Eine weitere Schwierigkeit ist es schließlich noch, daß die bisherigen 
Bankstatistiken dieser Art oft nur einen zweifelhaften systematischen Wert besitzen und sich so, 
wie sie jetzt von jeder Bank nach ihrem eigenen Gutdünken aufgestellt werden, nicht zu- 
sammenfassen lassen. Hier müßte ein grundsätzliches Schema ausgearbeitet werden, das so- 
wohl den Bedürfnissen der Banken selbst wie den Erfordernissen der Staatsführung gerecht wird. 
Die größte Schwierigkeit für eine solche Statistik wird aber darin bestehen, daß die Banken 
alle Statistiken dieser Art aus gutem Grunde als heiligste Geschäftsgeheimnisse hüten. Es wird 
aber sicher möglich sein, eine den Banken vertrauenswürdige Stelle zu finden, die die Sta- 
tistiken der einzelnen Banken zusammenfaßt und erst diese Zusammenfassungen in geeigneter 
Form weitergibt. Vielleicht wird man einen Teil der Ergebnisse dieser Erhebungen aus staats- 
politischen und wehrwirtschaftlichen Gründen überhaupt nicht der Öffentlichkeit zugänglich 
machen können. 


Eine solche Statistik bringt neben ihrer wichtigsten Leistung, der Enthüllung des 
Netzes der volkswirtschaftlichen Zusammenhänge, Anhaltspunkte über die Kredit- 
und Vermögenssituation der einzelnen Wirtschaftszweige. Bei einem Vergleich 
über längere Zeitperioden zeigt sie die Entwicklung des Umsatzes, des Einkommens 
und der Gewinne eines Wirtschaftszweiges, seine besondere konjunkturelle Begün- 
stigung oder Benachteiligung. Sie zeigt den Weg, den eine einmalige Welle ver- 
stärkter Staatsausgaben nimmt und wo sich auf dem Kreditwege neugeschaffene 
Geldmittel letzten Endes als Einkommen und Vermögen ablagern. Man erhält so 
einen Einblick in den gesamten Wachstumsprozeß und Entwicklungsprozeß, den die 
Volkswirtschaft durchmacht. Die Finanzverwaltung kann hieraus wichtige Auf- 
schlüsse in der Frage der Steuerüberwälzung, der Entstehung abschöpfbarer Über- 
schüsse und des günstigsten Einsatzpunktes für eine Besteuerung entnehmen. Ganz 
von selbst decken sich auch die Stellen auf, an denen der volkswirtschaftliche Körper 
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| mit der Außenwelt verwachsen ist. Die Eingänge aus Auslandszahlungen wird man 
bei den einzelnen Wirtschaftszweigen besonders herausstellen. Zahlungen an das 
Ausland werden zwar durch eine solche Statistik nicht systematisch erfaßt, weil sie 
ja nur auf das „Woher“ der Geldeingänge und nicht auf das „Wohin“ abhebt. Hier 
können aber Devisenstellen und Außenhandelsstellen die notwendige Ergänzung 
beschaffen. 

Hat man aber einmal das Grundnetz der wirtschaftlichen Zusammenhänge auf- 
gedeckt, dann lassen sich die für ein vollständiges plastisches Gesamtbild der Volks- 
, wirtschaft wichtigen güterwirtschaftlichen Daten wohl ohne allzu große Mühe ein- 
' fügen. Der volle Wert eines solchen Bildes wird allerdings erst dann zur Geltung 
' kommen, wenn es für mehrere Jahre oder auch Halbjahre vorliegt; denn erst dann 
läßt sich der Lebensprozeß der Volkswirtschaft gleichsam in Zeitrafferaufnahme 
' verfolgen. 


HEINZ WILSDORF: 
Devisenbewirtschaftung in Jugoslawien 


| nier den Staaten Südosteuropas besaß Jugoslawien bisher die geringsten Ein- 

fuhrbeschränkungen. Die Devisengesetzgebung — seit 1936 mit einer wenig 
fühlbaren Einfuhrkontrolle gekoppelt — beschränkte sich im wesentlichen darauf, 
den Devisenhaushalt Jugoslawiens im Gleichgewicht zu halten. Durch die Devisen- 
gesetzgebung ist der Erwerb von „amtlichen“ Devisen und die Zahlung nach dem 
Ausland an die Genehmigung der Nationalbank oder der von ihr bevollmächtigten 
Banken gebunden. Die Abgabe der Devisen erfolgt nach Genehmigung (nach Vor- 
lage der Originalfaktura, Zolldeklaration u. a. Papiere) in der Reihenfolge der An- 
träge und nach Maßgabe des Devisenbestandes. Die Erfassung der durch die Aus- 
fuhr anfallenden Devisen erfolgt durch die Bestimmung, daß die jugoslawischen 
Exporteure einen Teil der ihnen zugehenden Devisen an die Nationalbank abzu- 
liefern haben, während der Rest am gleichen Tage durch die Bank an der Börse 
verkauft werden muß. Da einige ausländische Währungen an der Börse frei notiert 
werden, besteht ein freier Devisenmarkt, auf dem die freien Devisen zur Bezahlung 
eingeführter Waren erworben werden können. 

Der erste Ansatz zu einer aktiven Einflußnahme auf die Außenhandelsgestaltung 
durch den Staat zeigte sich in der erwähnten Einfuhrkontrolle. Durch sie wurde für 
eine Reihe von Einfuhrwaren eine Unterscheidung nach ‚Devisenländern“ und 
„Clearingländern“ vorgenommen. Um die Einfuhr gegen Bezahlung in „freien 
Devisen“ einzudämmen, wurde verfügt, daß vor der Einfuhr von Reis, Erdnüssen, 
Zitronen, Orangen, Bananen, Kaffee, Kork, Koks, Baumwollgarnen und -geweben, 
Kamm- und Streichgarnen, Wollgeweben, Garnen aus Kunstseide, Eisen- und Stahl- 
blech, Nähmaschinen, Radioapparaten, Glühbirnen, Automobilen und elektrischen 
Maschinen aus Staaten, mit denen Jugoslawien kein Olearingabkommen getroffen 
hatte, die Genehmigung der Nationalbank einzuholen ist. Während vorher der Staat 
nur auf die Höhe der Einfuhr Einfluß ausüben konnte, war es ihm nunmehr mög- 
lich, bei diesen Erzeugnissen auch eine Einfuhrlenkung vorzunehmen. Eine wesent- 
liche Aktivität auf diesem Gebiete wurde jedoch nicht entwickelt. Mehrere Jahre 
blieb die jugoslawische Devisengesetzgebung verhältnismäßig stabil, so daß nur 
wenig von staatlichen Maßnahmen auf den jugoslawischen Außenhandel zu ver- 
spüren war. 

Die Entwicklung des jugoslawischen Außenhandels während des Jahres 1938 
führte jedoch dazu, daß die Regierung aus der bisher an den Tag gelegten Reserve 


AR 
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heraustrat. War bis zum Jahre 1937 eine wesentliche Erweiterung des Außenhan- 
delsvolumens — gegenüber dem Krisenjahr 1932 um 23 v.H. — eingetreten, wobei 
gleichzeitig ein wesentlicher Ausfuhrüberschuß — 1937 über eine Milliarde Dinar — 
erzielt wurde, so brachte das vergangene Jahr dem jugoslawischen Außenhandel 
einen starken Rückgang. Die Außenhandelsbilanz der ersten neun Monate zeigte, 
daß gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres nicht nur der jugoslawische 
Export stark zurückgegangen, sondern darüber hinaus durch eine — wenn auch 
geringfügige — Einfuhrsteigerung das Gleichgewicht des jugoslawischen Devisen- 
haushalts gestört war. Die Entwicklung veranlaßte im Laufe des letzten Viertels 
des Jahres 1938 eine Verschärfung der jugoslawischen Devisenvorschriften, die zu- 
sammen mit der Möglichkeit einer erhöhten Ausfuhr aus der 1938er Ernte bewirkte, 
daß die Außenhandelsbilanz des Jahres 1938 für Jugoslawien besser abschnitt, als es 
die Dreivierteljahresbilanz erwarten ließ. Die jugoslawische Ausfuhr 1938 erreichte 
insgesamt einen Wert von 5 047,4 Millionen Dinar; sie lag damit 19,5 v.H. unter 
dem Wert des Vorjahres. Die Einfuhr betrug im Jahre 1938 4975,35 Millionen 
Dinar, wodurch sie sich gegenüber 1937 um 4,9 v.H. vermindert hat. Somit schloß 
das Jahr 1938 für Jugoslawien mit einem Aktivum von 72,1 Millionen Dinar gegen- 
über einem solchen von 1038,6 Millionen Dinar 1937. Nach den amtlichen Ziffern 
verteilte sich der jugoslawische Außenhandel in den Jahren 1938 und 1937 auf die 
Verrechnungs- und Nichtverrechnungsländer folgendermaßen: 


Ausfuhr Einfuhr Saldo 
in Mill. Dinar in v.H. in Mill. Dinar | in v.H. 


Verrechnungsländer: 
1938 3416,3 67,68 3445,0 69,23 — 28,7 
1937 3907,2 62,30 3728,6 71,25 | + 178,6 
Nichtverrechnungsländer: 
1938 1631,41 32,32 1530,3 30,77 + 100,8 
1937 2365,2 37,70 1505,1 28,75 + 860,1 


Diese Zahlen muß man sich vor Augen halten, wenn man die Maßnahmen auf 
dem Gebiet der jugoslawischen Devisengesetzgebung, die seit Ende vorigen Jahres 
ergriffen wurden, betrachtet und deren Auswirkungen beurteilen will. 

Eine Verschärfung der Devisenkontrolle begann bereits Mitte September vorigen Jahres. 
Einmal begann die Nationalbank beim Handel mit englischen Pfund Sterling eine 21/,prozentige 
Provision einzubehalten. Außerdem gab die Nationalbank englische Pfunde an die Devisen- 
banken nur dann ab, wenn ihr durch die Banken alle diejenigen Dokumente vorgelegt wurden, 
die sich auf die mit den englischen Pfunden zu bezahlende Einfuhr bezogen. Wenige Tage 


später begann die Nationalbank die Einfuhrkontrolle aus den Nichtverrechnungsländern auf 


die Preisprüfung auszudehnen. Bei Importen im Werte von über 500 Pfund Sterling 
wurde die Vorlage aller Einfuhrdokumente verlangt. Danach erfolgte im Oktober eine 
Verschärfung der Bestimmungen über die 
landswaren. Die entsprechenden Bestimmungen wurden so gehalten, daß die Nationalbank 


Vorausbezahlung von Aus- 


sich weitere Einfuhrdaten verschaffen konnte. Bei jedem entsprechenden Antrag müssen seit 


dieser Zeit die Einführer Menge und Wert der im Laufe der letzten drei Jahre eingeführten 
Waren, Menge und Wert des bestehenden Lagers dieser Waren, bei Rohwaren den jährlichen 
Normalverbrauch und die bisherigen Bezugsländer dieser Waren angeben. 

Im Laufe des Dezember wurden bei den Devisenbanken die Rechte selbständiger Entscheidun- 
gen weiter eingedämmt. Hiervon wurden auch die gebundenen Dinarforderungen ausländischer 
Gläubiger betroffen. Sowohl für den Ankauf als auch für die Abgabe freier Devisen erließ 


die Nationalbank Bestimmungen, die die Verwendung von Devisen — sowohl der Ausfuhr 


als auch der Schalterdevisen — genau regelte. Außerdem wurden die Banken zu einer Be- 
richterstattung über jedes Devisengeschäft an die Nationalbank verpflichtet. Damit 
sicherte sich die Nationalbank die genaue Kontrolle über die einzelnen Geschäftsvorgänge der 
Importeure und Exporteure auch mit den Nichtverrechnungsländern. 

is zu dieser Zeit hatten die Devisenbanken 25 v. H. der anfallenden Ausfuhirdevisen ‚der 
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Nationalbank anzubieten, während der restliche Teil sowie alle Schalterdevisen auf der Börse 
täglich anzubieten waren. Nunmehr folgte eine weitere Bindung hinsichtlich des Ver- 
wendungszweckes. Weitere 25 v. H. der Ausfuhrdevisen sowie ein Drittel aller Schalter- 
devisen dürfen die Banken an den Inlandsbörsen nur an Einführer von Rohbaum- 
wolle und Rohwolle verkaufen, sofern sie zur Bezahlung von Einfuhren aus Nichtver- 
rechnungsländern verwendet werden sollen. Wichtig ist, daß für diese Rohstoffeinfuhr die 
Devisenabgabe höchstens zum freien Kurse für das englische Pfund, der in den Börsenkurs- 
blättern veröffentlicht wird, erfolgen darf. Die restlichen 50 y. H. Ausfuhrdevisen und zwei 
Drittel Schalterdevisen haben die Devisenbanken einer inländischen Börse zu melden, die dann 
den Ausgleich herzustellen hat. 

Alle diese Maßnahmen sollen dazu dienen, die Ein- und Ausfuhr mit den Nichtverrechnungs- 
ländern im Gleichgewicht zu halten bzw. einen Überschuß an freien Devisen für Jugoslawien 
sicherzustellen, Neben diesen rein devisengesetzgebenden Bestimmungen griff man zu weiteren 
Maßnahmen, um einmal die Einfuhr im gewünschten Sinne auf Verrechnungs- und Nichtver- 
rechnungsländer zu verteilen, zum anderen, um die Ausfuhr in bestimmte Bahnen zu lenken. 

Außer den schon erwähnten 30 Artikeln wurden weitere ı13 unter Einfuhrkontrolle ge- 
stellt. Sofern die Einfuhr der davon betroffenen Erzeugnisse aus Nichtverrechnungsländern 
erfolgen soll, muß eine Genehmigung vorher bei der Nationalbank eingeholt werden. Aus den 
Verrechnungsländern hingegen kann auch die Einfuhr dieser Artikel ohne Genehmigung 
erfolgen. Die Ausfuhr nach Verrechnungsländern hingegen versuchte man einzuengen. Da 
man annahm, die Verrechnungsländer kämen beim Einkauf den Freidevisenländern zuvor, 
verordnete man Ende September vorigen Jahres, daß die Ausfuhr fast sämtlicher bergbaulicher, 
land- und forstwirtschaftlicher Rohstoffe nur noch gegen Bezahlung in baren Devisen zu- 
lässig sei. Auf den in Betracht kommenden Märkten stießen die jugoslawischen Erzeugnisse 
jedoch auf die Konkurrenz der überseeischen Produkte, so daß die Regelung sehr bald wieder 
aufgehoben und nur die Wiederausfuhr verschiedener devisenzehrender Waren nach Verrech- 
nungsländern unter Genehmigungszwang gestellt wurde. Etwa 20 Artikel werden von dieser 
Ausfuhrkontrolle erfaßt. Seit Anfang dieses Jahres versucht man die Ausfuhr nach den Nicht 
verrechnungsländern zu forcieren. Der Finanzminister hat auf Vorschlag des Ministers für 
Handel und Industrie die Nationalbank ermächtigt, beim Ankauf von Devisen, die aus der 
Ausfuhr nach Nichtverrechnungsstaaten anfallen, einen erhöhten Kurs in Anrechnung zu 
bringen. Diese Sonderregelung ist auf Erzeugnisse von etwa 20 Zollpositionen und teilweise 
auch nur auf bestimmte Länder der Nichtverrechnungsstaaten beschränkt. Dieses Aufgeld- 
system durch einen erhöhten Kurs für bestimmte Ausfuhrdevisen kommt einer Exportprämie 


gleich. 

So hat Jugoslawien während des letzten halben Jahres durch Devisengesetzgebung 
sowie durch Ein- und Ausfuhrkontrolle versucht, in stärkerem Maße auf seinen 
Außenhandel einzuwirken. Nach Äußerungen des Gouverneurs der Nationalbank 
muß man damit rechnen, daß im Laufe dieses Jahres noch weitere Verschärfungen 
der Devisenvorschriften eintreten. Gegegebenenfalls wird man auch organisatorisch 
eine Neuregelung vornehmen und durch Schaffung einer eigenen staatlichen De- 
visenstelle die Devisenbewirtschaftung aus dem Bereich der Nationalbank und des 
Finanzministeriums nehmen. Aber auch weiterhin soll anscheinend angestrebt wer- 
den, die jugoslawische Ausfuhr nach Verrechnungsländern — hierzu gehören vor allem 
Deutschland, Polen, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Griechenland, die Türkei, 
Italien — einzudämmen und die nach Nichtverrechnungsländern — vor allem mit 
England, Frankreich, Belgien, Holland, den Vereinigten Staaten von Amerika — 
auszudehnen. 

Mit jedem der wichtigeren der Nichtverrechnungs- bzw. F reidevisenländer besteht 
ein Vertrag, nach dem Jugoslawien einen für den Kapitaldienst ausreichenden Aus- 
fuhrüberschuß haben soll. Auch ist Jugoslawien berechtigt, durch Einfuhrlenkung 
unter bestimmten Rücksichtnahmen einen derartigen Überschuß anzustreben. Trotz- 
dem ist 1938 die jugoslawische Einfuhr aus den Nichtverrechnungsländern gegen- 
über 1937 gestiegen; der Anteil dieser Länder an der Gesamteinfuhr Jugoslawiens 
1938 liegt um 2,2 v.H. höher als im Vorjahre. Die jugoslawische Ausfuhr hingegen 
sank nach den Freidevisenländern trotz aller Bemühungen Jugoslawiens stärker 


als nach den Verrechnungsländern. Wie aus obiger Aufstellung ersichtlich ist, ging 
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der Anteil der Nichtverrechnungsländer an der jugoslawischen Gesamtausfuhr um 
über 5 v. H. von 1937 auf 1938 zurück. Besonders schlecht ist das jugo- 
slawische Außenhandelsverhältnis mit Frankreich und den Vereinigten Staaten von 
Amerika, von denen insbesondere Frankreich, das Jugoslawien einen 20%igen Aus- 
fuhrüberschuß zugestanden hatte, wesentlich mehr nach Jugoslawien lieferte als von 
dort kaufte, obgleich von den Freidevisenländern gerade England und Frankreich 
aus politischen Gründen viel davon sprachen, zur „Errettung Südosteuropas aus 
deutscher Vorherrschaft“ durch erhöhte Abnahme von Waren den südosteuro- 
päischen Ländern zu „helfen“. 

In den westlichen Demokratien — denn um diese handelt es sich im wesentlichen 
bei den Nichtverrechnungsländern — stoßen die jugoslawischen Agrarerzeugnisse 
auf die Konkurrenz von Produkten, die diese Länder aus ihren eigenen Wirt- 
schaftsräumen beziehen müssen. Darüber hinaus müssen sich aber die für die Len- 
kung der jugoslawischen Wirtschaft Verantwortlichen bewußt sein, daß auch wirt- 
schaftslenkerische Maßnahmen eine Eigengesetzlichkeit in sich tragen, die nicht 
übersehen werden darf. Innerhalb seiner Grenzen kann ein Staat unabhängig Pla- 
nungen ohne Rücksicht auf andere Länder nur dann durchführen, wenn sie un- 
berührt von der Außenwirtschaft bleiben. Dies wird dann der Fall sein, wenn der 
Außenhandel für das „planende“ Land nur geringe Bedeutung hat, oder aber 
wenn der Außenhandel dieses Staates solche Bedeutung für ein anderes Land hat, 
daß dieser sich nach jenem richten muß. 

Diese Voraussetzungen sind jedoch für Jugoslawien nicht gegeben. Im Gegen- 
teil ist der Außenhandel — auf der Export- wie auf der Importseite — von solcher 
Bedeutung, daß seine Vernachlässigung zu schweren Erschütterungen der Binnen- 
wirtschaft führen muß. Die Stärkung der Binnenwirtschaft durch Hebung des’ 
Lebensstandards der Landbevölkerung und durch Entwicklung einer eigenen In- 
dustrie kann nur durch die lenkende Hand des Staates geschehen; auf Grund dieser 
Erkenntnis wandte sich Jugoslawien von dem binnen- und außenwirtschaftlichen 
Freihandel ab. Wirtschaftlicher Planung auf einem Gebiet müssen planende Maß- 
nahmen in anderen Sektoren folgen, soll sich der gewünschte Erfolg einstellen. Von 
dieser Gesetzmäßigkeit ist auch ein planvoller Außenhandel nicht ausgenommen. 

Die Ausweitung des Warenaustausches mit Deutschland in den letzten Jahren war 
einmal in wirtschaftlichen Zweckmäßigkeiten begründet; zum anderen aber darin, 
daß Deutschland mit seiner gelenkten Wirtschaft die organisatorischen Voraussetzun- 


gen bot, auf die Besonderheiten und Wünsche der jugoslawischen Wirtschaft ein- 


zugehen. Das erklärt auch, warum die jugoslawischen Maßnahmen zur Hebung sei- 
nes Außenhandels mit den Nichtverrechnungsländern im Jahre 1938 keinen Erfolg 
hatten und warum Jugoslawien statt des vertraglich festgelegten 20%%igen Ausfuhr- 


überschusses mit Frankreich eine um 66,8 Millionen Dinar passive Handelsbilanz 
hat. Bei einer freien Wirtschaft kann der Staat mittelbar oder unmittelbar nur 


„Interventionskäufe‘“ vornehmen, die — soll seine Wirtschaft nicht leiden — sowohl 
nach Menge als auch nach Zeit begrenzt sind und sein müssen. Typisch sind hier- 
für die von England im letzten Jahr in Südosteuropa getätigten Käufe. Die dadurch 
zusätzlich bezogenen Waren sind von diesem Land im allgemeinen nicht in den 
Wirtschaftskreislauf geführt worden, sondern dienten ‘der wehrwirtschaftlichen 
Reservebildung. 

Ein wesentlich anderes Bild zeigen die Vereinbarungen, die zwischen Jugoslawien 
und Deutschland getroffen wurden. Erinnert sei hier nur an die Leitzahlen für die 
Gliederung der jugoslawischen Ausfuhr nach Deutschland (31 v. H. Ackerbauprodukte, 
81 v.H. Vieh- und Viehzuchtprodukte, 29 v.H. industrielle Rohstoffe, 9 v.H. Höl- | 
zer). Es erscheint daher mehr als zweifelhaft, daß Jugoslawien mit der eingeschlage- 
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nen Devisenpolitik in diesem Jahr erfolgreicher als 1938 sein wird. Devisen und auch 
Summen auf Verrechnungskonten sind nur technische Ausdrucksmittel für Wirt- 
schaftsvorgänge, die sich auf Grund bestimmter Voraussetzungen abwickeln. Die 
wirtschaftlichen und organisatorischen Voraussetzungen für einen umfangreichen 
Außenhandel liegen für Jugoslawien bei Großdeutschland. Es ist nicht möglich, 
auf dem Wege über Devisenbestimmungen diese Voraussetzungen wesentlich zu 
ändern; auch in Deutschland ist nicht die Devisengesetzgebung die Grundlage der 
Wirtschaftsbelebung und der Aufnahmefähigkeit für ausländische Waren. Devisen- 
bestimmungen sind nur Teile der Organisation einer planvollen Wirtschaft. 
In diesem Sinne sind auch Kursänderungen keine geeigneten Mittel zur Export- 
lenkung. So wird Jugoslawien weder mit der Kurssteigerung des Sterlings die Aus- 
fuhr nach den ‚Freihandelsländern“ wesentlich steigern, noch durch die Kursfest- 
setzung der deutschen Clearingmark auf 13,80 RM. je 100 Dinar die Ausfuhr nach 
Deutschland wesentlich beeinträchtigen. Die wirtschaftlichen Notwendigkeiten der 
jugoslawischen Wirtschaft werden die Anpassung der Preise an diese Veränderung 
erzwingen, und die Verknüpfung Jugoslawiens mit dem Gebiet Großdeutschlands 
ist zu umfassend, als daß sie durch Maßnahmen der Devisengesetzgebung wesentlich 
beeinträchtigt werden könnte. Wohl läßt sich durch jedes Devisenbewirtschaftungs- 
system eine systematische Lenkung, eine planmäßige Kontrolle und eine kon- 
junkturausgleichende Steuerung der Güterströme erzielen, nie aber kann man mit 
ihr das Problem der Quadratur des Zirkels lösen, d. h., man kann devisenpolitische 
Außenhandelslenkung nie als ein Mittel verwenden, um sämtliche notwendige Ein- 
fuhren ohne Devisen aus Verrechnungsländern zu erwerben (meistens sind es solche, 
die diese Länder selbst gegen Devisen anderswo kaufen müssen, z. B. Baumwoll- und 
Wollgarne), sämtliche Ausfuhren aber möglichst gegen Edeldevisen nach Nicht- 
verrechnungsländern zu tätigen. Um Strukturtatsachen kommt auch die vollendetste 
Devisenbewirtschaftung nicht herum! 


ARNOLD SEIFERT: 


Staatenwirtschaftliche Länderschau (Europa und die rumänische 
Planinitiative) 


m 23, März, also um dieselbe Zeit, in der das tschechoslowakische Staatsgebilde 

auch als Sinnbild der innerlich brüchigen Nachkriegsweltwirtschaft von der 
Bildfläche verschwand, wurde in Bukarest der inzwischen viel erörterte Planver- 
trag zwischen Deutschland und Rumänien geschlossen, der die Idee 
der Staatenwirtschafthandelsvertraglich daserstemal eindeutig 
verkörpert. In ihm kommen Deutschland und Rumänien überein, ihre Wirt- 
schaftsbeziehungen um ein Vielfaches zu verdichten und zu diesem Zwecke ihre 
beiden Volkswirtschaften in einem zunächst fünfjährigen, gemeinsam aufzustellen- 
den und durchzuführenden Wirtschaftsplan aufeinander abzustimmen. Diese Auf- 
einanderabstimmung soll auf deutscher wie auf rumänischer Seite von „oben“ her, 
d.h. durch zentrale staatliche Organe, erfolgen, und ihre gemeinsame Vertretung 
sollen diese noch einzusetzenden staatlichen Lenkungsorgane in den bereits bestehen- 
den Regierungsausschüssen finden, deren Funktionen erweitert werden. Der Schöpfer 
dieses ersten handelsvertraglichen Niederschlages des staatenwirtschaftlichen Prinzips 
ist Ministerialdirektor Heinrich Wohlthai, der vor zwei Jahren im ersten Heft 
der ‚„Staatenwirtschaft“ mit seinem Aufsatz über die „Staatliche Lenkung der 
Außenwirtschaft“ unserer Arbeit Geleit, Förderung und Ermutigung gab. 
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Not und Tugend der staatlichen Lenkung 

Der Vertrag ist der bisher größte planmäßige Versuch, aus der Not der in der 
Krisenzeit von den Staatsführungen zumeist widerwillig übernommenen Reglemen- 
tierungspflicht die Tugend einer konstruktiven zwischenstaatlichen Wirt- 
schaftsplanung zu machen. Das wesensmäßig Neue an ihm ist offenbar nicht 
die von beiden Partnern geforderte hohe Anpassungsbereitschaft, die ohne Zwei- 
fel auf rumänischer Seite, auf der die Vertragsbestimmungen die Totalität der 
Wirtschaftsstruktur anpacken und gestalten sollen, wesentlich höher und entschei- 
dender sein muß als auf deutscher. Das ist normal und nur ein Ausdruck 
des verschiedenen Entwicklungsstandes der beiden Volkswirtschaften, von denen 
die unentwickeltere eben nur 3% der Ausfuhr der anderen abnimmt, dieser 
Posten jedoch für sie schon 38% dessen ist, was sie überhaupt vom Ausland kauft. 
Die Verschiedenheit des Entwicklungsstandes macht ja erst das Tauschgefälle mög- 
lich, und schließlich bedeutet jeder Handel Aufgabe von Teilen der eigenen 
Unabhängigkeit. Diese Aufgabe der völligen Unabhängigkeit hat ihre größten Bei- 
spiele im Zeitalter der von England bestimmten „internationalen Arbeitsteilung” ge- 
funden; Beispiele, bei denen sich die beiderseitigen Interessen meist nicht im ent- 
ferntesten so eindeutig deckten wie im deutsch-rumänischen Falle, in dem Deutsch- 
land nicht den Monokultur-Charakter zu verstärken, sondern gerade die Vermannig- 
fachung der Struktur der rumänischen Volkswirtschaft zu fördern unternimmt. 

Nein, neu ist an dem Vertrag, daß die gegenseitige Bindung der Partner nicht 
mehr in der ungeregelten, das Ganze der wirtschaftlichen Lebensinteressen nicht 
sehenden privatkapitalistischen Form erfolgt, sondern gelenkt von staatlichen 
Organen, dienach totalitätsbezogenen objektivenMaßstäbenhan- 
deln und entscheiden, daß also diese Bindung güter- und krediti- 
wirtschaftlich auf Grundlagen gestellt wird, die mit Ursprung, 
Wesen und Ziel des liberalen Wirtschaftsverkehrs nichts mehr 
gemein haben. 


Überwindung des Verrechnungssystems durch staatenwirtschaftlichen Kapitalverkehr 
Wir veröffentlichen den Wortlaut des Vertrages auf S. 400. Aus ihm geht hervor, 
daß Deutschland die Durchführung des Fünfjahresplanes auch auf dem Kreditwege 
fördern wird. Artikel IV, Satz 2 lautet: „Die Regierungsausschüsse können verein- 
baren, daß ein Prozentsatz des Erlöses der ... Warenlieferungen für Kapitalbeteili- 
gungen und für Finanzierungen ... verwendet wird.“ Die Regierungsausschüsse 
sollen also darüber bestimmen, ob auf den deutsch-rumänischen Verrechnungs- 
konten, auf denen der Zahlungsausgleich des beiderseitigen Handels abgewickelt 
wird, ein Teil der Gegenwerte für deutsche Warenlieferungen an Rumänien zum 
Zwecke der Beteiligung deutschen Kapitals an rumänischen Unternehmungen ab- 
gezweigt werden darf. Um die ganze Tragweite dieser entscheidenden Bestimmung 
zu begreifen, ist es nötig, sich mit dem System des bisherigen deutsch-rumänischen 
Verrechnungsverkehrs vertraut zu machen. | 
Im Vordergrund des deutsch-rumänischen Handels steht seit 1933 unverrückbar 
das deutsche Versorgungsinteresse. Seit sich seit ıg3ı die deutsche Zah- 
lungsbilanzlage so verschlechterte, daß Deutschland seinen Bedarf an Lebensmitteln 
und agrarischen und mineralischen Rohstoffen nicht mehr in denjenigen — meist 
überseeischen — Ländern decken konnte, die nicht gewillt waren, als Gegenwert 
entsprechende Mengen deutscher Waren abzunehmen, sondern Zahlung in freien 
Devisen oder gar Abdeckung der deutschen Auslandsschulden beanspruchten, hat 
Deutschland einen großen Teil dieser Bezüge nach dem europäischen Südosten, vor 
allem auch nach Rumänien verlagert, wo es weder verschuldet war, noch sonst mit 
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einer Verweigerung der deutschen Ware zu rechnen brauchte. Somit kam der An- 
stoß zur Ausweitung auch des deutsch-rumänischen Handels von diesem deutschen 
Einfuhrbedarf her, der sich strukturell durch die Verlagerung, „konjunkturell“ 
durch die innere deutsche Wirtschaftsentwicklung ständig erhöhte. Tatsächlich 
nahm Deutschland immer erst große Mengen agrarischer und mineralischer 
Produkte von Rumänien ab, bevor Rumänien für den Gegenwert deutsche 
Waren kaufte. Rechnungsmäßig sind dadurch oft Schwierigkeiten eingetreten, 
denn da sich die beiden Handelsbilanzen nach dem Wesen des Verrechnungs- 
systems immer auf der Basis ı:ı ausgleichen mußten, richtete sich die Möglichkeit 
der Ausfuhr deutscher Waren nach der Aufnahmefähigkeit des rumänischen Mark- 
tes, und diese konnte erst allmählich — vor allem erst unter der günstigen Einwir- 


kung der guten Preise, die Deutschland für die rumänischen Produkte zahlte — 


hinreichend anwachsen. Unter diesen Verhältnissen sind immer wieder große 
„Glearingrückstände“ entstanden, d.h. Markguthaben rumänischer Ausfuhrhändler, 
für die rumänische Einfuhrhändler keine ausreichende Verwendung hatten, weil die 
Nachfrage nach deutschen Waren auf dem rumänischen Markt zunächst noch 
kleiner als die Guthaben auf Grund der großen deutschen Käufe war. Die Rück- 
stände sind dann, soweit die wachsende Aufnahmefähigkeit des rumänischen Mark- 
tes sie nicht periodisch aufsaugte, durch größere rumänische Staatsaufträge aus- 
geglichen worden. 

Wenn nunmehr aber nach Artikel IV des neuen Vertrages gewisse deutsche 
Lieferungen, die als Sachkapital Eingang in neue rumänische Unternehmungen 
finden, als deutsche Kapitalbeteiligungen stehenbleiben sollen, anstatt daß mit ihrem 
Gegenwert die rumänischen Ausfuhrhändler für ihre Lieferungen nach Deutschland 
bezahlt werden, so muß an sich der Clearingrückstand zugunsten Rumäniens um 
diese nach der Absicht des Vertrages sehr beträchtlichen Beträge wachsen. Eine 
solche Entwicklung wäre in jeder Hinsicht unerwünscht, denn je höher der Rück- 
stand, desto schwerer können die rumänischen Ausfuhrhändler ihre Ausfuhren nach 
Deutschland in Lei realisieren, bzw. um so höhere Diskontsätze müssen sie beim 
Abstoßen von Marktguthaben zahlen, um so höher aber werden sie dann auch von 
vornherein ihre Preise bemessen. Die Bevorschussung der Markguthaben durch den 
rumänischen Staat, die dieser bisher schon vorgenommen hat, würde immer größer 
werden, und die letztlich nur aus Steuermitteln mögliche Abdeckung durch Staats- 
aufträge großen Stils in Deutschland, die noch neben den Sachkapitalzufuhren 
stehen müßte, würde zu einer Ausgabenwirtschaft führen, die eine nicht ungefähr- 
liche Kreditausweitung innerhalb der rumänischen Volkswirtschaft mit sich brächte, 
den Kurs der Verrechnungsmark ungünstig beeinflussen müßte und im ganzen nicht 
nur dem Sinn des kollektiven Wirtschaftsplanes, sondern auch dem Wortlaut des 
Vertrages widersprechen würde, in dessen Artikel I es ausdrücklich heißt, daß ‚‚der 
Ausgleich des gegenseitigen Wirtschaftsverkehrs grundsätzlich erhalten bleiben soll”. 

Um diese Entwicklung zu vermeiden — und um damit den Plan überhaupt erst 
möglich zu machen —, begibt sich der neue Vertrag vollständig auf staatenwirt- 
schaftliches Neuland. Er beauftragt nämlich, wie bereits hervorgehoben, die Regie- 
rungsausschüsse damit, im einzelnen darüber zu bestimmen, wann. und für 
welche Einfuhren deutscher Waren solche Abzweigungen von den Verrechnungs- 
konten vorgenommen werden dürfen. Die Regierungsausschüsse sind staat- 
liche Organe; sie haben auf deutscher wie auf rumänischer Seite, was die beider- 
seitigen Beziehungen anlangt, weitreichende Vollmachten. Sie sollen den. Wirt- 
schaftsorganisationen und Firmen, die mit der Vorbereitung der neuen Plan- 
vorhaben befaßt werden, die erforderliche Unterstützung gewähren und die notwen- 
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digen Genehmigungen erteilen. Sie tagen zusammen und — wie zu vermuten ist — 
künftig wohl fast in Permanenz. Sie sind also staatenwirtschaftliche 
Vollzugsorgane, die darüber zu bestimmen haben, ob eine deutsche Sach- 
kapitalbeteiligung erfolgen soll oder nicht. Sie müssen vor allen Dingen klar ent- 
scheiden, ob eine bestimmte Lieferung einer deutschen Firma an ein rumänisches 
Unternehmen (von, sagen wir, Textilmaschinen) auch ohne den Plan erfolgt sein 
würde (so daß also auch die Zahlung im Rahmen des allgemeinen Verrechnungsaus- 
gleichs nach Deutschland geleistet werden muß) oder aber, ob eine Maschinen-, 
Geräte-, Verkehrsanlagen-Einfuhr usw. aus Deutschland eine zusätzliche Liefe- 
rung unter dem Plan ist, die als Kapitalbeteiligung stehenblei- 
ben kann, ohne den Ausgleich desnormalen gegenseitigen Handels 
zu gefährden. 

Diese Bestimmung offenbart den weltwirtschaftlich konstruktiven Sinn des ganzen 
Unternehmens. Sie sprengt den starren Rahmen des Verrechnungs- 
systems, und sie straft diejenigen Lügen, die von Bilateralismus, Devisenbewirt- 
schaftung und Außenhandelskontrolle behauptet haben, daß sie eine elastische Wieder- 
ausdehnung des zwischenstaatlichen Handelsverkehrs unmöglich machen. Sie deutet 
an, daß aus dem Gestrüpp der sich widersprechenden staatlichen Eingriffe der 
Krisenzeit, in deren Angesicht der Kaufmann fassungslos nach einem bedingungs- 
losen Zurück verlangte, eine dauerhafte neue Wirtschaftsform wachsen kann. Ohne 
Devisenbewirtschaftung, Verrechnungsverkehr und staatliche Lenkung aufzugeben, 
wurde gerade mit diesen inzwischen zu Strukturbestandteilen gewordenen Formen 
des Wirtschaftslebens eine neue Methode des internationalen Kapital- 
verkehrs geschaffen. 


Altes und neues Auslandskapital in Rumänien 

Kein anderes Land hätte für diesen Wandel besseres Beispiel sein können als 
Rumänien. Das nach dem Weltkrieg neugestaltete Land hat alle Nachkriegsphasen 
der Entwicklung des Weltkapitalverkehrs miterlebt und mitdurchlitten. Es hat 
nach der gebietsmäßigen Neuordnung die Periode der Auslandsanleihen und Aus- 
landskapitalbeteiligungen alten Stils durchgemacht. In ihr waren die Anleihen 
„politisch“ im alten Stil, d.h. die emittierenden Banken gaben teueres Geld gegen 
Garantien ihrer eigenen Regierungen, nicht aber zur Entfaltung der Handels- 
beziehungen ihrer Länder mit Rumänien, die allein einen wirtschaftlich vernünfti- 
gen Zinsen- und Tilgungsdienst tragbar gemacht hätten. Bei den Industriebeteiligun- 
gen aber bemächtigte man sich der bequemsten und sichersten Ausbeutungsobjekte 
unter den reichen rumänischen Möglichkeiten. Rumänien hat sich damals bereits 
gegen diese ungesunde Form des Kapitalzustroms — im ganzen allerdings noch 
vergeblich — gewehrt. Die Erdölgesetzgebung von 1924, die den rumänischen 
Staat zum alleinigen Eigentümer dieser Bodenschätze machte, ist ein Beispiel. Erst 
die große Krise aber erzwang das Ende dieses Zustandes, der das wirtschaftliche 
Schicksal Rumäniens ohne jede echte güterwirtschaftliche Bindung von der Speku- 
lation westlichen Finanzkapitals abhängig machte. Nach der Panik der Krise folgte 
die Zeit der vollständigen Absperrung von jeglicher neuer Kapitalzufuhr aus dem 
Ausland, die Zeit des Versuchs der Errichtung einer ‚„Finanzautarkie“ als Ausfluß 
eines tiefen Mißtrauens gegen das kapitalistische Weltfinanzsystem, das — wie wir 
alle wissen — sämtlichen Weltschuldnerländern gemeinsam ist. Nunmehr aber wird 
Rumänien neues Kapital unter gänzlich veränderten Voraussetzungen in beträcht- 
licher Menge — an Vorläufern (die unter der Beteiligung der I.G. Farbenindustrie 
AG. 1934 gegründete rumänische Soja-AG., u. a.) hat es nicht gefehlt — neu 
aufnehmen. 
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Was unterscheidet die neue rumänische Initiative von allen früheren Auslands- 
kapitalaufnahmen? Wie hervorgehoben, waren die Beteiligungen der zwanziger 
Jahre eine Angelegenheit amerikanischen, französischen und englischen Finanz- 
kapitals, dem es auf die Rente oder auf außerwirtschaftliche Erfolge ankam, hinter 
der jedenfalls kein echtes Interesse an der Entwicklung des beiderseitigen Güterver- 
kehrs stand, das sich in guten und in schlechten Zeiten hätte bewähren können. 
Z. B. waren die an der rumänischen Erdölindustrie beteiligten ausländischen Unter- 
nehmen rein profitwirtschaftlich orientiert, d.h. sie verkauften ihre Produktion 
dorthin, wo sie die besten Preise dafür erzielten, und das Interesse am rumänischen 
Standort des Kapitals beschränkte sich darauf, daß von dort die Dividenden zu 
fließen hatten. Im Gegensatz dazu spielt für Deutschland der Kapitalgewinn an 
den Beteiligungen in Rumänien eine in jeder Beziehung untergeordnete Rolle. Die 
deutsche Kapitalbeteiligung erfolgt nicht um des Kapitales wil- 
len, auchnicht um desaus dem Sachkapitalexportentspringenden 
Nutzens, sondern sie it ganz ausschlaggebend an dem deutschen Ver- 
sorgungsinteresse und damit am sichersten und elementarsten 
Beweggrund des Handelsverkehrs der Menschheit überhaupt 
orientiert! Daher hat Deutschland auch ein echtes und ehrliches Interesse am 
Gedeihen seines Handelspartners, und in diesem Sinne ist das deutsche Kapital in 
Rumänien Erschließungskapital im besten Sinne des Wortes. Es will einfuhr- und 
ausfuhrpolitisch eine möglichst mannigfach gegliederte rumänische Volkswirtschaft 
aufbauen helfen, weil es güterwirtschaftlich enge Verflechtung mit ihr 
sucht! Nichts kann überzeugender als dies zugleich auch den unsinnigen Vorwurf 
aus dem Felde räumen, Deutschland habe Rumänien „in der Hand“, weil es jeder- 
zeit durch eine Verlagerung des rumänischen Anteils an der deutschen Gesamtein- 
fuhr von Rumänien „abspringen“ und es damit unter Druck setzen könne. Die An- 
wesenheit deutschen Unternehmerkapitals auf rumänischem Boden und Hand in 
Hand mit rumänischem Kapital kann besser als alles andere erweisen, wie ernst es 
Deuischland um eine dauerhafte Verflechtung zu tun ist. 


Totalitäre Wirtschaftsführung als Voraussetzung 

Daß ein solcher Vorstoß in staatenwirtschaftliches Neuland, der — wenn er ge- 
lingt — beispielgebend für einen Weltkapitalverkehr der Zukunft werden kann, 
nicht von heute auf morgen einsetzen kann, liegt auf der Hand, und es läßt sich 
leicht zeigen, daß der neue Vertrag aus dem aus der Krise geborenen staatenwirt- 
schaftlichen Entwicklungsgesetz erwachsen ist. Der Fünfjahresplan setzt auf beiden 
Seiten eine starke Autorität des Staates, eine straff zentralisierte innere Wirtschafts- 
führung und eine lückenlos vom Staat gelenkte Außenhandelswirtschaft voraus. In 
dieser Beziehung konnte das verflossene Jahrfünft die beiden beteiligten Volkswirt- 
schaften kaum besser auf das neue Unternehmen vorbereiten. Was den eigentlichen 
Austausch von Gütern, Leistungen und Erfahrungen anlangt, so ist es von nicht zu 
unterschätzendem Vorteil, daß die letzten Jahre darin schon zu einer gewissen 
Planpraxis geführt haben. Im „Pester Lloyd“ fand sich unlängst, und zwar noch 
ohne Bezug auf den neuen Vertrag, folgende kurze Meldung, die charakteristisch 
für die Selbstverständlichkeit ist, mit der heute schon von staatlichen Organen ver- 
schiedener Nationalität auf gemeinsamem Felde praktische Wirtschaftslenkung be- 
trieben wird: 

„Der Anbau von Textilpflanzen und Ölsaaten in Rumänien. 


Unser Balkankorrespondent schreibt uns: Der rumänische Landwirtschaftsminister und 
das amtliche Textilbüro haben Richtlinien erlassen, die sich auf die Erhöhung des An- 
baues von guten Sorten von Flachs, Hanf und Baumwolle beziehen. Die Verteilung von 
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Saaten erfolgt direkt durch das Textilbüro. Bei der Verteilung werden Landwirte bevor- 
zugt, die ihr Gelände im Herbst vorbereitet haben und beim Düngen sorgfältig vor 
gegangen sind. Es wird eine Überwachung der Aussaat vorgenommen werden, insbeson- 
dere von Baumwolle, die in diesem Jahre in größerem Maße gepflanzt werden soll. In 
einzelnen Gegenden gelangt diese Kultur in diesem Jahre zum ersten Male zur Einfüh- 
rung. Die Möglichkeit der höheren Aussaat von Ölsamen wurde vom Generalsekretär 
des Landwirtschaftsministeriums Saulescoo mit dem deutschen Landwirtschaftsattache 
Krautle eingehend besprochen.“ 


Zahlungs- und kreditwirtschaftlich ist die Existenz der Devisenbewirtschaftung und 
des Systems zwischenstaatlicher Verrechnung von außerordentlichem Wert für die 
Kontrolle der wirtschaftlichen Bewegungen und — wie wir sahen — für ihre Unter- 
scheidung in solche, die dem laufenden Handelsverkehr angehören, und solche, 
die zusätzliche staatliche Planinitiative in sich tragen. Lenkungsorganı- 
satorisch schließlich ist es wichtig, daß die nunmehr mit weit umfassenderen Funk- 
tionen ausgestatteten Regierungsausschüsse schon seit mehreren Jahren 
bestehen und entsprechende Erfahrungen gesammelt haben. Deutscherseits ist in- 
zwischen zur Durchführung der Aufgaben, die dem Regierungsausschuß übertragen 
sind, eine besondere Geschäftsstelle beim Reichswirtschaftsministerium er- 
richtet worden, die von dem Vertreter des Reichswirtschaftsministeriums in diesem 
Ausschuß geleitet wird. Die Geschäftsstelle hat nach den Weisungen des Regie- 
rungsausschusses und im Benehmen mit den zuständigen Reichsstellen und 
Wirtschaftsorganisationen für die einheitliche Planung der verschiedenen 
Geschäftsvorhaben zu sorgen und die im Rahmen des Wirtschaftsplanes tätig wer- 
denden deutschen Firmen zu betreuen. Um die Zusammenarbeit zwischen dem 
Regierungsausschuß und der deutschen Wirtschaft zu erleichtern, wird von den 
Reichsgruppen Industrie, Handel und Banken außerdem ein Industrie- und Han- 
delsausschuß für Rumänien gebildet. Für die Zuständigkeit des Reichministeriums 
für Ernährung und Landwirtschaft gehörenden Aufgaben ist vorläufig 
ein kleinerer Unterausschuß bei diesem Ministerium gebildet worden, dem u.a. 
die Leiter der Hauptabteilung II (Produktion) und III (Marktregelung) des Reichs- 
nährstandes angehören. Der Unterausschuß wird nach Bedarf weitere Sachverstän- 
dige beteiligen und vorhandene landwirtschaftliche Organisationen und wissenschaft- 
liche Institute zur Mitarbeit heranziehen. 


ns gegen profitwirtschaftliche Überfremdung als Ursprung staatlicher 
enkung 


Es wird nun allerdings im feindseligen Ausland gern behauptet, daß es gerade 
das deutsche Verrechnungssystem sei, das den Südostländern und also auch Rumä- 
nien Devisenbewirtschaftung, Verrechnungsverkehr und Bilateralismus aufgezwungen 
habe. Würde man sich etwas genauer mit dem Ursprung der neuen Handelsmetho- 
den befassen, so käme man wohl kaum in die Versuchung, derartigen Unsinn von 
sich zu geben. Zunächst fielen in den Südostländern durch die am Ende des Welt- 
krieges innerhalb der neuen Grenzen nötig werdende ‚„Volkswirtschaftsbildung‘‘ dem 
Staat in Ermangelung eines privaten heimischen Unternehmertums von vornherein 
ungewöhnlich große Aufgaben der praktischen Wirtschaftsgestaltung zu. Dann. aber 
hat in erster Linie der Widerstand gegen die Kapitalüberfremdung die Stellung des 
Staates gestärkt, denn der Staat war es, der mit seinen Schutzmaßnahmen gegen 
diese Überfremdung zugleich die nationalen Produktivkräfte sichern und da- 
mit wachsend auch die Pflicht zur Führung und Lenkung der weiteren Entwick- 
lung übernehmen mußte. Dieser Widerstand, aus dem heraus es schließlich 
auch zu devisenwirtschaftlichen Maßnahmen kam, begann in Rumänien — 
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wie wir sahen — schon 1924. Später aber, als die Krise Rumänien ‚jede 
Möglichkeit genommen hatte, seinen Anleiheverpflichtungen den Gläubigerstaa- 
ten gegenüber nachzukommen, und als es längst die ersten Reglementierungen 
des äußeren Zahlungsverkehrs vorgenommen hatte, besaß Deutschland in Bukarest 
noch immer ein beträchtliches Clearingguthaben zu seinen Gunsten, weil es 
damals (1932/33) immer noch mehr lieferte, als es von Rumänien bezog. Aller- 
dings hat sich Deutschland in der Folgezeit — im Gegensatz zu den Gläubiger- 
mächten — gegen eine Zahlung mit rumänischen Waren nicht gesträubt und dann 
seinerseits den Handel durch seine großen Käufe bis zu seinem heutigen Stan, 
ausgedehnt. h 

Heute gefährdet im Gegenteil nur noch das Rumänien von England aufgezwun- 
__ gene „Loch“ in seiner Devisenbewirtschaftung die rumänische Wirtschaft und 
Währung. England hat im Interesse der teilweisen Aufrechterhaltung des Dienstes 
seiner seinerzeit zu einem Kurse von 70—75 ausgegebenen, 71/3 yigen „Wucher- 
anleihen“ mit Rumänien vereinbart, daß es einen freien Handel mit Devisenquoten 
aus dem rumänischen Englandgeschäft zuläßt. Damit aber ist eine wirksame Kon- 
trolle der rumänischen Kapitalflucht unmöglich gemacht worden, und mit der 
wachsenden Straffung der rumänischen Wirtschaft unter dem autoritären Regime 
wurde dieser Zustand so unhaltbar, daß sich die rumänische Regierung Anfang 
Februar genötigt sah, außerordentliche Maßnahmen zur Verteidigung der Währung 
zu ergreifen und u. a. den freien Handel mit den Devisenquoten unter die Kon- 
trolle der Nationalbank zu stellen. Hier zeigt sich also, daß die Nachteile der alten 
Auslandsverschuldung dazu anregen, die Wirksamkeit der neuen totalitären Wirt- 
schaftsinstrumente zu erhöhen. 


Die Vorbereitung der autoritären Wirtschaftsorganisation in Rumänien 

Soweit die politische Entwicklung Rumäniens vom Wirtschaftsleben her beein- 
flußt worden ist, sind es ohne’ Zweifel in erster Linie diese Erfahrungen gewesen, 
die Rumänien zum autoritären Regime und damit wiederum auch zu einer Ver- 
stärkung der staatlichen Einflußnahme auf die Wirtschaft geführt haben. Die 
Ereignisse um die Jahreswende 1937/38, über die Heinz Wilsdorf in seinem 
Aufsatz über „Wirtschaftsplanung und Außenhandelslenkung im autoritären Rumä- 
nien‘“ im Juliheft ı938 berichtete, haben inzwischen unter dem sehr rührigen 
Finanzminister und Gouverneur der rumänischen Nationalbank, Constanti- 
nescu, zu einer tiefgreifenden Reform im wirtschaftspolitischen Beamtenkörper 
und zu einer Neugliederung aller Wirtschaftsbehörden geführt. Eine vollständige 
Neuorganisation des Wirtschaftsministeriums hat die Voraussetzung für eine 
energische und planmäßige Inangriffnahme der Aufgaben des Fünfjahresplanes 
schon geschaffen, bevor die Übereinstimmung der deutschen Pläne mit den ru- 
mänischen Absichten bekannt wurde. Die nach dem Tode Miron Christeas um- 
gebildete Regierung hat jedenfalls lange vor der Abreise der deutschen Delegation 
nach Bukarest den Gedanken eines Fünfjahresplanes öffentlich erwogen und teil- 
weise bereits praktisch in dieser Richtung gearbeitet. Schon im Februar ist eine 
Nationale Maisschlacht nach dem Muster der italienischen Bataglia del grano pro- 
klamiert worden, und am ı. März legte die von Constantinescu ins Leben gerufene 
„Staatliche Verwaltung der Minen-Prospektierung und -Explorierung ACEX einen 
Fünfjahresplan für die Erdölwirtschaft vor, während am ı4. März dem Statthalter 
der Provinz Buceci ein Fünfjahresplan zur Entwicklung des Bezirks Prahova geneh- 
migt wurde, der als Vorbild einer autoritär geleiteten Wirtschaftspolitik für ent- 
sprechende Pläne in anderen Provinzen verwandt werden soll. Alles das deutet 
erfreulich darauf hin, daß die organisatorischen Voraussetzungen für den Plan 
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in Rumänien heute bereits wesentlich besser sind, als man unter dem Eindruck der 
zum Teil recht „merkwürdigen“ und unsicheren Praxis des rumänischen Geschäfts- 
lebens noch vor nicht allzu langer Zeit zu vermuten genötigt war. 


England und die Demonstration eines europäischen Wirtschaftsstils 


Der Vertrag kann ein Stück Praxis der neu sich formenden Wirtschaft der Staaten 
der Welt werden. Allein deshalb verdient er Aufmerksamkeit und Unterstützung 
aller derer, die in dieser Beziehung eine europäische Verpflichtung in 
sich spüren, und zwar auch dann, wenn sie jenseits der Grenzen der beteiligten. 
beiden Länder leben. Die Woge des Unverstandes, die sich in den letzten Wochen 
von dort her über das Unternehmen ergossen hat, darf uns daher an dem grund- 
sätzlichen Wert dieser Demonstration eines neuen europäischen Wirt- 
schaftsstiles nicht irre werden lassen. Aus solchem Unverstand erweist sich 
gerade, daß heute nahezu jedes Gefühl für die oben dargelegte Entwicklungsgesetz- 
lichkeit der Ereignisse verlorengegangen ist. Um so mehr bedarf es einer im besten 
Sinne wissenschaftlichen Schar derer, die mit Abstand und Besonnenheit das 
Zwangsläufige und — mit dem Blick auf die wirtschaftliche Zukunft Europas — 
auch Sinnvolle des neuen Geschehens zu erkennen bestrebt sind. 


Artikel I des Vertrages stellt fest, daß der Wirtschaftsplan ‚den Notwendigkeiten 
des rumänischen Wirtschaftsverkehrs mit anderen Ländern Rechnung tragen“ soll, 
und verschiedene rumänische Minister haben dies inzwischen dahin ergänzt, daß 
Rumänien auch anderen Ländern gegenüber bereit sei, ähnliche Entwicklungspläne 
zu vereinbaren. Mitte April ist nun unter Sir Frederick Leith-Roß eine britische 
Delegation zum Zwecke von Wirtschaftsverhandlungen nach Bukarest gefahren, und 
es hat sich schon herausgestellt, daß die Engländer ganz im alten Stile „politische“ 
Anleihen ohne gegenseitige güterwirtschaftliche Bindungen unterbringen und, was 
die bereits bestehenden Beteiligungen englischen Privatkapitals anlangt, mit einigen 
neuen Zugaben die alte „Rente retten“ wollen. Daß zwischen Rumänien einerseits 
und England einschließlich des Ottawasystems andererseits so gut wie keine struktu- 
rellen Ergänzungsmöglichkeiten bestehen und daß im englisch-rumänischen Verhält- 
nis das englische Versorgungsinteresse keine Rolle spielt, — darüber ist in den letz- 
ten Wochen anderweit ausführlich geschrieben worden. Aber das Ganze ist eben 
auch eine Frage der Wirtschaftsorganisation und des Wirtschaftsstils. Die englische 
Volkswirtschaft lebt — obgleich sie bereits sehr zahlreiche planmäßige Staatsein- 
griffe aufweist — im Grundsatz noch immer nach den Vorstellungen, die das eng- 
lische Unternehmertum von Profit und Bereicherung hat, und man muß sich daher 
vor allem fragen, ob in ihr der Staat überhaupt diejenige Autorität besitzt, die nötig 
ist, um die einzelnen Unternehmer in ein solches zwischenstaatliches Lenkungssystem 
einzuordnen. Man muß das heute noch verneinen. Erst in manchen jungen eng- 
lischen Kreisen wird man sich bewußt, daß die neue Zeit auch von England einen 
neuen wirtschafts- und handelspolitischen Stil fordert. Etwas Derartiges kündigt sich 
z. B. in den Forderungen an, die der in der ‚„Staatenwirtschaft‘“ schon öfter zi- 
tierte planwirtschaftliche Forschungskreis PEP (Political and Economic Planning) 
in seiner Zeitschrift Planning am ı8. April an die englische Handelspolitik richtete: 


A. Maßnahmen in Verbindung mit der regierungsseitigen 
Handelspolitik 


„ı. Überprüfung des augenblicklichen Systems der britischen Handelsverträge 
(einschl. Industrieabkommen, das Quotensystem für die Kolonien und der Empire- 
präferenzen) unter dem Gesichtspunkt der Vereinbarkeit dieser Verträge mit 
den neuen Notwendigkeiten der Wirtschaftspolitik. 
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2. Neue Verhandlungen über bilaterale Abkommen zur Durchsetzung stärke- 
= a, unter Hervorhebung der Bedeutung der großen britischen 

äufe. 

3. Größere Ausnutzung der Zahlungs- und Verrechnungsabkommen für den 
gleichen Zweck. 

4. Überprüfung der gegenwärtigen amtlichen Auslegung und Anwendung 
des Begriffs der unbedingten Meistbegünstigung. 


B. Maßnahmen zur Verbesserung der Handelstechnik 


ı. Verbesserung der Leistungsfähigkeit des Ein- und Ausfuhrhandels durch 
Bildung von zentralen Einkaufs- und Absatzorganisalionen und von privaten Kon- 
sortien, durch Zusammenlegung von Vertreterstäben im Ausland usw. 

2. Erweiterung der Produktionskontrolle einzelner Waren unter den Roh- 
stoff- und Lebensmittelerzeugern, wobei Vorkehrungen zu treffen sind, daß sich 
die Kontrollsysteme dem öffentlichen Interesse und vor allem dem Staat unter- 
ordnen, der dafür verantwortlich ist, daß sich Käufer- und Verbraucher- 
interessen die Waage halten. 

3. Einleitung von Verhandlungen über zwischenstaatliche Vereinbarungen zur 
Regelung des Absatzes von leicht verderblichen und von Saisonprodukten. 

4. Staatlich organisierte Verbesserung der Graduierung, Standardisierung, Ver- 
packung, Versendung und Verteilung von Lebensmitteln. 

5. Bildung von Handelsgesellschaften, die auf den internalionalen Produkten- 
märkten Warenposten „aus schwachen Händen“ aufkaufen und unterbringen. 

6. Abschluß von Kartellen zur Sicherung des Exportabsatzes von industriellen 
Fertigwaren. 


C. Maßnahmen in Verbindung mit der Finanzierung des 
Außenhandels 


ı. Finanzhilfe durch Gold- und Devisenanleihen zur Fundierung eingefro- 
rener Schulden zum Zwecke der Erleichterung einer Wiederanpassung der Wäh- 
rungen und eines Abbaues der Revisenrestriklionen. 

2. Finanzhilfe durch Anleihen und mittelfristige Kredite zur Slimulierung 
des Sachkapitalexporis und zur Erleichterung einer besseren Verteilung der 
industriellen Rohstoffe. 

3. Erweiterung der Exportkredit- und der Transferrisikoversicherung. 


D. Aus- und Einfuhr-Prämien 


ı. Prämienfond für die Ausfuhrindustrien, der von ihnen selbst aus einer 
Abgabe auf ihre Inlandsverkäufe gespeist wird. 

2. Prämienfond für die Ausfuhrindustrien, der aus einer Abgabe auf den 
ganzen Inlandsabsatz aller Industrien gespeist wird. 

3. Prämienfond für die Ausfuhrindustrien, der direkt oder indirekt aus Schatz- 
amtsmitteln gespeist wird. 

h. Regierungskäufe von Kriegsvorräten oder Rüstungsrohstoffen in Ausfuhr- 
überschußländern, bei denen wirtschaftliche Unterstützung angezeigt ist. 

5. Regierungsseitige finanzielle Unterstützung der Einfuhrhandelsorganisatio- 
nen, der Verteilergruppen und der industriellen Rohstoffverbraucher, damıl diese 
ähnliche Großkäufe tätigen können. 


Hier werden lenkungswirtschaftliche Methoden empfohlen, die — wenn sie zur 
Anwendung kommen — zwangsläufig eine totalitäre Wirtschaftsführung nach 
sich ziehen müssen. Eine solche aber würde ebenso zwangsläufig die Bereicherungs- 
idee durch die Idee der nationalen und sozialen Sicherung ersetzen, und erst dann 
dürften die Voraussetzungen für eine Beteiligung der britischen Volkswirtschaft 
an staatenwirtschaftlichen Verträgen gegeben sein. Da in diesem Falle die britischen 
„Lenkenden“ vermutlich ebenfalls primär „versorgungswirtschaftlich“ denken wer- 
den, liegt es nahe, daß England seine handelspolitischen Anstrengungen dann nur 
noch auf diejenigen Länder richten wird, deren Strukturen — um mit Hans 
Krämer zu reden — der englischen gegenüber „ergänzungsfähig“ sind. 
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MATERIALIEN 


a 


Vertrag über die Förderung der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
dem Deutschen Reich und dem Königreich Rumänien vom 23. März 1939 


Das Deutsche Reich und das Königreich Rumänien sind in dem Bestreben, die sich ständig 
erweiternden Wirtschaftsbeziehungen zwischen beiden Ländern zu vertiefen und im beider- 
seitigen Interesse großzügig und planvoll auf wirtschaftlichem Gebiet zusammenzuarbeiten, 
übereingekommen, hierüber in Verfolg ihrer friedlichen Ziele einen Vertrag abzuschließen. 

Artikel I. — Über die Zusammenarbeit der vertragsschließenden Teile wird in Er- 
gänzung der bestehenden Regelung des deutsch-rumänischen Wirtschaftsverkehrs ein mehr- 
jähriger Wirtschaftsplan aufgestellt, bei dem der Ausgleich des gegen- 
seitigen Wirtschaftsverkehrs grundsätzlich erhalten bleiben soll. 

Der Wirtschaftsplan soll auf der einen Seite die deutschen Einfuhrbedürfnisse befriedigen 
und auf der anderen Seite den Entwicklungsmöglichkeiten der rumänischen Erzeugung und 
den inneren rumänischen Bedürfnissen sowie den Notwendigkeiten des rumänischen Wirtschafts- 
verkehrs mit anderen Ländern Rechnung tragen. 

Der Wirtschaftsplan soll sich insbesondere erstrecken auf: 

1. a) Die Entwicklung und Lenkung der rumänischen landwirtschaft- 
lichen Erzeugung. Hierbei soll nach zuvorigem Erfahrungsaustausch der beiderseitigen 
in Frage kommenden Stellen auch der Anbau neuer und die Vermehrung bereits angebauter 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse, insbesondere von Futtermitteln, Ölsaaten und Faserpflanzen 
in Angriff genommen werden. 

b) Die Entwicklung bestehender und die Gründung neuer landwirtschaft- 
licher Industrien und Veredelungsbetriebe. 

2. a) Die Entwicklung der rumänischen Holz- und Forstwirtschaft. 

b) Die Gründung holzwirtschaftlicher Betriebe und Industrien, soweit dies 
im Hinblick auf 2. a) erforderlich erscheint. 

3. a) Die Lieferung von Maschinen und Anlagen für die Bergbaubetriebe in Rumänien. 

Die Gründung von gemischten deutsch-rumänischen Gesellschaften 
zur Erschließung und Verwertung von Kupferschwefelkies in der Dobrudscha, von Chromerzen 
im Banat, von Manganerzen in der Gegend von Vatra Dornei-Resteni; ebenfalls soll die Ver- 
wertung von Bauxitvorkommen und gegebenenfalls der Aufbau einer Aluminium- 
industrie geprüft werden. 

4. Die Gründung einer gemischten Deutsch-Rumänischen Gesellschaft, die sich mit der Er- 
forschung von Mineralöl und der Durchführung eines Bohr- und Verarbeitungs- 
programms befassen soll. 

5. Die Zusammenarbeit auf industriellem Gebiet. 

6. Die Schaffung von Freizonen, in denen Industrie und Handelsunternehmungen 
errichtet werden sollen, und die Anlage von Lagern und Umschlagseinrichtungen für die 
deutsche Schiffahrt in diesen Freizonen. 

7. Die Lieferung von Kriegsgerät und Ausrüstungsgegenständen für die rumä- 
nische Armee, Marine, Luftwaffe und die Rüstungsindusirie. 

8. Den Ausbau des Verkehrs- und Transportwesens, des ‚Straßennetzes und 
der Wasserwege. 

9. Errichtung von Betrieben der öffentlichen Hand. 

10. Das Zusammenwirken deutscher und rumänischer Banken im Interesse 
beider Länder, insbesondere zur Finanzierung der einzelnen Geschäfte. 

Artikel II. — Mit der Durchführung dieses Vertrages werden die auf Grund des in 
Artikel 32 des Niederlassungs-, Handels- und Schiffahrtsvertrages zwischen dem Deutschen 
Reich und dem Königreich Rumänien vom 23. 3. 1935 eingesetzten Regierungsausschüsse 
beauftragt. 

Artikel III. — Die Regierungsausschüsse werden sich jeweils von ihren Absichten, die 
im Sinne dieses Vertrages liegen, in Kenntnis setzen. Sie entscheiden über die Ausführung der 
einzelnen Vorhaben. Die beiden Regierungen werden den Wirtschaftsorganisationen und Firmen, 


Schrifttum 401 


die mit der Vorbereitung und Durchführung der in Artikel I bezeichneten Vorhaben befaßt 
‘werden, die erforderliche Unterstützung gewähren und die Ausführung der von den Regierungs- 
ausschüssen gebilligten Vorhaben durch Erteilung der Genehmigungen erleichtern, die gesetzlich. 
notwendig sind. 

ArtikelIV. — Die in Durchführung dieses Vertrages zu leistenden Zahlungen von. 
Deutschland nach Rumänien und umgekehrt erfolgen nach dem für den deutsch-rumänischen, 
Zahlungsverkehr allgemein geltenden Bestimmungen. Die Regierungsausschüsse können verein- 
baren, daß ein Prozentsatz des Erlöses der in Artikel I Ziffer 7—g vorgesehenen, sowie son- 
stigen Warenlieferungen für Kapitalbeteiligungen und für Finanzierungen der in Artikel I be- 
zeichneten Vorhaben verwendet wird. 

Artikel V. — Dieser Vertrag soll ratifiziert werden. Er tritt einen Monat nach Aus 
tausch der Ratifikationsurkunden, der sobald als möglich in Berlin erfolgen soll, in Kraft. Die 
vertragsschließenden Teile werden den Vertrag bereits mit dem Tage der Unterzeichnung vor- 
“ läufig anwenden. 

Der Vertrag bleibt bis zum 31. 3. ıg44 in Kraft. Wird er nicht ein Jahr vor diesem Zeit- 
punkt gekündigt, so gilt er als auf unbestimmte Zeit verlängert. Er kann dann jederzeit unter 
Einhaltung einer Frist von einem Jahr zum Ende eines Kalendervierteljahres gekündigt werden. 

Unterzeichnet in Bukarest in deutscher und rumänischer Sprache in je zwei Urschriften 
am 23. März 1939. 

gez. Fabricius gez. Gafencu 
gez. Wohlthat gez. Bujoiu 


SCHRIFTTUM 


Dr. Hans Krämer: Die Wechselbeziehungen zwischen Wirtschaftsstruktur und 
Außenhandel. Eine theoretische und methodische Untersuchung nebst empirischer Darstellung am 
Beispiel der Entwicklung in Deutschland vom Weltkrieg bis zur Gegenwart. Robert Noske, 
Borna Bez. Leipzig 1938. X + 166 S. Geb. RM. 5.40. 

Die Krämersche Arbeit, die dem Leipziger Arbeitskreis Professor Karl C. Thalheims ent- 
sprungen ist, verdient die ernsthafte Beachtung aller, die mit der Leidenschaft des geistigen 
Menschen an einer Erneuerung der Wirtschaftswissenschaft und darüber hinaus an einer 
wirtschaftlichen Neugestaltung der Welt Anteil nehmen. Wenn die zünftige Nationalökonomie 
in den letzten zehn Jahren mit Recht ein gut Teil ihres Prestiges verloren hat, so nicht des- 
halb, weil sie keine Patentmedizinen zur Bekämpfung des Zusammenbruchs der liberalen 
Wirtschaftsordnung zu liefern verstand, sondern weil der geistige Umbruch unserer Zeit ein 
radikales Abstreifen der ewig relativierenden Wissenschaftshaltung erzwang und damit die 
jungen Kräfte von innen heraus nötigte, auf gänzlich neuem Grunde einen Neubau zu ıver- 
suchen. Für den Kreis um Karl C. Thalheim ist in diesem Ringen die Struktur- 
lehre der Mittelpunkt einer ganz neuen Konzeption der nationalökonomischen Wissenschaft 
geworden, und die vorliegende Arbeit will der erste Niederschlag dieses neuen Denkens sein. 
Sie hält sich — bis auf eine flüssig durchgeführte Anwendung des neuen „Strukturdenkens“ 
auf die deutsche Entwicklung — streng im theoretischen Rahmen, und wenn sie darin dennoch 
eine außerordentliche Aktualität und Wirklichkeitsbezogenheit erkennen läßt, so ist dies 
weniger bewußt gewollt (etwa im Sinne einer Tatsachenforschung), als erfreulicherweise viel- 
mehr der natürliche Erfolg der Tatsache, daß das Ganze aus dem Geiste unserer 
Zeit gewachsen ist: „Der volkswirtschaftliche Raum wird immer weniger nach den Mög- 
lichkeiten internationaler Arbeitsteilung und immer mehr nach den Notwendigkeiten natio- 
naler Wirtschaftszusammenfassung beurteilt.“ Dadurch tritt „die Betrachtung der ganzheit- 
bezogenen volkswirtschaftlichen Struktur in ihren organischen Gesetzlichkeiten” in den 
Mittelpunkt. 

Nach Karl C. Thalheim werden Strukturelernente und strukturbestimmende Faktoren unter- 
schieden. Zu den Strukturelementen zählt das Verhältnis der Wirtschaftszweige zu- 
einander, das Verhältnis der Betriebsgrößen und Unternehmungsformen, die Standortver- 
teilung (Verhältnismäßigkeit im Raume), das Verhältnis des vorhandenen bzw. sich bildenden 
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Kapitals in seiner Verwendung und Verteilung, die soziale Schichtung, das Verhältnis ‚des 
Staates zur Wirtschaft, Statik und Dynamik im Wirtschaftsleben und die weltwirtschaftliche 
Verflechtung und Abhängigkeit. Strukturbestimmende Faktoren ‚nennt Krämer 
den Raum in seinen natürlichen, geographischen, geologischen und klimatischen Bedingt- 
heiten; das Volk, objektiv nach Größe und Aufbau, subjektiv in seiner Verbrauchsgestaltung ; 


Technik und Wissenschaft; die Wirtschaftsgesinnung des Volkes, die maßgeblich von Rasse, 


Religion und Kulturstufe beeinflußt wird, und die politische Gestaltung, wie sie geschichtlich 
geworden ist und in der jeweiligen Staatsform zum Ausdruck kommt, Die Wirtschaftsstruktur 
wird wesentlich als etwas ewig sich veränderndes Lebendiges gesehen, und die Strukturwand- 
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lungen werden methodisch gegenüber den sonstigen volkswirtschaftlichen Bewegungserschei- 
nungen (Saisonschwankungen, Konjunktur, Trend) abgegrenzt. 

Es leuchtet unmittelbar ein, warum wir gerade dieser Arbeit hier einen so breiten Raum 
der Besprechung geben, packt sie doch mitten hinein in die Problematik der 
staatenwirtschaftlichen Forschung. Totalitäre staatliche Lenkung der Wirtschaft 
bedeutet für den Lenkenden immer die Notwendigkeit eines Bildes von Stand und „Bewegung“ 
der Struktur, das um vieles klarer als das der Obrigkeiten im liberalen Wirtschaftsstaat sein 
muß. (Vgl. Staatenwirtschaft, Jan. 1958, S.62 ff.) Da überdies die Krämersche Arbeit von 
dem neuen Strukturbegriff aus die Brücke hinüber zu den Problemen des Außenhandels 
schlägt, so wird sie neben dem vor zwei Jahren an dieser Stelle (Juliheft 1937) besprochenen 
Buch Karl W. Kapps (,„Planwirtschaft und Außenhandel“) zu einem der ersten spezi- 
fisch staatenwirtschaftlichen Bücher, die überhaupt erschienen sind. Wie Krämer 
das „strukturgesetzliche System der volkswirtschaftlichen Außenhandelsverflechtung“ sieht, ver- 
anschaulicht er in der hier wiedergegebenen Zeichnung, die — obwohl wie alle derartigen 
Verabsolutierungen einseitig und angreifbar — das wesentlich Staatenwirtschaftliche seiner 
Gedankenführung durchaus klarmacht. Staatenwirtschaftlich ist auch seine Forderung, daß für 
andere Volkswirtschaften ähnliche Darstellungen der Wechselbeziehungen zwischen Wirtschafts- 
struktur und Außenhandel zum Nutzen einer durchgreifenden Neugestaltung der internationalen. 
Handelsbeziehungen durchgeführt werden möchten. 
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Wie bei allen kühnen Arbeiten haften auch dieser Untersuchung freilich noch eine Reihe 
methodischer Mängel an, und schwach erscheint auch die Kritik Krämers am liberalen Welt- 
' handelssystem. Für ihn sind Agens des liberalen Wirtschaftens die Preis- und Kostenvorteile; 
' die Bereicherungsidee und das Vorkerrschen individualwirtschaftlicher Denkweise, die ihm in 
seiner weiten, „historischen“ Fassung des Strukturbegriffs besonders geläufig sein sollten, 
spielen für Krämer keine Rolle. Man muß sich hier entscheiden, ob man mit der neuen 
' Strukturlehre beweisen will, daß der Liberalismus als praktisches Wirtschaftssystem die 
Strukturelemente und „Strukturfaktoren“ nicht erfaßt oder gar negiert hat oder ob man — 
was allein sinnvoll sein kann — nur der liberalen Tdeologie vorwerfen will, daß sie diese 
Dinge nicht sah. Der Satz „König Preis und der Mechanismus seines Gesetzapparates 
regieren immer weniger“ läßt erkennen, daß Krämer nicht durch den Schleier der Regle- 
mentierungen hindurchsieht, die heute das Antlitz des Königs Preis nur verhüllen. Die 
„Dynamik der staatlichen Wirtschaftslenkung hat in Wirklichkeit mit der Entthronung des Prei- 
ses sehr wenig gemein. Ein weiterer kleiner Mangel ist eine gewisse Unstraffheit der Formu- 
lierungen, in denen Tautologien nicht selten sind. Im ganzen wird davon die Flüssigkeit der 
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Gedankenführung und die Fruchtbarkeit des Gesamtwerkes nicht berührt. 


Stefan Th. Possony: Die Wehrwirtschaft 
des totalen Krieges, Wien 1938, Gerold & Co., 
155 8. 

Die Wehrwissenschaft vertritt im allge 
meinen die Auffassung, daß die kriegswirt- 
schaftlichen Maßnahmen bereits im Frieden 
eine umfassende Wirtschaftssteuerung durch 
den Staat notwendig machen. Anders der Ver- 
fasser, der nachzuweisen sucht, daß eine 
„sinnvolle“ Wehrwirtschaft nur die freie 
Wirtschaft sein könne. 

Der erste Teil des Buches bringt — wohl 
zum erstenmal — eine Schätzung des Kriegs- 
bedarfes an Menschen und Material während 
eines Jahres, bei Annahme einer Frontlänge 
von 1000 km und bestimmten Kriegsmetho- 
den und -typen (Landoffensive usw.). Von 
staatenwirtschaftlichem Interesse ist der zweite 
Teil. Eine der Hauptforderungen, zu denen 
P, hier gelangt, ist die Intensivierung des 
Außenhandels, ‚um die Mittel bereitzustellen, 
einen möglichst großen Teil des Kriegs- 
bedarfs im Ausland herstellen zu tassen“. 
Er fordert zu diesem Zweck Freihandel, freie 
Konkurrenz, Steuerermäßigung, Verzicht auf 
jede Beschränkung der Unternehmerinitiative, 
Wiedereinführung der Gold- oder Goldkern- 
währung. Er verkennt zwar nicht, daß dem 
Staat in der Wehrwirtschaft eine wichtige 
Rolle zufalle, da dieser als Käufer und spä- 
ter Verkäufer großer Lager auftrete und die 
Produktion bestimmter Güter überwachen 
müsse, lehnt aber vom Standpunkt einer ratio- 
nellen kriegswirtschaftlichen Vorbereitung allen 
staatlichen Interventionismus strikt ab. 

Fraglich bleibt bei dieser nicht anders 
als liberalistisch zu bezeichnenden Wehrwirt- 
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schaft, wie Güterangebot und -nachfrage, die 
selbst nach P. Meinung weit auseinanderklaf- 
fen müssen, aufeinander abgestimmt werden 
sollen. Soll wirklich die freie Konkurrenz bis 
ins Letzte entscheidend bleiben, d.h. soll es 
dem Staat auch verwehrt sein, eine Bedürfnis- 
skala festzulegen? Soll der Staat zusehen, wie 
sich z.B. Außenhandelsbeziehungen nach Ren- 
tabilitätsgesichtspunkten einspielen, die in einem 
Krieg nicht aufrechterhalten bleiben können, 
weil die „rentablen“ Handelswege sicherlich 
blockiert werden? Soll und kann, wenn ein 
Staat die Wirtschaft lenkt, der andere dann 
überhaupt noch für sich eine freie Wirt- 
schaft und freien Handel aufrechterhalten? 
(Wenn der Freihandel wehrwirtschaftliche 
Vorteile in sich schlösse, würde jeder frei- 
händlerische Staat nicht nur seine, sondern 
auch die Wehrwirtschaft des anderen unter- 
stützen!) Wie soll der Staat dann anders ein- 
greifen als durch Lenkung der Wirtschaft 
und Planung nach außen? Selbst wenn die 
Wirtschaftsentwicklung, die in den letzten 
Jahren universell zu wachsender Einfluß- 
nahme des Staates geführt hat, umkehrbar 
wäre, müßten die wehrwirtschaftlichen Auf- 
gaben doch immer wieder zu staatlicher Len- 
kung führen, da Rentabilität der Privatwırt- 
schaft und Erwägungen des Staates nun ein- 
mal auf verschiedenen Ebenen liegen. 
Harald Lessos. 


Hugo Richarz : Wehrhafte Wirtschaft. 


‚Ein Beitrag zur Begriffserklärung und Me 


thode der Wehrwirtschaftslehre. Veröffent- 
lichungen des Instituts für allgemeine Wehr- 
lehre der Friedrich-Wilhelm-Universität Ber- 
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lin, herausgegeben von Oskar Ritter von Nie- 
dermayer, Heft 3. Hamburg 1939, Hanseati- 
sche Verlagsanstalt, 1939. 93 S. 

Das Buch gibt eine kurze Einführung in 
den gesamten Fragenkreis, der durch die In- 
beziehungsetzung der Begriffe „Wehrhaft- 
machung“ und „Wirtschaft“ aufgerollt wird. 
„Wehrhafte Wirtschaft“ soll dabei nicht die 
Kriegswirtschaft oder die Wehrwirtschaft im 
Sinne einer „Sonderform der Wirtscnaft“ 
bedeuten, sondern ‚in erster Linie den auch 
im Wirtschaftsleben zum Ausdruck kommen- 
den und durch die Erfahrungen des letzten 
Menschenalters geschärften politischen Willen 
eines Volkes zur wehrhaften Selbstbehauptung 
gegen jede Beschränkung seiner Lebensnot- 
wendigkeiten“, Daß dieser völkische Selbst- 
behauptungswille den Vorrang der „Welt 
wirtschaft“ im Sinne des liberalen Welt- 
bildes nicht mehr anerkennen kann, ist ohne 
weiteres klar. Richarz weist aber richtig dar- 
auf hin, daß sich hier Ursache und Wirkung 
gegenseitig bedingen und daß die recht 
lichen und tatsächlichen Grundlagen dieser 
Weltwirtschaft bereits durch die Benützung 
wirtschaftlicher Machtmittel in Kriegszeiten 
— durch das „angelsächsische Kriegsrecht“ — 
zerstört worden sind. Für die hier behandel- 
ten Fragen ist fernerhin wichtig, daß der 
Verfasser keineswegs die wehrhafte Wirt- 
schaft ohne weiteres mit einer autarken Wirt- 
schaft gleichgesetzt wissen will. Das Ziel der 
wehrhaften Wirtschaft ist zunächst ein rein 
praktisches, vitales: die Selbstbehauptung. 
„Dieses Ziel zwingt weder logisch noch 
ethisch, die Autarkie für ein besonders hoch- 
wertiges oder wirtschaftlich besonders lei- 
stungsfähiges Wirtschaftsprinzip zu halten“. 
Englands Flottenpolitik bietet das beste Bei- 
spiel dafür, daß die nationale Selbstbehaup- 
tung ebensogut zu dem Mittel der Abschlie- 
Bung wie zu dem Mittel der militärischen 
Sicherung des Außenhandels greifen kann. 

Die Arbeit leidet etwas unter der allzu 
knappen Darstellung; die vielfältigen Fragen, 
die sich aus den Ansprüchen der „Wehrhaft- 


Staatenwirtschaft 


machung“ in Kriegs- und Friedenszeiten an 
die Wirtschaft ergeben, und die Rückwir- 
kungen dieser Ansprüche auf die Organisa- 
tion der Gesamtwirtschaft mußten vielfach 
mehr angedeutet als ausgeführt werden. 
Elisabeth Linhart. 


Johannes Stoye: Die geschlossene 
deutsche Volkswirtschaft, 
Autarkie — Vierjahresplan. Leipzig und Ber- 
lin 1937, B. G. Teubner. 113 S. 

Stoye setzt sich mit dem Vorwurf ausein- 
der, Deutschland erstrebe im Zweiten Vier- 
jahresplan eine böswillige Autarkie, d. h. eine 
grundsätzliche Abschließung von der übrigen 
Welt. Autarkie bedeutet aber nicht Kontrak- 
tion oder Isolierung, sondern Expansion, d.h. 
„Sicherung der heimischen Wirtschaft durch 
hinreichende Kräftigung für den Fall der 
Notwendigkeit, sich der denkbar schwierigsten 
Lage gegenüber erhalten zu müssen“. Der 
Gegensatz zu einer so verstandenen expansi- 
ven Autarkie, wie sie schon lange vor dem 
Weltkriege, z. B. von Fichte und Ruhland, 
und während des Krieges von Kjellen gefor- 
dert worden war, ist die aus übertriebener 
weltwirtschaftlicher Arbeitsteilung entstehende 
Monokultur. Ein Staat, der sich einmal der 
Monokultur ergeben hat, wie z.B. Großbri- 
tannien der Industriemonokultur, und der da- 
mit sein wirtschaftliches Existenzminimum 
nicht mehr im eigenen politischen Raum 
findet, geht entweder zugrunde oder wird zu 


einer schrankenlosen imperialistischen Aus 


dehnung getrieben. Die geschlossene deut- 
sche Volkswirtschaft, die mit dem Zweiten 
Vierjahresplan geschaffen wird, wird dem 
deutschen Volk sein wirtschaftliches Existenz 
minimum garantieren und die Binnenwirt- 
schaft durch eine zweckmäßig gelenkte 
Außenwirtschaft stärken. Der zweite Teil der 
Schrift behandelt Deutschlands Versorgungs- 
lage mit Rohstoffen und Nahrungsmitteln 
und die Möglichkeit, Versorgungslücken im 
Zuge des Zweiten Vierjahresplanes auszu- 
füllen. Richard Seiler. 


Anschriften der Mitarbeiter dieses Heftes: Dr. Hans Krämer, Dresden-A. 24, Hettnerstr. 3; 
Dr. Elisabeth Linhart, Berlin-Dahlem, Haderslebener Str. 23a; Dr. Harald Lossos, 
München-Pasing, Putzstr. 1; Dr. Richard Seiler, Berlin-Nikolassee, Hoiruperstr. 12; Dr. Heinz 
Wilsdorf, Leipzig C1, Petersstr. 13. Anschrift der Schriftleitung: Schriftleiter Dr. Arnold 


Seifert, Berlin W 15, Fasanenstr. 70. 


Heft5 


Geopolitik — 


ee ee ee a a ie 


GEOPOLITICA 


- die italienische Schwesterzeitschrift der „Geopolitik“ 


Unter der Shirmherrschaft des Kultusministers 


Exzellenz Bottai 


herausgegeben von 


GIORGIO ROLETTO ...ı ERNESTO MASSI 


Preis für Großdeutscland: 


3ahrgang RM 12.50 


Sie fanden im Textteil des vorhergehenden Heftes einige Hinweise darauf, was 
diese neue Zeitschrift will, deren Herausgeber inzwischen vom italienischen 
Regierungschef Mussolini empfangen und zu ihrem Unternehmen beglück- 
wünscht worden sind. Auch der deutsche Leser der Geopolitik, sofern er 


die Sprache versteht, sollte die italienische Arbeit verfolgen. 


Auslieferung 
für Großdeutscland: 


Kurt Vowinckel Verlag 
HEIDELBERG 


Volksdeutsches Schrifttum 


Karl von Möller 


Grenzen wandern 
Ein Banater Roman. 320 Seiten. Broschiert RM 3.60, Leinen RM 4.80 


Ausgezeichnet mit dem Westmarkpreis 1938 


Deutsche Kolonialzeitung, Berlin: Zweifellos eines der besten Bücher vom Schicksal der 
Auslanddeutschen, das in den letzten Jahren geschrieben wurde. Ritter 


Band 2 Karl Rom 


Rebellion in der Gottschee 
320 Seiten. Broschiert RM 3.60, Leinen RM 4.80 


Schwäbische Rundschau: Das Buch ist erfüllt von dem kräftigen Atem bodenständigen 
Deutschtums und gewährt einen vollendeten Einblick in das noch heute lebendige, _ 
von den Vätern überkommene Brauchtum. Die reichbewegte Handlung, die Glück, 
Not und Elend der Menschen des Landes umfängt, ergänzt die volksdeutsche Aufgabe 
des Buches aufs glücklichste. 


Band 3 Kurt Müno 


Der Schwabenkönig 
Ein Stephan-Ludwig-Roth-Roman. Geleitwort von Dr. Otto Folbertb, Mediasch 
263 Seiten. Broschiert RM 3.60, Leinen RM 4.80 


Berliner Börsenzeitung: Det Pfarrer Roth aus Siebenbürgen ist einer jener Männer, die 
in der Geschichte des deutschen Volkes einen unverlierbaren Ehrenplatz verdienen. Er 
gehört in die Reihe der Männer wie Schlageter, Schill, Palm, Andreas Hofer, die für 
den Freiheitskampf ihres Volkes den Tod erlitten. Durch den Roman Münos haben 
wir nunein wirkliches Volksbuch. Der Jugend vor allem muß dieses Buch in 
die Hand gegeben werden. Sie wird darin nicht nur Heldentum und Größe der mensch- 
lichen Seele finden, sondern eine Ahnung von Kampf und Schicksal des Auslandsdeutsch- 
tums, das gegen alle äußeren Lockungen sein deutsches Herz, seine deutsche Sprache 
und seine Liebe zu Volk und Art bewahrt. 


Band 4 Carl Hoinkes 


Meister Andreas 
492 Seiten (mit Initialen). Broschiert RM 6.50, Leinen RM 7.50 


Prof.H. Kindermann in den „Deutschen Monatsheften in Polen“ : Den stärksten Gestalter, einen 
Mann, dessen Schaffen den geborenen Epiker verrät, besitzt das Deutschtum in Polen 
in dem Bielitzer Carl Hoinkes, in dem die Kulturtradition der über sechshundert Jahre 
alten deutschen Sprachinsel Bielitz sich ausformt, die das schlesische Menschentum 
dieses Gebietes, das auf immer zutiefst echtestes deutsches Volkstum war und ist, lebens- 
kräftig und groß herausstellen. 


Amalthea-Verlag (Zürich—-Leipzig- Wien) 


Snhalt von 
Heft 4 der neuen Monatsfhrift 


Wir und die Welt 


Monatlich ein Blick in die Ferne 


Bücher aus aller Welt 

Ehrliche oder unehrliche Methoden, Bon Rudolf Rrohne 
Deutjchland und das europäifche Schiekfal. Bon Reichsamts- 
leiter Werner Daig 

Siowalei und Rarpatho-Ukraine, Von Dr. G. U. Rüppers- 
Sonnenberg mit Bildern vom Verfaffer, Tfchira und Schröder 
Der Mythos der Donau. Bon Dr. Richard Bufch-Zantner 
Die gefchichtlichen und geiffigen Grundlagen national« 
fozialiftifchen Wirtfchaftsdentens, Von Dr. Dito Schäfer 
Ein herrenlojes Gibraltar. Bon Freiherr v.d. Gol& 

Bier Sahre Fernjehprogrammbetrieb. Bon Dr. Wagenführ 
KRorfika. Bon Alois Wagner, mit Bildern von Tfehira 

Eine Frau fohreibt aus New York, Bon Edith Boed 
Gefßhichten, die zu denfen geben. Von Rudolf Krohne 

Das Unrecht an Deutfh-DOftafrifa. Von Dr. E. G. Sacob 
Libyen, ein Bildbericht von Argus-Foto 

Licht und Schatten. Don Rudolf Rrohne 

Politit am Dodefanes. Bon Kurt Siewert 

Reifebilder aus Sugoflawien. Bon Hans Fuchs 

Biele Bilder auf Runftdrud, Rupfertiefdrudf und Schwarzweiß im 
Tert: Rarten, Skizzen, altuelle Fotos und Slugbilder 


Monatlich 1 Heft - Preis viertelj. 5.50 RM, Einzelnummer 2.— AM 
Berlangen Sie bitte unverbindliche Zufendung des Projpeftes 
und fojtenlofen Brobeheftes 


elf 


KURT VOWINCKEL VERLAG 
HEIDELBERG—-BERLIN— MAGDEBURG 


SI 


MWILISLSIS 


Banderziefungsheim 
Schloß und Burg Marguariftein 
Oberbayern 


Staatlich anerkannte 


Heimschule für Knaben und Mädchen 
in den bayrischen Alpen, Nähe Chiemsee 


RT; 
ZHLLER, 


die vielseitige einäugige Spiegelreflex-Kamera 
24/36 mm (36 Aufnahmen): Kine-Exakta 
4/6,5 cm (8 Aufnahmen): Standard-Exakta 
Schlitzverschluß von 1/1000 bis 12 Sek. / Selbst- 
auslöser /Auswechselbare 

Objektive bis1:1,9/Mikro- 

zwischenstück / Vaku- 

blitzanschluß 


RAR 


KALIEICTER 


KELITTER 
ZCHÄCÄCOHÜEmGo, 


Z 
STILTE 
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Oberrealschule u. Reformrealgymnasiumin 
Entwicklung zur Oberschule (bis z. Abitur). 
Unterricht in kleinen Klassen. Umschulung. 
Nachhilfe. Familienartige Erziehungsgemein- 
schaften. Körperliche Betreuung auch zarter 
Kinder. Klimatisch gesündeste Lage. Viel 
Sport und Aufenthalt (auch Unterricht) 
im Freien. Weites Park- und Wiesengelände. 
Handwerk. Musik. Ausdruckspflege. 


Besondere unterrichtliche Fürsorge für 
Ausländer und Auslandsdeutsche. Aus- 
tauschlehrer im Heim. Seit Jahren Schüler- 
austausch. Im Juli und August Ferienheim, 
auch für Auslandskinder (Mädchen nicht 
über 14 Jahren). 


Prospekt und Drucksachen durch das Sekretariat 
Neues Schloß, Marquartstein. Fernruf Grassau 88 
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Gründer und Leiter: 
Hermann und Elisabeth Harleß 


Lieferung der Zeitschrift für 
GEOPOLITIK 


Alle Bezieher der Zeitschrift für GEO- 
POLITIK, die ihre Hefte unverpackt 
durch den Briefträger im Wege der 
Posteinweisung erhalten, werden ge- 
beten, bei Ausbleiben eines Hefies 
zunächst bei ihrem Briefiräger zu 
reklamieren. 
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AUSKUNFT: STADT. VERKEHRSAMT POSTFACH 171 
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Kurt Vowinckel Verlag, Heidelberg-Berlin Druck: S i i 
D —_ : Spamer A.-G., Druckerei, Leipzig 05 — i 
Hi den Inhalt: Professor Dr. Karl Haushofer, Generalmajor a. D., München oO 97, Babe Str. ee 
tung: Kurt Vowinckel, Heidelberg — Verantwortlich für die Anzeigen: Hans Boehm, Heidelberg — Durchschnittsauf- 
lage 4. Vierteljahr 1938; 5500 — Zur Zeit P.L. 4 gültig 


-BORISNEBE h 


_ Abenteuer N) \ 
in den Anden \ 


- de ift. ein zechtes Abenteuerbud, wenn man —- 
unter Xbenteuer Leben, Sichbehaupten oder Verloren: 
| feini in der Weite und Schrednis urfprünglicher Landfchaft 
 verfteht. Gewiß, auch das Meffer hat gelegentlich zu entz 
‚Stheiden bei der zafch auflodernden Leidenfchaft diefer Heiße 
. blütigen Naffe am See „Nahuel Yuapi”. Worum esaber 
geht, Das ift das Schieffal des Deutfchruffen Thomas Brot, 
der fich hier angefiedelt hat auf einer Rinderfarm inmitten 


E  biefer Urlandfchaft von ‚Gebirge, Wildwald und Pampa 


ber argentinifchen Hochanden. In der gefährlichen Freiheit 


eines primitiven Dafeins fern aller Zivilifation, in der 


Wunderwelt einerübermächtigen, großartigen Natur wachs 
fen Menfch und Tier zufammen. Auch Die Indios und 
- Gauchos werden dem Europäer zum Freund, weil er es 
ihnen gleichtut im Sattel, beim Zureiten halbwilder Pferde 
undam nächtlichen Engerfeuer,aufendlofen Gebirgepfaden 
‚beim Teanspost der Rinder und bei ber Jagd auf ben 
zeißenden Puma. Daß in diefe zaube Männerwelt auf 
nicht alltägliche Meife eine junge Frau aus unferer Heimat 
gerät, das bringt in Diefes Buch voll abenteuerlicher Ber 
. gebenheiten die fanftere Oegenmelodie. 
Leinen RM. 5,80 / Zu beziehen busch jede gute Buchhandlung. 
Verlangen Sie unferen ausführlichen iluftrierten Profpekt! 


: HANSEATISCHE VERLAGSANSTALT HAMBURG 


Hauptwerke deutscher Geschichts schne | 
2 ERICH MARCKS BET 


Der Aufftieg des Reiches a 
Deutfhe Sefchichte von 1807.bi8 1871/78. 2 Bände, 1135 Seiten. 5. Tfd. Im Leinen AM 24. 

Seitdem Heinrich von Treitfchke ftarb, ift einem Hiftoriker von Hang mehr eine Gefamt: 
f&hau jener fiebzig Sahre gelungen, in denen Deutfchlande Schicfal von jähem Fall zu 
Einigkeit und Größe führte, An Einzelunterfuchungen find wir überreih; was ung fehlte, war 
das große Epos diefer Zeit. Hier liegt e8 vor, in einer gültigen Sorm. Frankfurter Zeitung 


Früher erschien; 


Gefchichte und Gegenwart 
Fünf Hiftorifch-polieifche Heden. In Leinen RW 4,80 


England und Frankreich / Napoleon und Alerander / Tiefpunkte des deutfhen Schid: 
fald / Preußen ald Gebilde der auswärtigen Politif / Pfingftpredigt 


KARL ALEXANDER VON MÜLLER 
Dom alten zum neuen Deutfchland 


Huffäge und Neben 19r4— 1938. 330 Seiten, In Leinen NM 6,75 R 

Die Reden und Auffäße, die einen weiten Bereich des deutfchen Geifteslebens umfaffen 
und gefchichtliche Themen wie aktuelle Stellungnahmen umfoließen, find als Zeuaniffe 
eines Elarblickenden, früh das neue Werden erahnenden und begreifenden Wiffenfchaftlerse 
zu werten. Kieler Neueste Nachrichten FRE Sig 


Früher erschienen: 


Deutfche Gefchichte und deutfcher Charakter 


Auffüge und Vorträge. 239 Seiten. 3. Auflage, In Leinen RI 6.75 


Zwoıif Hifforiferprofile 


140 Seiten, In Leinen AM 3.60 


WILLY ANDREAS 
Deutfchland vor der Reformation 


Eine Zeitenwende. 660 Seiten. 4. Taufend. In Leinen RM 14.— 
Eine ganz überragende Teiftung jüngfter deutfcher Gefhichtöfchreibung. Die grandiofe 
- Schilderung einer Zeitenwende, die den Weg in die deutfche Zukunft weift. 
Germ.-Roman. Monatsschrift 


” 
Kampfe um Volk und Reich 
Auffäne und Reden zur deutfchen Gefchichte des 19. und 20, Sahrhunderts. In Leinen HM 6.80 
Sn gewohnter Meifterfchaft der Darftellung und Sprache fchildert der Verfafler an 
einzelnen SPerfönlichkeiten oder Fragen die gefhichtliche Bewegung zur Gegenwart bin, 
Jahrbuch für Wissenschaft und Fugendbildung i 


In allen Buchhandlungen erhältlich 


DEUTSCHE VERLAGS-ANSTALT STUTTGART / BERLIN 
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